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Vorbemerkung 

Im Hauptteil dieser Ausgabe wird der erste Teil der Rückschau zu den russi-

schen Revolutionen 1917 aus den AzD 88 fortgesetzt. A. Schröder arbeitet her-

aus, dass das Jahr 1917 nicht zu verstehen ist, wenn man es „nach Lenin“ erzählt 

– es muss neu erzählt werden, und dies geht nur in Auseinandersetzung mit dem 

Stand der bürgerlichen Forschung zu diesem Thema. Dem weicht die Linke 

konsequent aus, sie bleibt bei der Erzählung „nach Lenin“, beim „kanonisierten 

Leninismus“.   

Des Weiteren befasst er sich mit der Frage, warum das Wesen der Februarrevo-

lution so schwer zu erkennen ist und weshalb sie durchgängig falsch interpretiert 

wird.  

Abschließend stellt er Stefan Bollingers Erzählung über das Revolutionsjahr vor 

und kommt zu einem wenig schmeichelhaften Urteil über den Autor und seine 

positiven Rezensenten. 

Die anschließenden „Novemberfragen“ von H. Karuscheit befassen sich mit der 

Publizistik zum 100. Jahrestag der Novemberrevolution. Ähnlich wie beim Um-

gang mit dem russischen Revolutionsjahr nahm man auf der Linken zum guten 

Teil nicht einmal den gegebenen Forschungsstand zur Kenntnis. Erst recht 

brachte man nicht die weitergehenden Themen aufs Tapet, wie z.B. die Frage, 

ob die Ereignisse 1918/19 eher als Revolution oder als Konterrevolution zu be-

werten sind, oder, welche Fehler das Revolutionskonzept der revolutionären 

Linken aufwies. 

Der letzte Teil befasst sich mit der Bewegung der Gelbwesten. Andreas Wehr 

weist darauf hin, dass die Proteste auch Ausdruck einer gesellschaftlichen Spal-

tung sind zwischen den sozial Ausgepowerten, die meist am Rande der großen 

Städte oder auf dem Lande leben, und einer großstädtischen Kulturlinken, die 

einem kosmopolitischen Lebensstil frönt und zu der in Deutschland auch die 

Mehrheit der Linkspartei-Anhänger gehört. Die anschließende Dokumentation 

enthält den Forderungskatalog der Gelbwesten, der in der deutschen Presse so 

gut wie keine Beachtung fand. 

Mitteilungen in eigener Sache: 

Mailadresse: Wir verweisen noch einmal auf unsere neue Mailadresse für die 

Kontaktaufnahme, Bestellungen, Mitteilungen etc: >azd72@gmx.de<. 

AzD im Internet: Zusätzlich zur Printausgabe werden die AzD auf der Web-

seite www.kommunistische-debatte.de/?page_id=851 eingestellt. 

Info-Angebot: Die AzD-Redaktion verschickt in unregelmäßigem Abstand 

per Mail Links zu Analysen und Hintergrundberichten zu nationalen und inter-

nationalen politischen Fragen aus der deutschsprachigen Presse (Print- und In-

ternetmedien). Wer daran Interesse hat, kann uns ihre/seine Mailadresse geben 

und wird in den Verteiler aufgenommen.  

 

mailto:azd72@gmx.de
http://www.kommunistische-debatte.de/
file:///D:/Dateien%20von%20Kölle/Peter/AzD/86/Endredaktion/kommunistische-debatte.de/%3fpage_id=851
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Hundert Jahre russische Revolutionen 

Kritische Rückschau auf einige Publikationen (Teil 2) 

 

1. Die Weigerung, sich mit der bürgerlichen Geschichtsschreibung   

auseinanderzusetzen 

Der erste Teil der kritischen Rückschau (siehe AzD Nr. 88) begann mit ei-

nem Luxemburg-Zitat. Luxemburg erhob im unmittelbaren Kontext mit den Er-

eignissen in Russland die Forderung, „sich kritisch mit der russischen Revoluti-

on in allen historischen Zusammenhängen auseinanderzusetzen“. Einhundert 

Jahre später haben wir als Einstieg zu dieser Auseinandersetzung die Vorstel-

lung einer bürgerlichen Veröffentlichung gewählt, die in gewissem Umfang den 

Stand der bürgerlichen Forschung zu diesem Thema gut lesbar zusammenfasst.1 

Warum? 

Bereits vor anderthalb Jahren, bei einem ersten Versuch, bürgerliche und lin-

ke Positionen zum russischen Revolutionsjahr vorzustellen, schrieben wir in den 

AzD: „Den uns bisher bekannten linken Publikationen zum Thema ist augenfäl-

lig eines gemeinsam: Eine Auseinandersetzung mit dem bürgerlichen For-

schungsstand zu den russischen Revolutionen fehlt ebenso wie eine Kritik an der 

Popularisierung dieser Positionen.“2 Diese Einschätzung hat sich bestätigt. Eine 

Auseinandersetzung mit dem Stand der bürgerlichen Forschung findet in den 

linken Publikationen, die zu den russischen Revolutionen anlässlich des 100. 

Jahrestages erschienen sind, nicht statt. 

Stefan Bollinger, Mitglied der Historikerkommission beim Parteivorstand 

der Linkspartei, benennt in seinem Buch („Oktoberrevolution – Aufstand gegen 

den Krieg 1917 -1922“) über vier Seiten Autoren und Veröffentlichungen, die 

„die russische Revolution vom Oktober 1917 zum Gegenstand einer kritischen 

Geschichtsbetrachtung (machten). Die klügsten Werke wischten die Stalinschen 

Vereinfachungen und Verfälschungen beiseite.“ (Oktober, S. 20) Eine Vorstel-

lung oder gar eine ernsthafte inhaltliche Auseinandersetzung mit den Positionen 

und Erkenntnissen dieser „klügsten Werke“ überwiegend bürgerlicher und z.T. 

dezidiert antikommunistischer Couleur (z.B. Richard Pipes) wird der Leser aber 

vergeblich in Bollingers 200 Seiten umfassenden Werk suchen. 

Bei Frank Deppe („1917 / 2017 - Revolution und Gegenrevolution“) sind es 

bei genauerem Hinsehen zwei bürgerliche Quellen zu den sozialen und politi-

schen Verhältnissen Russlands aus den 70er3 und eine aus den 90er Jahren4 des 

                                                           

1 Nur in gewissem Umfang deshalb, weil eine einzelne Veröffentlichung – noch dazu, wenn 

sie gut lesbar und übersichtlich das Thema behandelt – natürlich nicht die Gesamtheit der 

Forschung mit allen ihren einzelnen Feldern und unterschiedlichen Positionen abbilden kann. 

2 AzD Nr, 84, S. 7 

3 Fischer Weltgeschichte Bd. 31 und Theda Skocpols Studie: „States and Social 
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letzten Jahrhunderts, die er in seinem Abschnitt zur russischen Revolution her-

anzieht. Eine Auseinandersetzung mit den Arbeiten Altrichters, Beyraus, Goe-

hrkes, Hildermeiers etc. aus diesem Jahrhundert, die insbesondere die Agrarver-

hältnisse und die Klassen der russischen Gesellschaft in einem anderen Licht 

erscheinen lassen, findet nicht statt. 

Bei Michael Brie („Lenin neu entdecken“ sowie „Was tun in Zeiten der 

Ohnmacht“)5 und Thomas Kuczynski („Was bleibt von der Oktoberrevoluti-

on“)6 wird auf die Darstellung der gesellschaftlichen Wirklichkeit Russlands 

vollständig verzichtet, eine Auseinandersetzung mit bürgerlichen Historikern zu 

diesem Thema unterbleibt ebenso. Beide Autoren verweigern die Auseinander-

setzung mit der gesellschaftlichen Wirklichkeit des zaristischen und revolutionä-

ren Russlands und suchen die Ursachen für das letztendliche Scheitern der Ziel-

setzungen der russischen Revolutionen in einem fehlerhaften Verständnis der 

Schriften von Hegel, Marx und Lenin zu Fragen der Dialektik oder der Staats-

theorie bei Brie; von Marx und Lenin zur Agrarfrage in Russland bei Kuczynski. 

Ihre Texte sind abgeleitete Theoriekonstrukte, deren einziger Bezug zur Wirk-

lichkeit der russischen Revolution aus den Zitaten der „Klassiker“ besteht. Hier 

wird die Wahrheit nicht in den Tatsachen, im tatsächlichen Verlauf der russi-

schen Revolution und ihrer Klassenkämpfe gesucht, sondern aus dem Abgleich 

der Schriften der Klassiker und ihrer vermeintlich richtigen oder fehlerhaften 

Interpretation durch Lenin hergeleitet. 

Im weiteren Verlauf des Artikels werden wir auf diese Veröffentlichungen 

noch eingehen. Hier ging es darum zu erläutern, weshalb wir die „Rückschau“ 

mit einer neuen bürgerlichen Veröffentlichung begonnen haben und beginnen 

mussten, da die vorherrschende linke Publizistik zu diesem Thema keinen ernst-

haften Beitrag geleistet hat und ganz offensichtlich auch gar nicht leisten wollte. 

Die Forderung Luxemburgs, „sich kritisch mit der russischen Revolution in al-

len historischen Zusammenhängen auseinanderzusetzen“, erfüllen die genannten 

Veröffentlichungen allesamt nicht. Demgegenüber konnten wir aus der Bespre-

chung von Smith' Buch in der letzten Nummer der AzD drei wichtige Erkennt-

nisse gewinnen, die es uns ermöglichen, die Ereignisse des Jahres 1917 in einem 

anderen Licht darzustellen. 

 

 

                                                                                                                                                                                     

Revolutions“ von 1979 

4 Fred Halliday: „Revolution and World Politics“ 

5 Michael Brie: Lenin neu entdecken; VSA, Hamburg 2017 =  

www.rosalux.de/publikation/id/14769/lenin-neu-entdecken/  sowie ders.: „Was tun in Zeiten 

der Ohnmacht“; in „Die Russische Linke zwischen März und November 1917“, Hrsg. W. 

Hedeler, Berlin 2017 

6 Berliner Debatte Initial 28 (2017) 4, S. 133 ff. 
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2. Drei Erkenntnisse, die dem „kanonisierten Leninismus“ widersprechen 

Beginnen wir mit einer Begriffsklärung. Ich benutze die Formulierung „ka-

nonisierter Leninismus“, weil die Vielzahl von konkreten Aussagen und Veröf-

fentlichungen Lenins zu den wechselnden politischen Situationen im Revoluti-

onsjahr durchaus vielgestaltiger und widersprüchlicher waren, als die „kanoni-

sierte“ Fassung des Leninismus sie darstellt. Man denke nur an die teils gegen-

sätzlichen Einschätzungen Lenins zur Februarrevolution,7 seine Beurteilung der 

April-Krise (dazu weiter unten im Text), die Interpretation der Situation nach 

der Juli-Niederlage in Petrograd,8 seine Einschätzung des Klassenbündnisses des 

Oktoberumsturzes9 etc. Diese Fehlgriffe bei der Beurteilung aktueller Umbrüche 

im Revolutionsgeschehen waren für einen politischen Führer, der teilweise 

fernab des eigentlichen Geschehens und mit durchaus limitierten Informations-

material versehen war, geradezu unvermeidlich. Der „kanonisierte Leninismus“ 

bügelt diese Kanten und Falten aus der Parteifahne der Bolschewiki heraus und 

stellt uns einen stringenten, stets treffend die Klassenkräfte analysierenden 

Lenin vor, der von Irrtümern des menschlichen Handels frei ist. Im „Kurzen 

Lehrgang der KPDSU (B)“ findet er seine konkrete Gestalt und erzählt uns eine 

andere Geschichte der russischen Revolution als die, die tatsächlich stattgefun-

den hat.10 

                                                           

7 Siehe dazu die Lenin-Zitate in den AzD 85, S. 13 ff bzw. die Bollinger-Rezension in diesem 

Artikel 

8 „Tatsächlich übt in Russland jetzt eine Militärdiktatur die eigentliche Staatsmacht aus; diese 

Tatsache wird noch verschleiert durch eine Reihe von Institutionen, die den Worten nach 

revolutionär, in Wirklichkeit aber ohnmächtig sind. Diese Tatsache steht unzweifelhaft fest 

und hat eine grundlegende Bedeutung, dass man, ohne sie begriffen zu haben, die politische 

Lage nicht verstehen kann.“ (LW, Bd. 25, S. 174)  

Apodiktischer kann man es kaum formulieren. Da nimmt es nicht Wunder, dass derselbe 

Autor von dem tatsächlichen Militärputsch Kornilows nur wenige Wochen später völlig 

überrascht wird: „Der Aufstand Kornilows ist eine ganz und gar unerwartete (zu diesem 

Zeitpunkt und in dieser Form unerwartete) und geradezu unwahrscheinlich schroffe Wendung 

der Ereignisse.“ (LW Bd. 25, S. 292) 

9 Den Herausgebern des „Kurzen Lehrgangs“ war durchaus klar, dass der Oktoberumsturz im 

Bündnis mit der großen Masse der Bauernschaft geschehen war - und nicht nur mit den 

Landarbeitern und armen Bauern, wie Lenin das seit April 1917 verfochten hatte. Da aber der 

Leninismus nicht irren kann und darf, muss sich die Realität bewegen. Das geschieht mit 

folgenden Einschub: „Was die Mittelbauern betrifft, deren Schwankungen die Entwicklung 

der Revolution in der Periode von April bis August 1917 gehemmt hatten, so begannen sie 

sich nach der Niederschlagung Kornilows entschieden der bolschewistischen Partei 

zuzuwenden, indem sie sich der Masse der armen Bauernschaft anschlossen.“ (Kurzer 

Lehrgang, S. 244) 

10 Die „kanonisierte“ Fassung des Leninismus reduziert sich natürlich nicht auf die 

Umschreibung des Revolutionsjahres. Da aber der Oktoberumsturz durch die von den 

Bolschewiki geführte Arbeiterklasse erfolgreich war, bildet die „richtige“ Interpretation des 

Revolutionsjahres sozusagen den Angelpunkt der Legitimität des Bolschewismus. Ohne 

siegreichen Oktoberumsturz gäbe es wahrscheinlich keinen „Leninismus“ und erst recht keine 
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2.1 Die Februarrevolution zerschlägt den zaristischen Staatsapparat, ohne 

einen neuen bürgerlichen Staatsapparat zu schaffen 

Diese „andere Geschichte“ beginnt mit der Frage der Staatsmacht. Aus-

gangspunkt für ein anderes Verständnis der russischen Revolution bildet die 

Einschätzung des zaristischen Staates. Dieser war, insbesondere was die Ausbil-

dung des staatlichen Gewaltapparates betraf, kein „starker“, sondern ein schwa-

cher Staat. Als agrarischen Flächenstaat kennzeichnete dies den Zarismus seit 

Jahrhunderten. Beamtenschaft und Polizeikräfte waren für ein autokratisches 

Herrschaftssystem und die Größe des Reiches unzureichend entwickelt. In allen 

Krisenzeiten des Zarismus musste die Armee die Schwäche der Staatsgewalt 

ausgleichen. Das Überlaufen der Armee im Februar 1917 bedeutete somit das 

Ende des Zarismus. 

Dies war eine Situation, die sowohl die russischen Kriegsalliierten als auch 

die Armeeführung und die bürgerlichen Dumakreise unbedingt vermeiden woll-

ten. Sie wollten den Zaren absetzen, der sich als unfähig erwiesen hatte, die 

Kriegskrisen zu meistern, im Volk (zusammen mit seiner Frau) verhasst war und 

dazu im Verdacht stand, einen Separatfrieden mit dem Kaiserreich abschließen 

zu wollen, um seine Herrschaft zu retten. Die Absetzung des Zaren sollte sowohl 

den Zarismus als konstitutionelle Monarchie sowie seinen Staatsapparat vor der 

Revolution retten und zugleich das Kriegsbündnis mit den Alliierten befestigen. 

An die Stelle Nikolaus‘ II sollte ein in der russischen Gesellschaft „beliebteres“ 

Mitglied des Hauses Romanow treten, um den zaristischen Staat zu retten und 

den Krieg effektiver führen zu können. Diese Pläne scheiterten und mit dem 

Sturz des Zaren und dem Sieg der Revolution wurde der alte zaristische Staats-

apparat weitgehend zerschlagen, Polizei und Gendarmerie waren nicht mehr 

existent. Die noch verbliebenen Überreste des Zarismus in der Provinzverwal-

tung verschwanden in den Wochen nach der Februarrevolution ebenso von der 

Bildfläche. 

Die Dumabourgeoisie, welche die 1. Provisorische Regierung auf Wunsch 

und in Absprache mit der Sowjetführung bildete, und die Armeeführung besa-

ßen keine eigenständigen, von der bäuerlichen Armee unabhängigen bewaffne-

ten Formationen, auf die sie sich hätten stützen können. Selbst die Kosakenver-

bände hatten in Petrograd mit der Revolution fraternisiert. Wie sollte eine bür-

gerliche Herrschaft ohne eigenständigen Staats- und Gewaltapparat, dazu noch 

unter den spezifischen Bedingungen des revolutionären Russlands und des durch 

den Krieg bewaffneten Volkes aufgerichtet werden? Die Versuche der verschie-

denen Provisorischen Regierungen, 1917 einen neuen bürgerlichen Staatsapparat 

aufzubauen,11 scheiterten darum geradezu zwangsläufig, was die bürgerliche 

                                                                                                                                                                                     

kanonisierte Fassung desselben. 

11 Kerenski, A.: Die Kerenski Memoiren, Hamburg 1989, S. 249 ff. 
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Geschichtsschreibung so gut wie einhellig konstatiert (und den Provisorischen 

Regierungen zum Vorwurf macht). 

„Der Untergang des Zarismus war mehr als ein Machtwechsel an der Staats-

spitze. Mit der Monarchie brachen so gut wie alle staatlichen und sozialen Auto-

ritäten der alten Ordnung zusammen. Das neue Regime fand keinen effektiven 

Ersatz für die Gouverneure und Beamten, die Anfang März hatten gehen müs-

sen. Zemstva (ländliche Selbstverwaltungsorgane, A.S.) und Stadträte vermoch-

ten höchstens ihre Amtsräume, nicht ihre Funktionen auszufüllen. Die verhasste 

Polizei zog sich mit ihren Dienstherren zurück … Die Justiz stellte ihre Tätigkeit 

weitgehend ein. … So verdient der Gedanke besondere Aufmerksamkeit, dass 

die demokratische Revolution des Februars auch das Fundament für die eigene 

Konsolidierung zerstörte, als sie das innerste Gerüst des alten Staates und seiner 

Gesellschaft zum Einsturz brachte.“12 

Die Linke hat diesem Problem keineswegs die von Hildermeier geforderte 

„besondere Aufmerksamkeit“ gezollt, sondern diese Besonderheit der Februar-

revolution, die der spezifischen Gestalt des zaristischen Staates geschuldet war, 

konsequent ignoriert. Ohne einen bürgerlichen Staats- und Gewaltapparat keine 

bürgerliche Herrschaft. Ohne dieses „Fundament“ auch keine Möglichkeit, „die 

eigene Konsolidierung“ einer bürgerlichen Macht in Russland zu betreiben. Die-

se Tatsache wirft auf die Ereignisse des Jahres 1917 ein völlig anderes Licht, 

sowohl auf den Inhalt wie den Ablauf der Klassenkämpfe im April (Machtprobe 

Miljukows), in der Juli(-Krise), Ende August/Anfang September (Kornilow) und 

beim Oktoberumsturz. Die Linke, die die Problematik dieser russischen Beson-

derheit gar nicht wahrnimmt, folgt hier unhinterfragt dem „kanonisierten Leni-

nismus“, der dazu postuliert: „Die alte Zarenmacht … ist zerschlagen und besei-

tigt, aber nicht endgültig zur Strecke gebracht. Die Monarchie ist faktisch nicht 

vernichtet. … Die Staatsmacht ist in Russland in die Hände einer neuen Klasse 

übergegangen, und zwar in die der Bourgeoisie und der verbürgerlichten Guts-

besitzer.“13 Richtig formuliert hätte dieser Satz lauten müssen: 'Die alte Zaren-

macht ist zerschlagen und beseitigt. Die bürgerliche Regierung verfügt über kei-

nerlei eigene Machtorgane. Sie ist vollständig abhängig von ihrer Duldung und 

Unterstützung durch den Sowjet.' 

So hat es auch der Verteidigungsminister der Provisorischen Regierung (Gut-

schkow) an den Chef des Generalstab geschrieben: „Bitte glauben Sie mir, dass 

die tatsächliche Lage der Dinge wie folgt ist: 1. Die Provisorische Regierung 

verfügt über keinerlei reale Macht, ihre Anordnungen werden nur in dem Maße 

befolgt, wie dies der Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten zulässt, der 

die wichtigsten Elemente einer realen Macht besitzt, denn das Heer, die Eisen-

bahnen, die Post und das Telegraphenwesen sind in seiner Hand. Man kann di-
                                                           

12 Hildermeier, M.: Die russische Revolution, Frankfurt am Main 1989, S. 300 

13 Die Aufgaben des Proletariats in unserer Revolution, April 1917, LW Bd. 24, S. 41; 

Hervorhebungen von mir, A.S. 
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rekt sagen, dass die Provisorische Regierung nur solange existiert, wie dies vom 

Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten geduldet wird.“14 Von März bis 

Oktober 1917 existierte weder ein bürgerlicher Staats- und Gewaltapparat noch 

eine bürgerliche Herrschaft. Die Sowjetführung „herrschte“, ohne es zu wollen. 

2.2 Die russische Dorfgemeinde ist trotz sozialer Unterschiede nicht in 

Klassen gespalten 

Die russische Bauernschaft hatte in ihrem bestimmenden Kern, der Obscina-

Bauernschaft, ein völlig anderes Gesicht als die Bauernschaft im Westen des 

europäischen Kontinents. Ihr Ziel war nicht – wie Lenin es fortwährend unter-

stellte - 'freier kapitalistischer Eigentümer' zu werden, sondern umgekehrt, die 

kapitalistische Entwicklung der Landwirtschaft in Russland zu unterbinden und 

gesetzlich zu verbieten, was sie mit dem Landdekret im Oktober/November 

1917 erreichte. „Das Privateigentum am Grund und Boden wird für immer auf-

gehoben. … Lohnarbeit wird verboten.“15 Dazu forderte sie die entschädigungs-

lose Aufteilung des adligen und bürgerlichen Großgrundbesitzes zugunsten der 

Dorfgemeinden, was ihr im Oktober im „Dekret über den Grund und Boden“ 

zugesichert wurde. Lenin interpretierte die Interessen und Wünsche der Bauern-

schaft ganz anders: 

„Somit haben sich die Bauern klar und entschieden gegen die alte Dorfge-

meinde, für freie Genossenschaften und für die Bodennutzung durch Einzelper-

sonen ausgesprochen. Dass dies tatsächlich die Stimme der Gesamtbauernschaft 

ist, kann nicht bezweifelt werden, denn auch der Entwurf der der Trudowi-

kigruppe (rechte Sozialrevolutionäre, A.S.) erwähnt die Dorfgemeinde mit kei-

ner Silbe. … Stolypin beseitigt die Dorfgemeinde gewaltsam im Interesse eines 

Häufleins Reicher. Die Bauernschaft will sie beseitigen, um sie durch freie Ge-

nossenschaften und durch die Bodennutzung von 'Einzelpersonen' auf nationali-

siertem Anteilland zu ersetzen.“16 Im Gegensatz zu Lenins Vorstellungen, wollte 

die Bauernschaft keineswegs die Dorfgemeinde „beseitigen“, und auch an einer 

„Nationalisierung“ des Bodens interessierte die Bauernschaft nur eins, nämlich 

die Übergabe des Bodens an die Dorfgemeinden zu ihrer Nutzung. 

Politisch zielten diese Forderungen der Bauernschaft auf eine Stärkung der 

bäuerlichen Dorfgemeinde und Rücknahme der „Stolypinschen Reformen“, die 

den ökonomisch selbstständigen Einzelbauern aus einer untergehenden Dorfge-

meinde entstehen lassen wollten. Die Revolution beerdigte diese Politik und die 

Bauernschaft beseitigte den individuellen Landbesitz des aus der Dorfgemeinde 

ausgeschiedenen Einzelbauern zugunsten der Dorfgemeinde. Ökonomisch führte 

diese Umverteilung zu einer bäuerlichen Subsistenzwirtschaft mit angegliederter 

                                                           

14 Hedeler, W. (Hrsg.): „Die russische Revolution 1917 – Wegweiser oder Sackgasse“, Berlin 

1997, S. 204 

15 LW Bd. 26, S. 250, Bäuerlicher Wählerauftrag zur Bodenfrage 

16 LW Bd. 13, S. 285 
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kleiner Warenproduktion für den Austausch mit der Stadt. Für die Politik und 

Bündnisfrage bedeute dies, dass die Bauernschaft kein dauerhaftes Bündnis mit 

der Bourgeoisie schließen konnte, wie Lenin es 1917 fortwährend unterstellte, 

da die Bourgeoisie kein Interesse an der entschädigungslosen Enteignung des 

Großgrundbesitzes und an dem Verbot des privaten Landeigentums besaß. 

Zugleich führte die andauernde Attraktivität der Dorfgemeinschaft für die 

Bauernschaft insgesamt dazu, dass eine Politik der Spaltung derselben in bünd-

nisfähige Kleinbauern einerseits und verbrecherische Kulaken andererseits 

scheitern musste. Für die vom westeuropäischen Marxismus geprägte Theoreti-

ker und Politiker war es nicht vorstellbar, „dass man es bei der sozialen Diffe-

renzierung auf dem russischen Dorf nicht mit einer linearen, sondern mit einer 

zyklischen Entwicklung zu tun hat, die ganz wesentlich durch das generative 

Verhalten gesteuert wurde ('zyklische Mobilität'). Weil die Landzuteilung an die 

Haushaltungen durch den Mir auf die Anzahl männlicher Personen abstellte, ge-

rieten Ehepaare, denen nur Töchter beschert waren, bei der nächsten Landumtei-

lung rasch auf den absteigenden Ast. Das Fehlen männlicher Arbeitskräfte, 

chronische Krankheiten, Start in den Haushalt ohne zureichende Betriebsmittel 

und Familienzwistigkeiten bildeten daher in dieser Reihenfolge die wichtigsten 

Ursachen dafür, dass ein Hof in das arme Drittel einer Dorfgemeinde absinken 

konnte. Umgekehrt sorgte das Landumteilungsverfahren aber auch wieder dafür, 

dass jedes junge Ehepaar, das seine eigene Wirtschaft eröffnete, zum Start in die 

Lebenslotterie mit relativ gleichen Chancen entlassen wurde – vorausgesetzt, es 

blieb von Krankheiten und Söhnelosigkeit verschont. In der Tat haben Längs-

schnittstudien aufgezeigt, dass über mehrere Generationen hinweg die meisten 

wohlsituierten Bauernfamilien ihren Status nicht halten konnten.“17 

Durch die periodischen Umteilungen des Ackerlandes war die Dorfgemeinde 

zwar durchaus sozial geschichtet, aber nicht in antagonistische Klassen gespal-

ten. Gegen die Forderungen der Klassen der modernen Gesellschaft wehrte sich 

die Bauernschaft ebenso geschlossen, wie sie den zaristischen Adel und den za-

ristischen Staat als ihren natürlichen Feind gesehen hatte. 

Das Landdekret des Oktoberumsturzes, das diesen Wünschen der Bauern-

schaft Rechnung trug, „beschleunigte die weitere Umverteilung von Grund und 

Boden, es trieb aber auch die Zerrüttung der Beziehungen zwischen Stadt und 

Land weiter voran. Denn die im Winter 1917/18 einsetzende Flucht aus den 

Städten und die Heimkehr der Soldaten hatten negative Konsequenzen für die 

Versorgung der Städte. Unter Einbeziehung der marktorientierten Güter, aber 

auch vieler seit der Stolypin-Reform separierter Höfe kam es zu einer 'schwar-

zen Umteilung'. Die Äcker wurden je nach Zahl der Esser oder Arbeitskräfte neu 

verteilt. Im Ergebnis kam es zu einer Nivellierung der bäuerlichen Besitzstruk-

                                                           

17 Goehrke, Carsten: Russischer Alltag, Bd. 2.  Auf dem Weg in die Moderne, Zürich 2003, 

S. 242-243; „mir“ ist ein anderer Begriff für „obscina“. 
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tur. … Rechtlich hatte jeder einen Anspruch auf Landzuteilung im Sinne der 

Nutzung, aber nicht des Eigentums am Land. Damit wurde die Stolypin-Reform 

rückgängig gemacht und die Feldgemeinschaft älteren Typs, also die obscina, 

wiederhergestellt. Insgesamt siegte ein revolutionär gewendeter Traditionalis-

mus. … Die Bolschewiki mussten also einen Zustand sanktionieren, den sie 

schon Jahrzehnte zuvor für historisch überholt und durch den Kapitalismus für 

erledigt erklärt hatten. Eine Perspektive für eine sozialistische Gesellschaft im 

marxistischen Verständnis ließ sich daraus nicht ableiten.“18 Lenin hielt eine 

solche Entwicklung für unwahrscheinlich („unter ausgleichender Bodennutzung 

verstehen“ die Bauern, „dass den Gutsbesitzern das Land weggenommen wird, 

nicht aber den Ausgleich zwischen den einzelnen Landwirten.“)19 Die Umtei-

lungsgemeinde bedeutete aber genau dies, eine Umteilung innerhalb der Ge-

meinde nach Arbeits- oder Verbrauchsnorm. 

Lenins klassenpolitische Position gegenüber der Bauernschaft, wie er sie in 

den April-Thesen 1917 formuliert und danach immer deutlicher herausarbeitet, 

von einem Bündnis des Proletariats mit den Landarbeitern und armen Bauern 

(„halbproletarischen Bauern“20, wie er selbst formuliert) gegen die Kulaken und 

die Bourgeoisie in Stadt und Land war konsequent dem westlichen marxisti-

schen Denken entlehnt und spiegelte deshalb weder die russischen Agrarver-

hältnisse noch die Interessen der Bauernschaft wider. 

„Die Agrarbewegung kann auf zweierlei Art verlaufen. Die Bauern nehmen 

den Grund und Boden, es kommt nicht zum Kampf zwischen dem Landproleta-

riat und den wohlhabenden Bauern. Doch das ist wenig wahrscheinlich, denn 

der Klassenkampf wartet nicht. Jetzt … nicht vom Klassenkampf im Dorf (zu) 

sprechen ist Verrat an der Sache des Proletariats.“21 Dies ist Lenins Position, 

formuliert auf der Stadtkonferenz der SDAPR (B) Ende April 1917, und sie wird 

offizielle Grundlage der bolschewistischen Politik. Diese Orientierung ist un-

übersehbar falsch. Sie steht im offenen Gegensatz zur tatsächlichen Bewegung 

der Bauernschaft im Revolutionsjahr. Auch hier muss die Geschichte des Jahres 

1917 (und auch der folgenden Jahre) anders geschrieben werden. Der „Leninis-

mus“ irrte hier ebenso wie in der Frage der Staatsmacht. 

2.3 Die russische Bourgeoisie war im Revolutionsjahr 1917 nicht im Besitz 

der politischen Macht 

Die beiden bisher benannten Fehleinschätzungen der gesellschaftlichen 

Wirklichkeit der russischen Gesellschaft und ihres Staates kulminieren in der 

These von der Herrschaft der Bourgeoisie in Russland 1917. ‘Von der Februar-

                                                           

18 Beyrau, D.: „Petrograd, 25. Oktober 1917“, München 2001, S. 46-47; Hervorhebung von 

mir, A.S. 

19 LW Bd. 24, S. 276 

20 LW Bd. 24, S. 57 

21 LW Bd. 24, S. 129; Hervorhebung von mir, A.S. 
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revolution durch die opportunistischen Sowjetparteien an die Macht gebracht, 

aber noch eingeschränkt durch die „Doppelherrschaft“ von Sowjet und Regie-

rung, übt die Bourgeoisie ab der Juli-Krise bis Oktober die Macht uneinge-

schränkt aus, bis sie im Oktober von den Bolschewiki gestürzt wird.‘ Dies ist die 

Geschichte des Revolutionsverlaufs in Russland, wie sie der „kanonisierte Leni-

nismus“ erzählt. Diesem „kanonisierten Leninismus“ liegen eine Reihe fehler-

hafter Einschätzungen des realen Lenin zugrunde, wie gerade aufgezeigt. Und 

die Behauptung von der Herrschaft der russischen Bourgeoisie ist die wesent-

lichste Fehleinschätzung, die Lenin entwickelt hat und die sich bis heute bei der 

Linken wie bei bürgerlichen Historikern größter Beliebtheit erfreut. 

Dabei hatte derselbe Lenin 1908 aus dem Verlauf der ersten russischen Revo-

lution folgende vollständig zutreffende Analyse der Rolle und der Möglichkei-

ten der russischen Bourgeoisie für die kommende Revolution gegeben: "Somit 

sehen wir, dass der Begriff der 'bürgerlichen Revolution' noch nicht genügend 

die Kräfte bestimmt, die in einer solchen Revolution den Sieg davontragen kön-

nen. Es sind bürgerliche Revolutionen möglich – und es hat tatsächlich solche 

gegeben -, in denen die Handels- oder die Handels- und Industriebourgeoisie die 

Haupttriebkraft bildete. … Anders verhält es sich in Russland. Bei uns ist der 

Sieg der bürgerlichen Revolution als Sieg der Bourgeoisie unmöglich. Eine 

scheinbar paradoxe Behauptung, aber trotzdem richtig. Das Überwiegen der 

bäuerlichen Bevölkerung, ihre furchtbare Unterdrückung durch den (halb-

)feudalen Großgrundbesitz, die Kraft und das Bewusstsein des bereits in einer 

sozialistischen Partei organisierten Proletariats – alle diese Umstände verleihen 

unserer bürgerlichen Revolution einen besonderen Charakter. Diese Besonder-

heit hebt den bürgerlichen Charakter unserer Revolution nicht auf … Vielmehr 

bedingt diese Besonderheit nur den konterrevolutionären Charakter unserer 

Bourgeoisie und die Notwendigkeit der Diktatur des Proletariats und der Bau-

ernschaft für den Sieg in einer solchen Revolution. Denn die 'Koalition von Pro-

letariat und Bauernschaft', die in einer bürgerlichen Revolution siegt, ist nichts 

anderes als die revolutionär-demokratische Diktatur des Proletariats und der 

Bauernschaft. 

Diese Lage der Dinge bildet den Ausgangspunkt der taktischen Meinungsver-

schiedenheiten in der Sozialdemokratie während der Revolution. … Nur in die-

ser grundlegenden taktischen Meinungsverschiedenheit … ist die Quelle der 

Differenzen zwischen Bolschewiki und Menschewiki in der ersten Periode der 

Revolution (1905-1907) zu suchen.“22 

Dieses Zitat ist in mehrfacher Hinsicht bemerkenswert. „Bei uns ist der Sieg 

der bürgerlichen Revolution als Sieg der Bourgeoisie unmöglich.“ Diese 

Schlussfolgerung aus dem Revolutionsverlauf 1905-07 war völlig richtig. Sie 

                                                           

22 Zur Einschätzung der russischen Revolution, April 1908, LW Bd. 15, S. 45ff; 

Hervorhebung von mir, A.S. 
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wird im Februar/März 1917 bestätigt. Zu diesem Zeitpunkt aber sieht Lenin die 

Bourgeoisie an der Macht. Wie das? 

Auch dies kann aus dem obigen Zitat entnommen werden. „Denn die 'Koali-

tion von Proletariat und Bauernschaft', die in einer bürgerlichen Revolution 

siegt, ist nichts anderes als die revolutionär-demokratische Diktatur des Proleta-

riats und der Bauernschaft.“ Eine Vorherrschaft der Bauernschaft in diesem 

Bündnis war für Lenin unvorstellbar. Diese Einschätzung Lenins war gerade 

bezogen auf die dorfgemeinschaftlich geprägte Bauernschaft Russlands im All-

gemeinen richtig, aber konkret, im Kontext des Weltkrieges und einer bewaffne-

ten Bauernschaft, wurde sie falsch. Aus sich heraus war die in Dorfgemeinschaf-

ten zersplitterte und politisch weitgehend uninteressierte russische Bauernschaft 

nicht in der Lage, eine Revolution im nationalen Maßstab zu dominieren. Konk-

ret aber, organisiert in der Armee, politisiert von der Revolution und der Mitar-

beit in den Sowjets, stellte sie die Mehrheit in den Sowjets (durch die Soldaten-

sowjets), und war zugleich der hauptsächliche Waffenträger der Nation, die ei-

gentliche „Staatsmacht“. So wurde die russische Bauernschaft für acht Monate 

zur entscheidenden Kraft der Revolution. Tatsächlich war die Koalition von Pro-

letariat und Bauernschaft, die sich im März 1917 herausbildete, eine Koalition, 

die der Bauernschaft (vertreten durch die Partei der Sozialrevolutionäre) im 

Bündnis mit den sozialpatriotischen Teilen der Arbeiterbewegung (vertreten 

durch die Menschewiki), unter der Führung des städtischen Kleinbürgertums, 

die Vorherrschaft über die Sowjets und die Revolution verschaffte. Lenin war es 

ebenso wenig wie anderen vom westeuropäischen Marxismus geprägten Politi-

kern möglich, sich die bewaffnete Bauernschaft als letztlich bestimmende, den 

Revolutionsprozess dominierende Kraft dieses Klassenbündnisses im Früh-

jahr/Sommer 1917 vorzustellen. 

Hinzu kommt noch, dass die führenden Köpfe dieser Koalition sowohl aus 

ideologischen Gründen („bürgerliche Revolution“ erfordert eine „bürgerliche 

Regierung“), als auch aus handfestem politischem Eigeninteresse die Installie-

rung einer rein bürgerlichen Regierung betrieben. Dies brachte für Lenin und 

alle, die dieser Einschätzung bis heute folgen, die russische Bourgeoisie auf dem 

Papier der Geschichtsbücher in den Besitz der politischen Macht, die sie sich 

immer erhofft hatte. Das Absurde an dieser Geschichtsschreibung ist, dass so-

wohl die Marxisten als auch viele bürgerliche Historiker mit vollem Recht kei-

nen Zweifel an der ökonomischen und politischen Schwäche der russischen 

Bourgeoise vor der russischen Revolution äußerten.23  Aber trotz dieser durchaus 

zutreffenden und mit Fakten belegbaren Erkenntnis leisten sie dem „kanonisier-

ten Leninismus“ Gefolgschaft, der dieser „schmächtigen Kraft“ (Hildermeier) 

zutraut, acht Monate lang die gewaltigen Kräfte einer Volksrevolution zu bändi-

gen. 

                                                           

23 „Was im Zarenreich Bourgeoisie heißen konnte, war sozial wie politisch 

schmächtig“ (Hildermeier: Revolution, S. 294) 
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3. Eine andere Geschichte des Revolutionsjahres 

Bevor wir zu den Besprechungen der linken Neuveröffentlichungen zum Re-

volutionsjahr kommen, (die sich allesamt durchaus kritisch mit der russischen 

Revolution und mit Lenin auseinandersetzen, ohne auch nur ein einziges der drei 

gerade dargestellten Probleme überhaupt aufzuwerfen), möchte ich eine andere 

Interpretation der Ereignisse des Revolutionsjahres vorstellen. 

In der Zeitschrift Z (Juni-Nummer 2018), faktisch im Nachgang zu den Pub-

likationen des Jahres 2017, veröffentlichte Joachim Hösler einen Artikel, der 

„sechs Phasen der Revolutionsforschung (in Russland) … (davon) fünf sowjeti-

sche und eine postsowjetische“, vorstellt. „Für jede Phase sollen die Organisati-

on der Revolutionsforschung und ihre Inhalte herausgearbeitet werden“.24 Das 

kann die AzD ihren Lesern natürlich nicht bieten, aber eine originelle und poli-

tisch höchst interessante Variante der sowjetischen Revolutionsforschung, die 

Hösler in seinem Z-Artikel nicht näher entwickelt, können wir hier vorstellen. 

Sie hat den Vorzug, dass sie von einem Bolschewiken stammt, der selbst aktiver 

Teilnehmer der Geschehnisse der russischen Revolution war und bis Anfang der 

30er Jahre die Geschichtswissenschaft der Sowjetunion prägte. Zu einer Zeit 

also, als die meisten der führenden politischen Köpfe der Revolutionsjahre noch 

lebten und bevor der Leninismus seine kanonisierte Fassung erhielt. Wir spre-

chen von Michail Nikolajewitsch Pokrowski. Wer war Pokrowski? 

M. Pokrowski war Mitglied der SDAPR seit 1903, nach einem Treffen mit 

Lenin 1905 schloss er sich den Bolschewiki an, im Jahr 1917 war er Vorsitzen-

der des Moskauer Sowjets, 1918 war er Mitglied der sowjetischen Verhand-

lungsdelegation in Brest-Litowsk. Von Mai 1918 bis zu seinem Tode (1932) war 

er stellvertretender Volkskommissar für Bildung und leitete von 1921 bis 1932 

das „Institut der roten Professur“. Im Jahr 1929 wurde er Mitglied der Sowjeti-

schen Akademie der Wissenschaften. Nach einer langwierigen Krankheit ver-

starb er am 10. April 1932 in Moskau. Seine Urne wurde an der Kremlmauer in 

Moskau beigesetzt. 

„An Pokrowski, dem wichtigsten sowjetischen Historiker der zwanziger Jah-

re, der unter Stalin als 'Anti-Leninist' gegolten hatte, war in der historiographi-

schen Diskussion nicht vorbeizukommen“, schreibt Joachim Hösler in seiner 

Dissertation zur sowjetischen Geschichtswissenschaft.25 Und weiter: „Mit dem 

Namen des Historikers (gemeint ist Pokrowski; A.S.), der 'damals die gesamte 

geschichtswissenschaftliche Tätigkeit und die führenden Organe und Institutio-

nen der Geschichtswissenschaft leitete', verband“ eine Kritikerin „alle Erfolge 

und Fehler jener Zeit von 1924 bis 1936. Der 'Hauptfehler' Pokrowskis, der 

                                                           

24 Z Nr. 114, S. 155 

25 Hösler, Joachim: Die sowjetische Geschichtswissenschaft 1953 bis 1991, München 1995, 

S. 64. In seiner Dissertation werden die inhaltlichen Positionen Pokrowskis ebenso wenig 

dargestellt wie in dem Z-Artikel. 
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1932 starb, sei dessen ungenügende Kenntnis der Werke Lenins gewesen.“26 

Pokrowski schildert also die Ereignisse der russischen Revolution so wie er sie 

erlebt und verstanden hatte, ohne Kenntnis des „kanonisierten Leninismus“, der 

als ein Produkt der 30er Jahre nach Pokrowkis Tod entwickelt wurde. Er ent-

stand sozusagen in Abgrenzung zu der von Pokrowski geprägten Geschichts-

schreibung der 20er Jahre. 

Folgende interessante Interpretation der Februarrevolution gibt Prokowski: 

Man sieht, „dass zu dieser Zeit (gemeint ist der 2. und 3. März 1917) die Masse 

die Macht in Petersburg besaß, vertreten durch die organisierte Spitze, durch die 

Sowjets der Arbeiterdeputierten“ (dabei war der Petrograder Sowjet zu diesen 

Zeitpunkt bereits ein Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten; A.S.) … 

„Die Macht also war in den Händen der Sowjets der Arbeiterdeputierten. Die 

Frage, ob es in diesem Augenblick möglich gewesen wäre, in Petersburg eine 

Arbeiterregierung zu bilden, könnte man kategorisch mit ja beantworten, vo-

rausgesetzt, dass die Revolution für die wenigen Bolschewiki, die in diesen Ta-

gen in Petersburg waren, nicht ebenfalls unvorbereitet gekommen wäre. Das hät-

te die zweite Revolution … erübrigt und gleich jenes Regime eingeführt, das 

nach der Oktoberrevolution kam.  

Das ist nicht geschehen, weil die Intellektuellen, die teils unvorbereitet, teils ge-

gen ihren eigenen Willen auf den Posten der organisierenden Spitze des organi-

sierten Proletariats – das heißt des Sowjets der Arbeiterdeputierten – gestellt 

worden waren, sich als Helfershelfer der Hofumwälzung27 entpuppten. Selbst 

das bolschewistische Petersburg war, nach Schljapnikow,28 für eine Koalitions-

regierung aus Bolschewiki, Menschewiki und Sozialrevolutionären. Haben sich 

also damals die in Petersburg tätigen Bolschewiki eine Revolutionsregierung als 

Koalitionsregierung vorgestellt, was war dann von den Menschewiki und Sozial-

revolutionären zu erwarten? Jene haben offen erklärt, dass alles verloren sei, 

falls man die Kadetten nicht zur Koalition hinzuziehe. … Das war die Stimmung 

der Kreise, die damals die Arbeiterbewegung leiteten.“29 

Für Pokrowski hat im Februar „die Masse die Macht in Petersburg, vertreten 

durch die organisierte Spitze, durch die Sowjets“. Dies ist eine völlig richtige 

Beurteilung der Situation, und diese „Masse“ behält die Macht durch die Sow-

jets auch die folgenden Monate bis zum Oktober, wo sie „de jure“ die „Diktatur 

des Proletariats“ aufrichtet.  Was Pokrowski hier auslässt, ist die klassenmäßige 

Definition dieser „Masse“. Er setzt die Herrschaft der Sowjets mit der Herr-

                                                           

26 ebd, S. 65 

27 Gemeint sind die Duma-Vertreter, die auf eine Palastrevolution/Staatsstreich gegen den 

Zaren zur Rettung des Zarismus gesetzt hatten und dann die Erste Provisorische Regierung 

gebildet haben. 

28 Während der Februarrevolution 1917 führender Kopf der Bolschewiki in Petrograd 

29 Pokrowski, M.: Geschichte Russlands – Von seiner Entstehung  bis zur Neusten Zeit, 

Leipzig 1929, S. 559-560 
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schaft des Proletariats gleich: „Die Macht also war in den Händen der Sowjets 

der Arbeiterdeputierten.“ Nur waren die Sowjets durch den Zustrom der Solda-

ten und deren überproportionale Vertretung direkt nach der Februarrevolution 

nicht von den Deputierten der Arbeiter (die die Revolution ausgelöst hatten) 

dominiert, sondern über die Soldatendeputierten von der Bauernschaft und dem 

städtischen Kleinbürgertum. Insofern war eine „Diktatur des Proletariats“, ge-

stützt auf diese „Masse“, im März 1917 nicht möglich. Hier liegt Pokrowski also 

grundfalsch. 

Was er aber als Teilnehmer der Revolution und Mitglied des Sowjets klar er-

kennt und herausstellt, ist der Tatbestand, dass die Revolution die „Macht“ in 

die Hände der Sowjetführung und nicht in die der Bourgeoisie gelegt hat. Und 

diese Aussage finden wir ebenso bei Suchanow, Zereteli oder Gutschkow etc.. 

Die Rolle und der Handlungsspielraum der verschiedenen Provisorischen Regie-

rungen des Jahres 1917 bestimmen sich nicht durch ein Mehr oder Weniger an 

Einfluss der Bourgeoisie oder der Anzahl ihrer Ministerposten, sondern hängen 

in allen entscheidenden Fragen von der Unterstützung durch die Sowjetführung 

ab. Die letzte Regierung Kerenski besaß diese Unterstützung nicht mehr. Sie 

wurde im Oktober von den Bolschewiki gestürzt und zeitweilig verhaftet. Diese 

Geschichtsschreibung des Revolutionsjahres kommt im Gegensatz zum „kano-

nisierten Leninismus“ ganz ohne einen „Sturm auf das Winterpalais“ aus und 

erklärt zugleich, warum der Oktoberaufstand weitgehend ohne Straßenkämpfe 

und Massendemonstrationen siegreich war. Die Macht lag beim Sowjet, und 

dessen Führung war inzwischen bolschewistisch geworden. 

Ende der 20er Jahre begann die Kritik an Pokrowskis „Schule“. Im Zentrum 

der Kritik standen dabei seine Positionen, die im Gegensatz zu der Leninschen 

Einschätzung des Revolutionsjahres standen.30 Sein „Hauptfehler“ sei die „un-

                                                           

30 Anin, David: Die russische Revolution von 1917, München 1976. David Anin beurteilt 

Prokowski grundsätzlich kritisch: „Eine traurige Rolle spielte in dieser Epoche der 

dogmatisch stumpfsinnige, jedoch sehr schöpferische Prokowski“, um aber seiner Schule 

einige Zeilen später zu attestieren: „in den Arbeiten dieser Autoren konnte man immerhin in 

einem gewissen Grade einen Forscher erkennen, vielleicht einen einseitigen, der bisweilen die 

Tatsachen überzieht, aber immerhin einen Forscher.“ (Anin, S. 33) „Pokrowski … wurde 

nicht müde, die menschewistisch-trotzkistischen Ketzereien zu enthüllen, stellte aber eine 

Konzeption auf, nach welcher bereits die Februarrevolution eine sozialistische gewesen sei. 

Pokrowski behauptete ferner, dass die Diktatur des Proletariats in Russland de facto bereits im 

März 1917 errichtet wurde, dass die Bedeutung der Oktoberrevolution nur darin besteht, dass 

sie dieser Diktatur die Anerkennung de jure verschafft hätte … Pokrowski erklärte 

kategorisch, dass, wenn die bolschewistische Partei in den Februartagen zumindest in 

Petersburg stärker gewesen wäre, bereits im Laufe der Februarrevolution eine 

Arbeiterregierung hätte gebildet werden können. Pokrowski und besonders einige seiner 

Nachfolger entwickelten außerdem eine 'wirre' Theorie über zwei Revolutionen im Oktober 

1917, nämlich eine proletarisch-sozialistische in den Städten und eine bäuerlich-bürgerliche 

auf dem Lande. Das war eine unverzeihliche Ketzerei für einen sowjetischen Historiker, der 

doch die Hauptschriften Lenins aus dem Jahre 1917 hätte kennen müssen, besonders seine 
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genügende Kenntnis der Werke Lenins gewesen“, so zitiert Hösler in seiner Dis-

sertation die Kritiker. Die fünf sowjetischen „Phasen der Revolutionsfor-

schung“, die Hösler dann in der Z vorstellt, beruhen bereits auf der kanonisierten 

Erzählung des Revolutionsgeschehens „nach Lenin“. Wie schreibt Hösler tref-

fend: „Das eingangs erwähnte dreibändige Werk von Minc (führender russischer 

Historiker, der aus der 'Schule' von Pokrowski kam und sich seine Position 

durch die Kritik an seinem Lehrer erarbeitete; A.S.) präsentierte das nun domi-

nante Narrativ. Charakteristisch war die Konzeption des Werkes: Minc erläutert 

für jede Phase zuerst Strategie und Taktik Lenins und der Bolschewiki, danach 

das Geschehen: alle revolutionäre Entwicklung scheint nach Lenins genialem 

Plan abzulaufen.“31 Eine Geschichtsschreibung also, die nicht von der wirkli-

chen Revolution ausging, sondern den Verlauf der Revolution aus der Interpre-

tation der Schriften Lenins nacherzählte. Höslers Verdienst besteht darin, in sei-

nem Z-Artikel darauf als Problem der sowjetischen Geschichtsschreibung auf-

merksam gemacht zu haben; mit dem „kanonisierten Leninismus“, wie wir ihn 

für das Revolutionsjahr 1917 vorgestellt haben, bricht Hösler nicht.32 

4. Hundert Jahre später – Die deutsche Linke zur russischen Revolution 

Schauen wir im folgenden, was die linken Publikationen zur Revolutionsfor-

schung und kritischen Auseinandersetzung mit der russischen Revolution – wie 

Luxemburg es forderte – hervorgebracht haben. Verschiedene Autoren haben 

dazu im vergangen Jahr veröffentlicht. Im folgenden werden wir die Publikatio-

nen von (hier alphabetisch geordnet) Stefan Bollinger, Michael Brie, Frank 

Deppe, Wladislaw Hedeler und Thomas Kuczynski besprechen und dabei versu-

chen, ihre Interpretationsversuche der russischen Revolutionen und der bol-

schewistischen Politik (soweit behandelt) dem Leser vorzustellen (Joachim Hös-

ler und seinen Artikel „Russlands Revolutionen 1917 in der Geschichtsschrei-

bung“ haben wir bereits oben kurz vorgestellt).33 Alle diese Autoren veröffentli-

                                                                                                                                                                                     

Theorie vom 'Hinüberwachsen der bürgerlich-demokratischen Revolution in eine 

sozialistische'.“ (Anin, S. 55)  

Die „wirre Theorie“ über den (im gewissen Rahmen) eigenständigen Charakter der 

Agrarrevolution in Russland bricht sich inzwischen auch in der bürgerlichen Forschung Bahn 

(Beyrau, Altrichter). Der Autor dieser Zeilen teilt diese „wirre Theorie“ von zwei 

gesellschaftlichen Umbrüchen unterschiedlichen Charakters im russischen Oktober. 

31 Z Nr. 114, S. 162/163 

32 Dafür hätte Hösler sich mit dem tatsächlichen revolutionärem Geschehen, mit der 

Ereignisgeschichte der Revolution auseinandersetzen müssen. Dies aber war weder der 

Anspruch seiner Dissertation (Untertitel: „Studien zur Methodologie- und 

Organisationsgeschichte“ der russischen Geschichtswissenschaft), noch der des Artikels in der 

Z. Die von ihm favorisierte Form der sowjetischen Geschichtsschreibung ist nichts anderes als 

eine mit soziologischen Begrifflichkeiten „modernisierte“ Fassung des „kanonisierten 

Leninismus“ (Z Nr. 114, S.168-169) 

33 Anzumerken wäre, dass die von Hösler herausgearbeiteten Besonderheiten der 

„Stalinisierung“ der Geschichtsschreibung – wo die Revolution hinter Stalin verschwinden 

soll (siehe Z-Artikel S. 158) – nicht mit Zitaten aus dem Standardwerk dieser Periode, dem 



17 

  Hundert Jahre russische Revolutionen 

 

chen mehr oder weniger regelmäßig in der Zeitschrift Z, die sich selbst als „Zeit-

schrift Marxistische Erneuerung“ bezeichnet und im gewissen Sinn das publizis-

tische Gesicht dieser Richtung darstellt und den theoretisch-politischen Standort 

von Teilen der Linken widerspiegelt. Beginnen wollen wie die Vorstellung mit 

dem Buch und der Broschüre von Stefan Bollinger. 

S. Bollinger: „Oktoberrevolution – Aufstand gegen den Krieg 1917 -1922“ 

sowie ders.: „Lenin, Theoretiker, Stratege, marxistischer Realpolitiker“ 

Das Buch zur Oktoberrevolution erschien 2017 bei der „edition ost“ in der 

Eulenspiegel Verlagsgruppe, zu einem Preis von 14,99 Euro und mit einen Um-

fang von ca. 220 Seiten; die Lenin-Broschüre im selben Jahr bei PapyRossa mit 

ca. 150 Seiten zum Preis von 9,90 Euro. 

Beide Publikationen wurden durchgängig positiv rezensiert und dies in dem 

breiten Spektrum von A wie Amazon34 bis Z wie Marxistische Erneuerung. 

Selbst die „Marxistischen Blätter“ sind voll des Lobes: Bollinger liefert „den 

entscheidenden Schlüssel zum Verständnis der Oktoberrevolution. Dies kann 

nicht oft genug wiederholt werden.“35 Und die entsprechende Rezension dieses 

Buches träg den bezeichnenden Titel: „Solide historische Aufklärung mit Aus-

blick“. Bei so viel Lorbeer verwundert es nicht, dass die Besprechung mit den 

Worten schließt: Bollingers Schrift „klärt historisch solide und fundiert auf, 

gleichzeitig gibt sie eine hilfreiche Orientierung für die vor uns stehenden De-

batten über Revolution und Sozialismus.“36 

Auch die Z lobt Bollingers Publikation zu Lenin mit den Worten: „Wer das 

jüngste Buch des Berliner Historikers und Politikwissenschaftlers Stefan Bollin-

ger zur Hand nimmt, erhält Klarheit, ein ausgewogenes und differenziertes Bild 

über den so umstrittenen Lenin.“ Und eine Seite weiter in der Rezension ist die 

zum Buch avancierte Broschüre „kenntnisreich, kritisch und ausgewogen“.37 

Bollingers Publikationen genießen also breite Anerkennung im Spektrum der 

deutschen Linken. 

Dies verwundert nicht, wenn man einen Blick auf die vermeintlichen wissen-

schaftlichen Grundlagen von Bollingers Publikationen wirft, die der Autor dan-

kenswerter Weise selbst auf etwas mehr als vier Seiten seines Buches vorstellt 

(Oktoberrevolution, S. 20-24). Hier werden u. a. die Veröffentlichungen von 

Roy Medwedew genannt, des US-Historikers Alexander Rabinowitsch, von Or-

                                                                                                                                                                                     

„Kurzen Lehrgang“, belegt wurden und nach meiner Auffassung auch nicht belegt werden 

können. 

34 „Bollingers Buch ist eine sehr erhellende Lektüre, die hilft, das 20. Jahrhundert zu 

verstehen“, so der Amazon-Rezensent. 

35 Eine Rezension von Raimund Ernst in: Marxistische Blätter 5-2017, S. 141 

36 Ebda, S. 143. Zugleich reduziert der Rezensent den Buchpreis von „soliden“ 14,99 auf 

günstige 11,99 Euro (Kindle-Preis) 

37 Eine Rezension von Karl-Heinz Gräfe in Z Nr. 113, S. 183-184 
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lando Figes, der in der Z  kritisch besprochen wurde38 und,  man lese und staune, 

auch die Arbeiten Richard Pipes‘, eines gestandenen Reaktionärs und Antikom-

munisten, dessen „Geschichte der russischen Revolution“ von Bollinger als 

„herausragend“ (Oktoberrevolution, S. 209) bezeichnet wird. „Aus dem 

deutschsprachigen Raum ist besonders auf die soliden und aussagefähigen 

Schriften von Manfred Hildermeier, Dietrich Beyrau … zu verweisen.“ Bollin-

ger verspricht: „In diesem Buch greifen wir auf die Erkenntnisse der wissen-

schaftlichen Diskussion zurück, wohl wissend, dass jede Geschichtserzählung 

interessengeleitet ist und unter dem Einfluss der politischen wie ideologischen 

Kämpfe und Wegweisungen ihrer Zeit steht.“ (Oktoberrevolution, S. 24) Nach 

so vielen Vorschusslorbeeren, Auflistung von Namen renommierter bürgerlicher 

Historiker (einschließlich gestandener Reaktionäre), sowie den freundlichen 

Worten über die zeitliche Bedingtheit historischer Wertungen nun zurück zum 

eigentlichen Thema, den russischen Revolutionen 1917. Beginnen wir mit der 

Februarrevolution, weil in ihrem Verlauf und erst recht in ihrem Ergebnis der 

tatsächliche Schlüssel zum Oktober zu finden ist. Folgen wir Stefan Bollinger 

wie er „kenntnisreich, kritisch und ausgewogen“ ein neues Blatt der Geschichts-

schreibung aufschlägt und freuen uns an den neuen Erkenntnissen, die er der 

„wissenschaftlichen Diskussion“ abgerungen hat, um den „Stalinschen Verein-

fachungen und Verfälschungen“ (Oktoberrevolution, S. 20) entgegen zu treten. 

4.1 Februarrevolution 1917 – „Solide historische Aufklärung“ (Raimund 

Ernst)39 

"Verhängnisvoll im Jahre 1917“ war, dass „die 'neuen' politischen Akteure 

nicht verstanden, warum es zu den Unruhen kam, in deren Ergebnis eine 'Palast-

revolution' der bestehenden bürgerlichen Duma-Parteien möglich wurde. Von 

den Massen wurde diese mit riesigen demokratischen und Anti-

Kriegserwartungen aufgeladen. Wer konnte sich den Erfolg des Umsturzes ans 

Revers heften? Für Lenin war klar: 'Die Arbeiter und Soldaten haben die Revo-

lution gemacht. Aber die Macht hat zunächst, wie das auch in anderen Revoluti-

                                                           

38 O. Figes Buch: Hundert Jahre Revolution, Berlin 2014, wird in der Z als einzige 

Publikation zum Thema  kritisch besprochen. Dies im Gegensatz zu den Veröffentlichungen 

der Z-Autoren, die durchgängig positiv rezensiert werden (siehe Z Nr. 113). Figes soll, so der 

Rezensent Holger Czitrich-Stahl in der Z, „als anonymer Rezensent Eigenlob und 

Kollegenverriss betrieben haben“ (Z Nr. 110, S. 189) Zumindest letzteres wird im Umfeld der 

Z offenkundig nicht gern gesehen. Da der Autor dieser Zeilen kein „Kollege“ des Z-

Rezensenten ist, mag es erlaubt sein festzustellen, dass A. Kerenski kein Menschewik war, 

wie der Rezensent von Figes‘ Buch in der Z unterstellt (ebenda S. 191) und damit sein 

grundlegendes Unverständnis der Klassenkräfte in der russischen Revolution dokumentiert. 

Kerenskis Rolle im Revolutionsjahr konnte nur von einem Vertreter des Kleinbürgertums und 

der Bauernschaft besetzt werden, also einem Vertreter der Sozialrevolutionären Partei oder 

deren engstem Umfeld. Ein solcher Fehler unterlief O. Figes in seinem genannten Buch nicht 

(siehe dazu Figes, S. 90), wo Kerenski erstmalig bei ihm die Bühne betritt. 

39 Raimund Ernst in: Marxistische Blätter 5-2017 
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onen der Fall war, die Bourgeoisie an sich gerissen (…). Nicht die Reichsduma 

– die Duma der Gutsbesitzer und der Reichen -, sondern die aufständischen Ar-

beiter und Soldaten haben den Zaren gestürzt. Aber die neue, die Provisorische 

Regierung wurde von der Reichsduma ernannt.'40  

(…) All dies änderte nichts an der Tatsache, dass es die ewig gestrigen Kreise 

waren, die in der Revolution die Macht an sich rissen, den Zaren zur Abdankung 

drängten und dem Volk nicht einhaltbare Versprechungen machten." (Oktober-

revolution, S. 10/11) 

Diese Darstellung ist in ihren einzelnen Aussagen verwirrend und wider-

sprüchlich. Da haben wir „Unruhen, in deren Ergebnis eine 'Palastrevolution' der 

bestehenden Duma-Parteien möglich wurde“, und wir haben eine richtige Revo-

lution, die von den Arbeitern und Soldaten – so der zitierte Lenin – gemacht 

wurde. Wir haben die „neuen politischen Akteure“, die „nicht verstanden, wa-

rum es zu Unruhen kam“, und die „ewig gestrigen Kreise, die in der Revolution 

die Macht an sich rissen, den Zaren zur Abdankung drängten und dem Volk 

nicht einhaltbare Versprechungen machten.“ Versuchen wir, die so merkwürdig 

unbestimmt umschriebenen Akteure politisch kenntlich zu machen.41 

Wer sind die „ewig gestrigen Kreise“ die im russischen Februar „die Macht 

an sich rissen“? Hier sind offensichtlich nicht – wie der Begriff eigentlich nahe-

legt – die Kreise gemeint, die bisher die zaristische Regierung gestützt und ge-

bildet hatten, also der „alte Adel“, die Hofpartei und die Schwarzhunderter. Ge-

meint ist vielmehr der sog. „Progressive Block“ der Duma, der in Opposition 

zum Zaren und seiner Regierung stand und dessen Führer nach dem Sieg der 

Februarrevolution die neue bürgerliche Regierung stellten, die auf Wunsch der 

Sowjetführung als rein bürgerliche Regierung (mit Ausnahme Kerenskis) gebil-

det wurde. Die „ewig Gestrigen“ sind also die „Neuen“ an der Regierung,42 

wenn die Aussagen des Autors irgendeinen Sinn machen sollen. 

Mit den „neuen politischen Akteuren“ die Bollinger anführt, kann dann nur 

die Sowjetführung gemeint sein. Weshalb dieselbe „nicht verstand, warum es zu 

Unruhen kam“ (mit den Unruhen ist vermutlich die Februarrevolution gemeint), 

„in deren Ergebnis eine 'Palastrevolution' der bestehenden Duma-Parteien mög-

                                                           

40 Wir werden weiter unten im Text sehen, dass Lenin mit dieser Aussage falsch lag, und 

erklären, warum er die Ereignisse falsch interpretierte. 

41 „Versuchen“ deshalb, weil die zitierte Passage keine eindeutige Interpretation ermöglicht, 

die politisch Handelnden nicht benannt, sondern unter unpolitischen Begrifflichkeiten (die 

'Neuen', die 'ewig gestrigen Kreise') verborgen werden, Unruhen, Palastrevolutionen und 

tatsächliche Revolutionen miteinander verwoben werden und uns der Autor vielleicht etwas 

ganz anderes sagen wollte. Wie heißt es so treffend in der Z: „Wer das jüngste Buch des 

Berliner Historikers und Politikwissenschaftlers Stefan Bollinger zur Hand nimmt, erhält 

Klarheit ...“ 

42 Einige Seiten später (Oktoberrevolution, S. 29) heißt es dann auch: „Die neuen starken 

Männer der Provisorischen Regierung ...“ „Stark“ waren sie allerdings nicht, da sie in allen 

entscheidenden Fragen vom Sowjet abhängig waren. 
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lich wurde“, heißt, der Sowjetführung die Naivität eines deutschen Historikers 

zu unterstellen. Der russische Historiker Miljukow,43 der zugleich Führer der 

Kadettenpartei war, wusste sehr wohl, aus wessen Hand er die Möglichkeit zur 

Regierungsbildung erhalten hatte und akzeptierte die politischen Forderungen 

der Sowjetführung als Grundlage des Regierungsprogramms.44 Suchanow be-

schreibt diesen Vorgang sehr anschaulich in seinem „Tagebuch der russischen 

Revolution“ ab Seite 155 ff. 

Schafft dieser oben vorgestellte, schwer zu entwirrende Begriffssalat, den 

Bollinger dem Leser vorsetzt, schafft die vom Autor bewusst gewählte sprachli-

che Unbestimmtheit wirklich „solide historische Aufklärung“ (wie Raimund 

Ernst es in den Marxistischen Blättern behauptete), oder haben wir es doch mehr 

mit einer Geschichtserzählung im launigen Feuilletonstil zu tun? 

4.2 Revolution oder Palastrevolution? 

Und damit kommen wir zur dritten Aussage, die Bollinger hier zur Februar-

revolution macht. „All dies ändert nichts an der Tatsache, dass es die ewig gest-

rigen Kreise waren, die in der Revolution die Macht an sich rissen, den Zaren 

zur Abdankung drängten und dem Volk nicht einhaltbare Versprechungen 

machten.“ Dies steht im Gegensatz zu den gesicherten Tatsachen der ersten Ta-

ge der Revolution. Der bereits erwähnte Suchanow schildert recht ausführlich 

(S. 64 ff.), wie „begierig“ die führenden Dumakreise „die Macht an sich rissen“. 

Und ebenso klar Bonwetsch: „Wohin dieser Sieg (der Februarrevolution) führen 

würde, stand am 28. Februar noch nicht im Geringsten fest. Die Massenbewe-

                                                           

43 Miljukow war kein „konservativer Jurist“ (Oktober, S. 12), wie es Bollinger 

unkommentiert dem englischen Kriegspremier Lloyd George glaubt, sondern ein durchaus 

renommierter Historiker, was seine politischen Fehleinschätzungen umso schwerwiegender 

macht. Der Jurist in der 1. Provisorischen Regierung wurde passenderweise Justizminister – 

es war „der sicher sozial veranlagte“ und „auch pazifistisch agierende“, aber als „historische 

Randfigur (eher) verkannt(e)“ (Oktober, S. 33) Alexander Kerenski. Wie sehr Bollinger ihn 

ins Herz geschlossen hat, machen nicht nur die gerade zitierten Passagen deutlich, sondern die 

wiederholten Versuche des Autors, Kerenski in ein besseres Licht zu stellen als es die 

historischen Tatsachen hergeben (siehe Kerenski-Offensive, Kornilow-Putsch, 

Oktoberumsturz). 

44 Selbst M. Hildermeier mit seinen „soliden und aussagefähigen Schriften“ (Bollinger) 

nähert sich dieser Interpretation des Zusammenhangs von Februar- und Oktoberrevolution: 

„Am Ende des Februaraufstandes stand eine Regierung, der fast ausschließlich Kadetten und 

Oktobristen angehörten. Insofern hatten die Liberalen die Ziele der konstitutionalistischen 

Opposition gegen die Autokratie endlich durchgesetzt. Aber der Februar enthielt bereits den 

Keim des Oktobers. Das Dumakomitee nahm den Sieg gleichsam aus der Hand der 

aufständischen Arbeiter entgegen". (Hildermeier, M: Geschichte Russlands, 2016, S. 1082). 

Dies hindert Hildermeier allerdings nicht daran, die Rolle von Bourgeoisie und 

Militärführung in der Februarrevolution – höflich ausgedrückt – zu überzeichnen (siehe ApuZ 

Nr. 34-36, August 2017, S. 11). Zur Kritik an dieser Position siehe AzD Nr. 85, S. 14 ff. 

Obwohl Bollinger Hildermeiers Veröffentlichungen lobt, findet sich in seinem Buch weder 

eine Darstellung noch eine Auseinandersetzung mit dessen Positionen zur Februarrevolution. 
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gung hatte zu diesem Zeitpunkt noch keinerlei Führung, die sie in eine revoluti-

onäre Kraft verwandelt hätte. Dort, wo sie sie zunächst instinktiv suchte, bei der 

Duma im Taurischen Palast, war sie nicht zu holen. Dort fanden sich nur 'wi-

derwillige Revolutionäre'. Die Duma wartete ab und hatte mit der Straße ohne-

hin nichts im Sinn. Bei den revolutionären Parteien war ebenfalls die Führung 

für den Aufstand nicht zu finden.“45 

Die Dumakreise wollten die Macht aus den Händen der Zarismus erhalten 

und nicht von der Revolution zur Regierungsbildung „gezwungen“ werden. 

„Ferner haben wir als verantwortungsvolle Opposition zweifellos die Macht an-

gestrebt und sind den Weg zur Macht gegangen, aber wir strebten nicht auf dem 

Weg über die Revolution zur Macht. Wir haben diesen Weg abgelehnt, es war 

nicht unser Weg“, so zitiert Suchanow den Kadetttenführer Miljukow zum Zeit-

punkt des Sieges der Februarrevolution. Und warum dies so war, hat Lenin 

schon von Zürich aus erkannt, bevor er nach Petrograd zurückkehrte. 

„Die Bourgeoisie oktobristisch-kadettischen Typs braucht die Monarchie als 

Haupt der Bürokratie und der Armee zum Schutz der Privilegien des Kapitals 

gegen die Werktätigen. … Denn in Wirklichkeit ist gerade diese neue Regierung 

bereits an Händen und Füßen durch das imperialistische Kapital … gebunden, 

hat sie bereits begonnen, Übereinkommen mit der Dynastie zu schließen (ohne 

das Volk zu fragen!), arbeitet sie bereits an der Restaurierung der Zarenmonar-

chie, heißt sie bereits Michael Romanow, den neuen Zarenkandidaten willkom-

men, bemüht sie sich bereits um die Festigung seines Thrones, um die Ablösung 

der legitimen (gesetzlichen, nach altem Gesetz bestehenden Monarchie) durch 

eine bonapartistische … Monarchie.“46  

Aus genau diesem Grund wollten Gutschkow, Miljukow und Schulgin den 

Zarismus retten, um gestützt auf den zaristischen Gewaltapparat eine bürgerliche 

Herrschaft begründen zu können. Dies war das Ziel der von der Armeeführung, 

den westlichen Alliierten und den Dumakreisen angestrebten „Palastrevolution“. 

Man war bereit, den Zaren Nikolaus II. zu opfern, um den Zarismus und seinen 

Staatsapparat für die Bourgeoisie zu retten. Denn ohne diesen Rückhalt ist die 

Herrschaft der Bourgeoisie in Russland 1917 nicht möglich. Dieser Plan geht 

nicht auf. An die Stelle der Palastrevolution tritt die wirkliche Revolution, die 

den zaristischen Staatsapparat zerschlägt und den Zarismus als Herrschaftssys-

tem beseitigt.47 Der Sieg der Volksrevolution war zugleich das Ende aller Pläne 

                                                           

45 Bonwetsch, Bernd: Die russische Revolution 1917, Darmstadt 1991, S. 129 

46 LW Bd. 23, S. 319-320; alle Hervorhebungen im Original  

47 „Ich habe gesagt, dass die Arbeiter die alte Staatsmaschine zerbrochen haben. Genauer 

gesagt, sie haben begonnen sie zu zerbrechen. Nehmen wir ein konkretes Beispiel. Die Polizei 

ist in Petrograd und an vielen Orten teils niedergemacht, teils abgesetzt worden. Die 

Regierung Gutschkow-Miljukow wird nicht die Monarchie wiederherstellen noch sich 

überhaupt an der Macht halten können, wenn sie nicht die Polizei wiederherstellt als eine 

besondere, vom Volk losgelöste und ihm entgegengestellte Organisation von bewaffneten 
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einer Palastrevolution. Und damit sind wir wieder bei dem Problem, das wir be-

reits unter Punkt 2.1 behandelt haben. Genau diesen Punkt gilt es als wesentliche 

Leistung der Februarrevolution herauszuarbeiten. Und eben dieses Faktum ver-

dunkelt der überwiegende Teil der bürgerlichen Geschichtsschreibung ebenso 

wie die von Bollinger so angeprangerten „Stalinschen Vereinfachungen und 

Verfälschungen“. Aber genau dies ist die entscheidende Voraussetzung, um das 

Revolutionsgeschehen im Jahr 1917 zu verstehen. 

Die in Absprache mit dem Sowjet gebildete rein bürgerliche Regierung hatte 

keine andere Machtgrundlage als den Sowjet, anders ausgedrückt: Die tatsächli-

che Macht lag beim Sowjet. "So entstand das Paradoxon der Februarrevolution: 

die Macht in Händen demokratischer Sozialisten. Sie hatten sie keinesfalls zu-

fällig, durch einen blanquistischen Anschlag erobert; nein, sie war ihnen von 

den siegreichen Volksmassen öffentlich übertragen worden. Diese Massen ver-

weigern der Bourgeoisie nicht nur Vertrauen und Unterstützung, sondern unter-

scheiden sie auch nicht von Adel und Bürokratie. Ihre Waffen stellen sie aus-

schließlich den Sowjets zur Verfügung. Indessen bildet die einzige Sorge der so 

leicht an die Spitze der Sowjets gelangten Sozialisten die Frage: wird die poli-

tisch isolierte, den Massen verhasste, der Revolution durch und durch feindliche 

Bourgeoisie bereit sein, aus unseren Händen die Macht zu übernehmen? Ihre 

Zustimmung muss um jeden Preis gewonnen werden; …  Unsere 'Sozialisten' 

aber sind nicht darum besorgt, die Macht dem sogenannten Klassenfeind zu ent-

reißen, der sie nicht besitzt und sie aus eigener Kraft nicht erobern kann – son-

dern darum, ihm die Macht um jeden Preis auszuhändigen. Ist das etwa kein Pa-

radoxon?"48 

So schildert Leo Trotzki den Vorgang, und wenn wir im vorletzten Satz den 

Begriff „Macht“ durch den Begriff „Regierung“ ersetzen, ist dies eine völlig zu-

treffende Darstellung der Ereignisse. Der zaristische Staatsapparat war zerschla-

gen und die bewaffnete Macht in Gestalt der Gewehre der Bauernarmee stand 

hinter den jeweiligen Sowjetmehrheiten, und dies sowohl im April (Miljukow-

Note), im Juli (bewaffnete Unruhen in Petrograd gegen die Sowjetführung), im 

August (Zerschlagung der Kornilowiade) also auch im Oktober/November (Ok-

toberumsturz). Bei Bollinger wird die Revolution mit der Palastrevolution ver-

mengt und aus der Niederlage der Bourgeoisie ihre Machtergreifung konstruiert. 

Im „kanonisierten Leninismus“ geschieht diese Machtergreifung mit Hilfe 

der Menschewiki und Sozialrevolutionäre. In beiden Interpretationen ist die 

Bourgeoisie an der „Macht“. In der Wirklichkeit des Revolutionsjahres war ihre 

                                                                                                                                                                                     

Menschen, die dem Kommando der Bourgeoisie  unterstellt sind. Das ist sonnenklar.“ (LW, 

Bd. 23, S. 341. Briefe aus der Ferne, Zürich 11.03.1917; Alle Hervorhebungen im Original. 

Interessant ist hier die Frage, warum Lenin diese „sonnenklare“ Erkenntnis einen Monat 

später überhaupt nicht mehr klar war. 

48 Trotzki, Leo, Geschichte der russischen Revolution, Band 1: Februarrevolution, Berlin 

1960, S. 152; Hervorhebungen von mir; A.S. 
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Palastrevolution gescheitert, der Sieg der Volksrevolution über den Zarismus 

und seinen Staatsapparat vollständig, darum war die bürgerliche Regierung in 

allen wesentlichen Entscheidungen abhängig vom Sowjet. Das ist der erste 

„Schlüssel“ zum Verständnis der russischen Revolutionen 1917, der Schlüssel, 

der die Februarrevolution mit dem Oktoberumsturz verbindet. Der aber ist bei 

Bollinger nicht zu finden. 

4.3 – Lenin „auf die Füße gestellt“ 

Bleibt noch, das von Bollinger angeführte Leninzitat zu erklären und zu den 

„nicht einhaltbaren Versprechungen“ Stellung zu nehmen. Wie wir bereits sa-

hen, hat Lenin im Exil eine Reihe z.T. widersprüchlicher Einschätzungen über 

die Februarrevolution getroffen: sowohl scharfsinnige und zutreffende, von de-

nen wir gerade einige angeführt haben, als auch fehlerhafte, die zumeist seiner 

mangelhaften Information geschuldet waren. Die Presse der Entente hatte kein 

Interesse, die Ergebnisse der Februarrevolution richtig dazustellen. Erst recht 

nicht, als ihr Coup mit der Palastrevolution gescheitert war. Die preußisch-

deutsche Presse denunzierte die neue Regierung in Russland sofort als Kriegsva-

sall der Entente. Die Leninsche Interpretation der Februarrevolution ist darum in 

seinen „Briefen aus der Ferne“ durch kriegsbedingte Pressezensur und systema-

tische Desinformation geprägt. So interpretierte Lenin die Ereignisse in Pet-

rograd als eine von den russischen Bündnispartnern inszenierte Palastrevolution, 

die sich der Straßenkämpfe der Arbeiter nur bedient habe, um den Krieg effizi-

enter führen zu können. Hier seine Sicht der Ereignisse aus dem Züricher Exil 

zusammenhängend dargestellt: 

"Der ganze Ablauf der Ereignisse während der Februar-März-Revolution 

zeigt deutlich, dass die englische und die französische Botschaft mit ihren Agen-

ten und 'Verbindungen', die seit langem die verzweifelten Anstrengungen mach-

ten, 'separate' Übereinkünfte und einen Separatfrieden zwischen Nikolaus dem 

Zweiten (und dem letzten, wie wir hoffen und erstreben) und Wilhelm dem 

Zweiten zu verhindern, zusammen mit einem Teil der Generalität und des Offi-

zierskorps der Armee sowie der Petersburger Garnison eine direkte Verschwö-

rung organisierten, und zwar besonders mit dem Ziel der Absetzung Nikolaus 

Romanows.  

Machen wir uns keine Illusionen. Begehen wir nicht den Fehler ... einen Schleier 

über die Verschwörung der englisch-französischen Imperialisten mit den Gut-

schkow und Miljukow (zu werfen), die das Ziel hatte, den 'Oberkrieger' Niko-

laus Romanow abzusetzen und ihn durch energischere, frischere und fähigere 

Krieger zu ersetzen. …  

Die Petrograder Arbeiter und die Arbeiter ganz Russlands haben aufopferungs-

voll gegen die Zarenmonarchie, für die Freiheit, für die Übergabe des Bodens an 

die Bauern, für den Frieden, gegen das imperialistische Gemetzel gekämpft. Das 

englisch-französische imperialistische Kapital hat, um dieses Gemetzel fortset-

zen und verstärken zu können, Palastintrigen gesponnen, hat eine Verschwörung 
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der Gardeoffiziere angezettelt, hat die Gutschkow und Miljukow angestachelt 

und ermutigt und insgeheim eine fix und fertige neue Regierung zusammenge-

stellt, die denn auch sofort nach den ersten Schlägen, die der Kampf des Proleta-

riats dem Zarismus versetzte, die Macht an sich gerissen hat."49 

Zu diesem Zeitpunkt besaß er noch keine Informationen über den tatsächli-

chen Sieg der Februarrevolution und das vollständige Scheitern der Palastrevo-

lution. Die veröffentlichten Namen der Regierungsmitglieder der Ersten Provi-

sorischen Regierung mussten ihn in seiner Einschätzung bestärken, dass die ge-

plante 'Palastrevolution' über die Volksrevolution gesiegt hätte. Nach seiner 

Rückkehr nach Russland wurde ihm klar, dass der Verlauf der Ereignisse ein 

anderer war. „Im Ausland, wohin keine Zeitung gelangt, die links von der 

'Retsch' (Zentralorgan der Kadettenpartei, A.S.) steht und wo die englisch-

französischen bürgerlichen Zeitungen von der unumschränkten Macht der Provi-

sorischen Regierung sprechen und von dem 'Chaos', das der Sowjet der Arbei-

ter- und Soldatendeputierten darstelle, hat niemand eine klare Vorstellung von 

der Doppelherrschaft. Erst hier vor Ort und Stelle erfuhren wir, dass der Sowjet 

der Arbeiter- und Soldatendeputierten die Macht an die Provisorische Regierung 

abgetreten hat.“50 Was Bollinger uns als Leninsche Interpretation der Februarre-

volution zitiert, ist eine von Lenin selbst korrigierte Fehleinschätzung, die sei-

nem damaligem Mangel an zutreffenden Informationen geschuldet war. Ist das 

eine redliche Art, sich mit Lenin und seinen Positionen auseinanderzusetzen? 

Allerdings spiegelt auch diese Korrektur Lenins an seinen früheren Stellung-

nahmen nicht die gesellschaftliche Wirklichkeit der Revolution und die durch 

sie hervorgerufene Machtverteilung zutreffend wider. Der Sowjet hat nicht seine 

„Macht“ an die Provisorische Regierung „abgetreten“, was ihm der Sache nach 

gar nicht möglich war, weil die bewaffnete Bauernschaft gar nicht daran dachte, 

ihre Macht über den weiteren Verlauf der Revolution abzugeben. Was tatsäch-

lich geschah, war die Aufforderung der Sowjetführung an die Bourgeoisie, die 

Regierung zu bilden auf dem Boden eines Programms, welches die programma-

tischen Gemeinsamkeiten der Sowjetführung widerspiegelte. Die Führung des 

Sowjets sicherte der bewaffneten Bauernschaft zu, die Umsetzung dieses Pro-

gramms zu kontrollieren.51  

                                                           

49 LW, Bd. 23 S. 316-317, Briefe aus der Ferne, März 1917 

50 LW, Bd. 24, S. 128 oder im Zusammenhang dargestellt in AzD 85, S. 12 ff. 

51 „Die berühmte Formel der bedingten Unterstützung (insoweit, als) hatte dort ihren 

Ursprung. Dem Sowjet sollte nach dieser Resolution die Aufgabe zufallen, die Regierung 

unter ständigen Reformdruck zu setzen und sie – mit Hilfe eines gesonderten Komitees – zu 

kontrollieren.  

Erst dieser unter dem Eindruck der Massenstimmung radikalisierte Resolutionsentwurf 

konnte die überwältigende Stimmenmehrheit der Sowjetdeputierten gewinnen, während ein 

bolschewistischer Gegenentwurf , der jede Verständigung mit der Provisorischen Regierung 

ablehnte, nur 14 der ungefähr 400 Stimmen erhielt. Das waren nicht einmal die Stimmen aller 

ca. 40 anwesenden bolschewistischen Deputierten.  … Das Zögern der Bolschewiki, eine 
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Und zum Abschluss von Bollingers Februarrevolution noch einmal die „ewig 

Gestrigen“ und ihre nicht einhaltbare(n) Versprechungen: Suchanow schildert in 

seinem „Tagebuch der russischen Revolution“ sehr anschaulich, wie die Erste 

und damit noch rein bürgerliche Provisorische Regierung zu ihrem politischen 

Programm kam: „Miljukow erbat sich das Blatt, auf dem unser Programm52 nie-

dergeschrieben war, und während er es abschrieb, gab er dazu seine Kommenta-

re ... Die Amnestie verstand sich von selbst. Miljukow, der selbst keinen aktiven 

Schritt machte und nur nachgab, hielt es nicht für gehörig, gegen die Amnestie 

zu sprechen; er duldete sie bis zum Schluss, während er, zwar nicht gerade gern, 

aber doch durchaus gehorsam, niederschrieb: 'alle Kategorien von Verbrechen: 

die agrarischen, militärischen, terroristischen'. Das gleiche geschah mit dem 

zweiten Punkt, der von den politischen Freiheiten, der Aufhebung der religiösen 

und Standesbeschränkungen handelte usw.... Von Miljukow wurde gefordert, 

und er gab nach.“53 Die Erste Provisorische Regierung hat alle ihre „Verspre-

chungen“, die im Abkommen mit der Sowjetführung festgeschrieben waren, 

eingehalten und die geforderten bürgerlichen Freiheitsrechte verkündet. So wur-

de Russland das freieste von allen kriegführenden Ländern. 

Dass diese Regierung keinen Frieden geschlossen hat, den Bauern kein Land 

gegeben hat und die zukünftige Staatsform Russlands bis zur Konstituierenden 

Versammlung offen lassen wollte, all dies war Bestandteil des Abkommens mit 

der Sowjetführung. Die Frage von Krieg und Frieden, die Agrarfrage und die 

Staatsform wurden von beiden Seiten letztendlich bewusst offen gelassen.54 Wa-

rum dies geschah, ist die viel interessantere Frage, die von Bollinger gar nicht 

aufgeworfen wird. Der Ersten Provisorischen Regierung stattdessen haltlose 

Versprechungen vorzuwerfen, ist wenig zielführend. Was man allerdings 

Bollinger vorwerfen kann ist, mit populistische Phrasen von „ewig Gestrigen“, 

von haltlosen Versprechungen derselben, von einer Bourgeoisie, die die „Macht 

... an sich gerissen“ hat, Meinungsmache an die Stelle von Tatsachen zu setzen 

und so die ohnehin nicht einfache Geschichte der Februarrevolution weiter zu 

verwirren. 

 

                                                                                                                                                                                     

wirkliche Alternative im Sinne revolutionärer Machtübernahme durch den Sowjet zu 

formulieren, ist an sich erstaunlich. Denn die Stimmung in den Fabriken und auf der Straße 

war eher noch radikaler als die des Sowjet.“  

(Bernd Bonwetsch, Die russische Revolution 1917, Darmstadt 1991, S. 135) 

52 Gemeint sind die programmatischen Gemeinsamkeiten der Sowjetführung 

53 Zitiert aus AzD Nr. 84, S. 64. Hier wurden Suchanows Ausführungen zur 

Februarrevolution in Auszügen vorgestellt. 

54 Miljukow, Gutschkow, Schulgin und andere Vertreter der Kadetten und Oktobristen hätten 

sie gerne als „konstitutionelle Monarchie“ mit einem Vertreter der Romanow-Dynastie 

definiert. Dafür gab es keine Übereinkunft mit dem Sowjet. 
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4.4 „Die Charakterisierung der russischen Revolutionen von 1917 fällt 

schwer“ (Bollinger)55 

Die Februarrevolution war und ist in der Geschichtsschreibung wie in der po-

litischen Bewertung ein noch schwierigeres Thema als der Oktoberumsturz. Ste-

phen A. Smith hat darauf hingewiesen („Doch war von Anbeginn der Charakter 

der Revolution umstritten“ - S. 124), und wir haben ihn im ersten Teil aus gutem 

Grund zitiert. Warum das so war und bis heute weiterwirkt, hat zwei wesentliche 

Gründe. 

Zum ersten haben alle an der Februarrevolution beteiligten gesellschaftlichen 

Kräfte und politischen Parteien rückblickend - ihrer eigenen Sicht nach - keine 

besonders rühmliche Rolle gespielt. Sie hadern mit ihren politischen Aktivitäten 

im Umfeld der Februarrevolution, versuchen sie nachträglich zu rechtfertigen, 

zu beschönigen oder zu vertuschen. Da die Februarrevolution eine spontan aus-

gebrochene Volksrevolution war, da sie von keiner politischen Partei angeführt 

oder dominiert wurde, mussten die politischen Parteien nach dem Sieg der 

Volksrevolution ihre Positionen zu diesem historischen Ereignis bestimmen. 

Dies macht es für die Geschichtsschreibung nicht einfacher, den Kern der Feb-

ruarrevolution und ihr tatsächliches Ergebnis herauszuarbeiten. 

Der „Progressive Block“ der Duma und die militärische Führung der zaristi-

schen Armee wollten die Monarchie retten, indem sie mit einer „Palastrevoluti-

on“ Nikolaus den II. und Letzten (wie Lenin formulierte) ohne Einmischung des 

Volkes durch ein weniger unbeliebtes Mitglied des Hauses Romanow ersetzen. 

Miljukow von der Kadettenpartei und Gutschkow, Führer der Oktobristen, ver-

folgten hier dasselbe Programm wie die deutsche Sozialdemokratie ein Jahr spä-

ter, nämlich die Monarchie durch Opferung des aktuellen Monarchen zu retten 

und selbst die Regierung in einer konstitutionellen Monarchie zu bilden. Der 

Sieg der Februar-Revolution machte diesen Plänen ein Ende. 

Für das bürgerliche Lager und die militärische Führung in Russland war da-

mit die „Palastrevolution“ gescheitert. Als Folge dieses Scheiterns war die Bil-

dung der Ersten Provisorischen Regierung sowie ihr politisches Programm nach 

dem Sieg der Volksrevolution nur mit der Billigung und Unterstützung des 

Sowjets möglich. Dass sie eine rein bürgerliche Regierung sein sollte (in die 

sich Kerenski mit einem theatralischen Auftritt im Sowjet als „sowjetisches Fei-

genblatt“ selbst hinein beförderte), war ausdrücklicher Wunsch des Sowjets und 

kein Sieg der Duma über die Revolution. Die Herausarbeitung dieser Niederlage 

der bürgerlichen Kräfte im Februar bildet deshalb kein gern aufgegriffenes 

Thema in der bürgerlichen Geschichtsschreibung. Stattdessen fabuliert man in 

bürgerlichen Kreisen über die Möglichkeit einer bürgerlich-demokratischen 

Entwicklung, die durch die realen Machtverhältnisse nach der Februarrevolution 

                                                           

55 Oktoberrevolution, S. 74 
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gar nicht mehr gegeben war und von den führenden politischen Vertretern der 

russischen Bourgeoisie auch ab Mai 1917 nicht mehr verfolgt wurde.56 

Auch das Lager der „revolutionären Demokratie“, wie sich das Bündnis von 

Menschewiki und Sozialrevolutionären 1917 selbst bezeichnete, hatte kein Inte-

resse daran, seine Rolle und politische Konzeption nach der Februarrevolution 

herauszuarbeiten. Die Revolution gab ihnen mit ihrer eindeutigen Mehrheit in 

den Sowjets die politische und militärische Macht in die Hände. Und was haben 

sie daraus gemacht? Sie haben versucht, mit aller Kraft die Bourgeoisie an die 

Regierung zu bringen oder zumindest deren Regierungsbeteiligung zu sichern, 

um sich selbst aus der politischen Verantwortung zu nehmen. Mit dieser Politik 

sind sie innerhalb weniger Monate mehrfach gescheitert, da die tatsächliche 

Macht beim Sowjet verblieb und die Bourgeoisie – zumindest ihre führenden 

Köpfe – seit Mai bereits auf die Militärdiktatur orientierte. Trotz allem hielt aber 

die Führung des Sowjets an ihrem Kurs fest, die Bourgeoisie in die Regierung 

zu bringen bzw. einzubinden. Hierfür muss es also einen gewichtigen Grund ge-

ben, den man allerdings ungern in der Öffentlichkeit formulierte: Sozialrevoluti-

onäre und Menschewiki hatten kein politisches Programm zur Lösung der von 

der Februarrevolution offen gelassenen Fragen nach Krieg und Landreform. Je-

der Versuch, eine Regierung der Sowjetmehrheit zu bilden, würde den 1917 so-

wieso stark anwachsenden zentrifugalen Tendenzen in diesen Parteien weiteren 

Auftrieb geben, sie in kürzester Zeit zerreißen und ihre rechten, in der Sowjet-

führung sitzenden Führer vollständig von den Massen und im Sowjet isolieren. 

Den Bolschewiki als revolutionärer Flügel der Arbeiterbewegung ist Aus-

bruch und Verlauf der Februarrevolution ein noch unangenehmeres Thema. 

Trotz ihres nicht unerheblichen Einflusses auf die Arbeiterbewegung gerade in 

Petrograd, kam die Revolution für sie völlig unerwartet und der Einfluss der 

Partei auf die Ereignisse im Februar/März 1917 war entsprechend gering, was 

sich in ihrer marginalen Vertretung in den Sowjets im Frühjahr 1917 widerspie-

gelte. Dazu war die Partei in den ersten Wochen nach der siegreichen Revoluti-

on in verschiedene Richtungen gespalten und lief Gefahr, ihre politische Eigen-

ständigkeit zu verlieren (Bestrebungen zum Zusammenschluss mit den Men-

schewiki, Übernahme der Position der „revolutionären Vaterlandsverteidi-

gung“). 

 

 

 

                                                           

56 Nach dem letztendlich erzwungenen Ausscheiden von Miljukow und Gutschkow setzten 

die entscheidenden Teile der russischen Bourgeoisie auf einen Militärumsturz (Kornilow 

eventuell mit „Direktorium“) und nicht auf eine demokratische Republik. Die Moskauer 

Staatskonferenz ist dafür ebenso ein Beleg, wie die Absprachen mit den Militärs und die 

Finanzierung des Kornilowaufstandes. 
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4.5 Die Paradoxien der Februarrevolution 

Ein weiteres Problem, welches ein Verständnis der Februarrevolution er-

schwert, sind die „Paradoxien“, die die Revolution an der politischen Oberfläche 

entstehen lässt. 

Die erste dieser Paradoxien ist die bürgerliche Regierungsbildung, obwohl 

die Bourgeoisie mit ihren Plänen zu einer „Palastrevolution“ zur Beibehaltung 

des Zarismus gescheitert war.  

Das zweite Paradoxon, das Trotzki in seiner „Geschichte der russischen Revolu-

tionen“ gut beschrieben hat, lag im Verhalten der Menschewiki und Sozialrevo-

lutionäre, die, im Besitz der tatsächlichen Macht, dieselbe fortwährend der 

Bourgeoisie andienten und dies mit stetig abnehmendem Erfolg. 

Das dritte Paradoxon findet sich in der Politik der bolschewistischen Partei, die 

die russische Bourgeoisie seit dem Februar 1917 im Besitz der politischen 

Macht wähnt, obwohl es bei jeder politischen Krise im Revolutionsjahr deutlich 

wird, dass die tatsächliche Macht beim Sowjet und seiner kleinbürgerlichen 

Mehrheit lag. Dieses Paradoxon wird bis heute von der Linken geteilt. So siegen 

die Bolschewiki an der Spitze des Proletariats im Oktober trotz einer offensicht-

lichen Fehleinschätzung der gesellschaftlichen Wirklichkeit und der Klassen-

kräfte. Dies ist zweifelsohne ein Paradoxon und dazu eines, das seinen Ursprung 

in der Fehleinschätzung des Charakters der Februarrevolution hat: dem Nichtbe-

greifen, dass nach der Februarrevolution die „Masse die Macht besaß“ (Pokro-

wski) und sie vermittels der Sowjets ausübte. 

4.6 Das Wesen der Februarrevolution 

Was war das Wesen der Februarrevolution? War sie eine siegreiche bürgerli-

che Revolution, oder eine eventuell unvollendet gebliebene bürgerliche Revolu-

tion (ein Thema, über das Lenin mit Kamenew im April 1917 stritt)? Oder doch 

etwas völlig anderes, bedingt durch die Besonderheiten Russlands? Mit letzte-

rem dürfte man richtiger liegen. 

Die russische Februarrevolution passt nicht in die Schemata des sog. „histori-

schen Materialismus“. Die Bourgeoisie wollte diese Revolution nicht, da sie zu 

schwach für die Aufrichtung einer bürgerlichen Herrschaft war. Die Februarre-

volution schuf auch keine „bürgerliche Republik“, sondern die Herrschaft der 

Sowjets, in denen die Bourgeoisie gar nicht vertreten war. Die Arbeiter wollten 

den Sturz des Zarismus, die Aufrichtung der Sowjetherrschaft, um den Weg zum 

Sozialismus beschreiten zu können. Die russische Bauernschaft, mehr altertüm-

licher Stand als moderne Klasse, wollte das Land der Gutsbesitzer und kapitalis-

tisch wirtschaftenden Bauern, um es unter sich „umzuteilen“ und so seine altvä-

terliche Produktionsweise zu befestigen. Nichts von alldem ist „bürgerlich“, 

nichts davon zielt auf die Aufrichtung einer bürgerlichen Gesellschaft bzw.  ka-

pitalistischen Produktionsweise. Deshalb macht es auch keinen Sinn, mit der 
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Begrifflichkeit der „bürgerlichen Revolution“ an die russische Februarrevolution 

heranzutreten. 

David Anin macht sich in seinem lesenswerten, aber stramm antikommunisti-

schen Buch „Die Russische Revolution“ über Lenin lustig, speziell über den Be-

griff der „demokratischen Diktatur“ und schreibt: „Lenin war bereits damals ein 

Meister für sinnlose Wortverbindungen.“57 Diese „sinnlose Wortverbindung“ 

beschreibt die Februarrevolution und die Ereignisse des Revolutionsjahres aller-

dings treffender als alles, was Anin auf den ersten 120 Seiten seines Buches zur 

russischen Revolution und ihrer Geschichtsschreibung herausarbeiten kann. 

Die Februarrevolution war der vollständige Sieg des Proletariats und des 

Kleinbürgertums (der Masse des Volkes) über den Zarismus. Dieser Sieg schuf 

eine neue revolutionäre Macht in Form der Sowjets, die an die Stelle der zer-

schlagenen Staatsmacht des Zarismus trat. Ihrem Wesen nach war diese Macht 

eine revolutionär-demokratische Diktatur des städtischen und ländlichen Klein-

bürgertums im Bündnis mit den sozialpatriotischen Kräften der Arbeiterbewe-

gung (als Juniorpartner), der es an einem gemeinsamen Programm zur Lösung 

der entscheidenden Fragen von Krieg und Frieden sowie zur Agrarumwälzung 

fehlte. Sie war revolutionär, weil sie den Zarismus gestürzt und seine Staats-

macht im Volksaufstand zerschlagen hatte, sie war demokratisch, weil sie bis 

September 1917 die Mehrheit der Bevölkerung verkörperte, sie war diktatorisch, 

weil sie ihre Herrschaft mit Waffengewalt (Juli-Krise, Kornilow) durchsetzte. 

Parteipolitisch wurde sie durch das Bündnis der Sozialrevolutionäre mit den 

Menschewiki in den Sowjets verkörpert. 

Unter solchen Vorzeichen ist es nicht verwunderlich, dass die Februarrevolu-

tion kein „Glück mit der Geschichtsschreibung“ (Anin) hatte und auch der wort-

gewandte Stefan Bollinger schließlich zugeben muss: „Die Charakterisierung 

der russischen Revolutionen von 1917 fällt schwer.“ 

4.7 Die Auseinandersetzung mit der bürgerlichen Wissenschaft 

Ehe wir das schwierige Thema der Februarrevolution gänzlich verlassen, 

nochmals zurück zu den neuen „wissenschaftlichen Erkenntnissen“, die Bollin-

ger gegen die stalinschen Verfälschungen herausarbeiten wollte. An zwei Bei-

spielen wollen wir Bollingers Auseinandersetzung mit den von ihm selbst ange-

führten bürgerlichen Quellen darstellen. Er versprach uns ja, „in diesem Buch 

greifen wir auf die Erkenntnisse der wissenschaftlichen Diskussion zurück“. 

Beginnen wir mit dem „herausragenden“ Antikommunisten R. Pipes und sei-

ner Deutung der Februarrevolution. Für ihn war die Februarrevolution „zuerst 

und vor allem eine Meuterei von Bauern im Soldatenrock.“ Dies ist eine grund-

sätzlich andere Bewertung der Februarrevolution als Bollinger sie uns gegeben 

hat. Bei Bollinger sind es - einem Lenin-Zitat folgend - „die Arbeiter und Solda-

                                                           

57 Anin, David: „Die Russische Revolution“; München 1976, S. 74 
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ten, die die Revolution gemacht (haben).“ Was war es denn nun im Februar 

1917: ein Arbeiteraufstand oder eine Meuterei der bäuerlichen Soldaten? Dass 

sowohl Arbeiter wie Soldaten in der Februarrevolution eine entscheidende Rolle 

spielten, ist unbestritten. Hier geht es um die Frage, wer die Revolution ausge-

löst und ermöglicht hatte. 

Pipes formuliert in wünschenswerter Klarheit seine Sicht der Dinge: „Ange-

sichts der Tatsache, dass die Februarrevolution häufig als ein Aufstand der Ar-

beiter dargestellt wird, muss betont werden, dass sie zuerst und vor allem eine 

Meuterei von Bauern im Soldatenrock war, die von den Behörden aus Sparsam-

keitsgründen in völlig überbelegten Kasernen in der Hauptstadt des Landes un-

tergebracht worden waren – in den Worten eines Augenzeugen wie 'Zunder ne-

ben einem Pulverfass'.“58 Bei Pipes wird der Arbeiteraufstand zu einer Margina-

lie gegenüber der Meuterei der Soldaten. „Zuerst und vor allem“ war die Febru-

arrevolution „eine Meuterei“ der „Bauern im Soldatenrock“, so definiert er seine 

Einschätzung der Revolution.  Pipes bezieht eine eindeutige Position, die den 

Arbeiteraufstand als Randerscheinung der bäuerlichen Soldatenmeuterei er-

scheinen lässt. Nicht die Arbeiter, sondern die bäuerlichen Soldaten haben bei 

Pipes die Februarrevolution „gemacht“. Diese Position entspricht seiner politi-

schen Gesinnung, die einen erfolgreichen Arbeiteraufstand aus der Geschichts-

schreibung „herausargumentieren“ will. Nur setzt ihm hier, wie bei fast allen 

Beurteilungen der Ereignisse des Revolutionsjahres, seine Gesinnung so enge 

Grenzen, dass Pipes die Wirklichkeit falsch darstellt.59 

Der russische Februar „war zuerst und vor allem“ ein Aufstand des Petrogra-

der Proletariats. Dies hat u.a. Trotzki in seiner Geschichte der Februarrevolution 

eindrucksvoll dargestellt. Das Überlaufen der bäuerlichen Regimenter war eine 

Folge des Kontakts der Soldaten mit der vom Proletariat angeführten Bevölke-

rung Petrograds. „Bislang hatte der bäuerliche Soldat auf die Unbillen des zaris-

tischen Regimes mit individueller Desertion aus der Armee reagiert. Jetzt war er 

über mehrere Tage hinweg mit den revolutionären Arbeitern konfrontiert, und 

im direkten Kontakt mit der Arbeiterbewegung eröffnete sich ihm eine neue, 

organisierte Form des Protestes gegen das zaristische Regime, um seiner recht-

losen Lage und dem mörderischen Krieg zu entkommen. Die fortwährende Ein-

flussnahme der Arbeiter auf die Bauernsoldaten führte zum Umschwung in den 

Regimentern und verhalf der Revolution zum Durchbruch.“60 

Die Februarrevolution war deshalb "zuerst und vor allem" keine Meuterei der 

Bauern im Soldatenrock, wie Pipes meint, sondern eine proletarische Revoluti-

on, deren Sieg an das Überlaufen der bäuerlichen Armee (nicht der Generale des 

                                                           

58 Pipes, Richard: Die russische Revolution Bd. 1, Der Zerfall des Zarenreiches, Berlin 1992, 

S. 483 

59 Zur Auseinandersetzung mit der Position von Pipes s.a.Schröder/Karuscheit: Das 

Revolutionsjahr 1917, S. 43 ff. 

60 Ebenda 
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Hauptquartiers) geknüpft war. Anders gesagt, wurde die Revolution von den 

Arbeitern "gemacht", aber sicherte erst das Überlaufen der bäuerlichen Soldaten 

ihren Erfolg. Dieses Wechselspiel zwischen beiden Bewegungen kennzeichnete 

mit unterschiedlichen Verlaufsformen und Gewichten auch den Fortgang der 

kommenden Monate. Ohne diese Rolle der Arbeiterklasse richtig herauszuarbei-

ten, kann man die späteren Ereignisse von April bis Oktober nicht verstehen.61 

Und wie argumentiert Bollinger gegen Pipes? Welche Argumente setzt 

Bollinger der von Pipes betriebenen Uminterpretation der Geschichte entgegen? 

Gar keine. Er zitiert den „herausragenden“ Pipes weder zu diesem Thema noch 

zu anderen Wendepunkten des Revolutionsjahres. Die Aussagen Pipes zur Feb-

ruarrevolution sind keineswegs „herausragend“, sondern schlichtweg falsch. 

Und da unser linker Historiker sie offensichtlich nicht widerlegen kann, bedeckt 

er sie mit dem Mantel des Schweigens. 

Nicht anders verfährt Bollinger mit Orlando Figes und dessen Ausführungen 

zur Februarrevolution. „Ohne Beistand des Rates (gemeint ist der Sowjet, A.S.), 

der alleine über reale Autorität verfügte, war die Provisorische Regierung 

machtlos.“ Hier, bei Figes finden wir eine eindeutige Aussage zum Verhältnis 

von Sowjet und Provisorischer Regierung, die wir bei Bollinger vergeblich su-

chen. Und an anderer Stelle: „Die Monarchie war tot. Ihr gesamter institutionel-

ler Unterbau – Bürokratie, Polizei, Heeresleitung und Kirche – brach fast über 

Nacht zusammen. Niemand versuchte ernstlich, sie wiederzubeleben.“62 O. Fi-

ges definiert in diesen wenigen Sätzen die entscheidenden Voraussetzungen zum 

Verständnis des Revolutionsjahres: Der Sowjet besaß die „reale Autorität“ und 

der zaristische Staatsapparat war vollständig zusammengebrochen. Und die 

„reale Autorität“ des Sowjets, gilt es hinzuzufügen, stützte sich auf die bewaff-

nete Macht der bäuerlichen Armee. Auch hier wieder bei Bollinger dasselbe 

Verfahren: die freundliche Erwähnung der Veröffentlichung von Figes, aber 

kein Wort zu den inhaltlichen Positionen dieses Autors. 

Dies, an zwei Beispielen zur Februarrevolution dargestellt, beschreibt Bollin-

gers Umgang mit den bei ihm auf über vier Seiten aufgelisteten und zumeist po-

sitiv bewerteten bürgerlichen und linken Veröffentlichungen zur russischen Re-

volution. Statt dem Leser die Positionen von Hildermeier, Beyrau, Pipes oder 

Figes und anderen zur Februarrevolution vorzustellen und sich dann mit diesen 

auseinanderzusetzen, liefert uns Bollinger nur das oben angeführte Lenin-Zitat 

                                                           

61 Bei Pipes sind fast alle politische Krisen und Wendepunkten im Revolutionsjahr 

„bolschewistische Aufstandsversuche“. Für ihn beginnen diese bereits im April 1917. "Die 

Bolschewiki griffen erstmals am 21. April nach der Macht, als sie versuchten, sich eine 

politische Krise zunutze zu machen, bei der es um die russischen Kriegsziele ging. … Die 

Straßenunruhen vom 20./21. April begannen spontan, wurden jedoch nach kurzer Zeit von den 

Bolschewiki für ihre Zwecke genutzt." (Pipes, Die Russische Revolution, Band 2: „Die Macht 

der Bolschewiki“, Berlin 1992, S. 113/115) 

62 Figes,Orlando: Hundert Jahre Revolution, Berlin 2014, S. 93-95 
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(von den Arbeitern und Soldaten, die die Revolution gemacht haben und der 

Bourgeoisie oder den „ewig Gestrigen“, die darauf hin die Macht an sich geris-

sen haben). Dies sollte den Leser zumindest nachdenklich stimmen. Denn mit 

dieser Interpretation des Februars sind wir wieder bei den „Stalinschen Verein-

fachungen und Verfälschungen“ angelangt,63 und nach der Lektüre von Bollin-

gers Buch weiß der Leser noch nicht einmal, warum sie falsch sind. 

4.8 Eine „bolschewistische Geheimformel“ 

„Frieden, Brot, Freiheit und Land – die bolschewistische Geheimformel“ 

(Bollinger: Oktoberrevolution, S. 36) 

Diese Kapitelüberschrift kommt für den geschichtlich interessierten Leser 

etwas überraschend. Sprachlich erlaubt sich Bollinger mit dieser Überschrift ei-

nen Ausflug in das Milieu der Boulevard-Presse und des logisch Unerlaubten. 

Die Bolschewiki hätten ihren politischen Einfluss, ihre Hegemonie über die Ar-

beiterklasse mit einer „Geheimformel“ (bei Bollinger ohne Anführungszeichen) 

errungen?  Wie soll das möglich sein? Darüber verliert der Autor in dem ent-

sprechenden Kapitel seines Buches – immerhin von Seite 36 bis 51) kein einzi-

ges Wort. Die zitierte Formel erscheint das nächste Mal im darauf folgenden 

Kapitel mit dem Titel:“Warum und wie es begann – eine Vorgeschichte“ auf 

Seite 54. Eine inhaltliche Auseinandersetzung mit dieser Formel wird der Leser 

deshalb vergeblich suchen. 

Zum historischen Ursprung dieser Formulierung hier die Erklärung, die wir 

bei Bollinger vergeblich suchen.  Diese oben zitierte Fassung der „bolschewisti-

schen Geheimformel“ (mit der Forderung nach Freiheit) nutzte Lenin in seinen 

Briefen und Artikeln aus Zürich,64 also zu einer Zeit, als er den Sieg der Palast-

revolution über die Volksrevolution unterstellte. Nachdem er zutreffendere In-

formationen über die Februarrevolution erhalten hatte, benutzte er diese Forde-

rung nicht mehr. Russland war nach dem Sieg der Februarrevolution von allen 

kriegführenden Ländern dass „freieste“ Land geworden. Auf Seite 49 seines Bu-

ches gesteht Bollinger diesen Tatbestand mit einem Lenin-Zitat ein („Russland 

ist zur Zeit von allen kriegsführenden Ländern das freieste Land der Welt“), 

führt somit seine eigene Überschrift ad absurdum und bemerkt dies nicht einmal. 

 

                                                           

63 "Aber die übergroße Vertrauensseligkeit spielte den Arbeitern und Soldaten einen 

schlimmen Streich. … Die sozialrevolutionär-menschewistische Leitung des Petrograder 

Sowjets (traf) alle ihr zu Gebote stehenden Maßnahmen, um … der Bourgeoisie die Macht 

auszuliefern." (Kurzer Lehrgang, S. 214) 

64 Dort hat auch Bollinger diese Fassung der Losung gefunden - siehe seine Fußnote 98, die 

auf Lenin „Briefe aus der Ferne“, Bd. 23. S. 321-322 verweist. Bollinger bemerkt gar nicht, 

dass die Fassung nur auf dem Boden der Leninschen Fehleinschätzung des 

Revolutionsverlaufs Sinn machte. Eine Fehleinschätzung, die Lenin nach seiner Ankunft in 

Russland, wie weiter vorn dargestellt, sogleich korrigierte. 
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4.8.1 „Verschwörungstheoretiker“ (Oktoberrevolution, S. 36) 

In dem Buchkapitel über die „Geheimformel“ behandelt Bollinger ganz ande-

re Themen,65 so z. B. die „Verschwörungstheoretiker“. Auf diesen Punkt lohnt 

es sich näher einzugehen. Bollinger beginnt das Kapitel mit den Ausführungen: 

„Bis zum heutigen Tag hält sich hartnäckig die illusionäre Vorstellung von den 

kommunistischen Putschisten, die in aller Seelenruhe mit deutschem Eisenbahn-

zug und deutschen Millionen in das ach so demokratische gewordene Russland 

reisten“ (auf Seite 49 seines Buches hat Bollinger diesen Tatbestand zugestan-

den; A.S.), „haufenweise Flugblätter druckten, bestachen, an allen Ecken Agita-

toren auftreten ließen und Militäreinheiten auf ihre Seite zogen. So konnten sie – 

das die gebetsmühlenartig wiederholte Mär – ganz überraschend und mit einem 

Putsch im Oktober 1917 einer eher hilflosen und harmlosen Provisorischen Re-

gierung die Macht aus den Händen reißen. Die historische Wahrheit ist wie 

meist etwas komplizierter und nicht so, wie Verschwörungstheoretiker sie sich 

zusammenreimen.“ (Oktoberrevolution, S. 36)  

Der launige Feuilletonstil, mit dem Bollinger hier Teile der bürgerlichen Ge-

schichtsschreibung „abbürstet“, kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass 

Bollinger selbst von dieser Sicht der Dinge nicht weit entfernt ist, und dem auf-

merksamen Leser von seinem Oktober-Buch kommt an dieser Passage etwas 

bekannt vor. Richtig! Sechs Seiten vor der zitierten Stelle schreibt Bollinger im 

Zusammenhang mit dem alliierten Druck auf Kerenski zu verstärkten Kriegsan-

strengungen: „Vor allem erinnert diese Situation ... daran, dass die 'Fremdsteu-

erung' Russlands einerseits kein besonderes Privileg der Deutschen war, die die 

bolschewistischen Führer mit plombierten Waggon und Gold versorgt in Fein-

desland entsandt hatten.“ (Oktoberrevolution, S. 32) Da haben wir zumindest die 

Hälfte der „illusionären Vorstellung“ der „Verschwörungstheoretiker“ als Posi-

tion Bollingers selbst. 

                                                           

65 Hier geht er nochmals auf die „unerfüllten Forderungen des Februars“ ein (S. 38), um jene 

Punkte zu benennen, deren Lösung Sowjetführung und Provisorische Regierung entweder auf 

die Konstituierende Versammlung verschoben hatten (Staatsform, Agrarfrage), oder benennt 

andere sozialpolitische und arbeitsrechtliche Fragen, wie z.B. den Acht-Stunden-Tag, die kurz 

nach der Februarrevolution am (10./11. März) in einem Abkommen zwischen dem Sowjet und 

dem Petrograder Verein der Fabrikanten geklärt wurden.  

Im weiteren Verlauf dieses Kapitels folgen einige aus ihrem Zusammenhang gerissene Zitate 

aus Suchanows Tagebuch mit anti-bolschewistischer Spitze (S. 39/40), Statistiken zur Partei- 

und Bevölkerungsentwicklung, zu Nationaleinkommen und Lohnarbeitern in Russland, ein 

Auszug aus dem „Zimmerwalder Manifest“ von September 1915 über fast zwei Seiten (S. 46-

48), sowie Bollingers Interpretation der Leninschen Aprilthesen (S. 49/50), deren 

Ungenauigkeiten und Fehlinterpretationen herauszuarbeiten mehr als ein Kapitel füllen 

würden. Was Bollinger in den 15 Seiten dieses Kapitels an Themen „behandelt“, die nichts 

mit der gewählten Überschrift zu tun haben, ist ein Musterbeispiel dafür, wie man mit 

Geschichtsschreibung im Feuilletonstil ein ganzes Buch füllen kann. 
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Die andere Hälfte finden wir bei Richard Pipes. Nur sollte Bollinger zumin-

dest seinen Lesern gegenüber so ehrlich sein, die „herausragende“ Arbeit von 

Richard Pipes (hier: Band 2, Die Macht der Bolschewiki) als eine der wichtigs-

ten Quellen seiner angeführten „Verschwörungstheorien“ in der bürgerlichen 

Geschichtsschreibung zu benennen. Pipes vertritt diese „Verschwörungstheo-

rien“ in allen wesentlichen von Bollinger angesprochenen Punkten; vom deut-

schen Geld bis zu den von ihm unterstellten fortgesetzten Umsturzversuchen 

(April und Juli 1917), um Russland im Interesse der Mittelmächte aus dem 

Krieg zu nehmen.66 Die genannten Umsturzversuche Lenins im deutschen Inte-

resse scheiterten noch im Frühjahr und Sommer, weil Lenin – nach Pipes – eine 

fehlerhafte Taktik verfolgte (Umsturz durch Radikalisierung von Straßende-

monstrationen). Erst nach Lenins erneutem Exil infolge der Juli-Krise gelang es 

Trotzki, so Pipes, mit geänderter Taktik (verdeckter Staatsstreich), den Umsturz 

im Oktober erfolgreich zu organisieren und damit Russland in deutschem Inte-

resse aus dem Krieg zu nehmen. R. Pipes ist mit seinem zweiten Band zur Rus-

sischen Revolution einer der bekanntesten und ältesten bürgerlichen Historiker, 

der über „deutsches Geld“ und Leninsche Umsturzversuche im deutschen Inte-

resse schreibt.67 

Schlussendlich weiß der Leser dieses Kapitels nicht, was der Autor ihm mit-

teilen wollte. War es nun eine mit deutschem Geld finanzierte „Verschwörung“ 

mit abschließendem Putsch oder doch „etwas komplizierter und nicht so, wie 

Verschwörungstheoretiker (es sich) zusammenreimen“? Bei strittigen Fragen 

entzieht sich Bollinger der simplen Positionsbestimmung, er favorisiert das viel-

deutige, aber feuilletonistisch besser passendere „sowohl als auch“. 

4.8.2 Die „Geheimformel“ - Frieden 

Gehen wir im Folgenden auf die Probleme der „Bolschewistischen Geheim-

formel“ etwas näher ein. Auch ohne die unsinnig gewordene Forderung nach 

Freiheit war der Rest der bolschewistischen Forderungen ab April/Mai 1917 

problematisch genug und natürlich keineswegs geheim. Russland befand sich im 

Krieg mit den Mittelmächten und dem Osmanischen Reich. Der bedeutendste 

Kriegsgegner war das preußisch-militaristisch geprägte deutsche Kaiserreich. Da 

die Alliierten nach dem angekündigten Kriegseintritt der USA in den 1. Welt-

krieg (April 1917) kein Interesse an einem zeitnahen Friedensschluss hatten und 

                                                           

66 Richard Pipes: Die Russische Revolution, Band 2: „Die Macht der Bolschewiki“, Berlin 

1992, S. 81, 90, 99, 113-115 

67 Pipes‘ 3-bändige „Geschichte der russischen Revolution“ liefert in ihrem 1. Band 

interessantes Material zur russischen Gesellschaft und zum zaristischen Staat. Hier hätte es 

sich für Bollinger gelohnt, Pipes zu zitieren, der die Schwäche des zaristischen Staates richtig 

herausarbeitet. Diese Passagen finden wir allerdings bei Bollinger nicht. Bei der Behandlung 

der russischen Revolution nach dem Februar 1917 verhindert der ideologische 

Antikommunismus des Autors jede Annäherung an die Realität des Jahres 1917. Im Jahr 2017 

ist an dieser Veröffentlichung allerdings nichts mehr „herausragend“. 
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dies auch durch ihre Botschafter verkünden ließen, bedeutete die Forderung 

nach einem baldigen Frieden im Frühjahr/Sommer 1917, den Abschluss eines 

Separatfrieden mit dem deutschen Kaiserreich zu fordern. Dies lag in der Logik 

der Verhältnisse. So verstand auch die politische Führung des deutschen Kaiser-

reichs die bolschewistische Forderung nach sofortigem Frieden und war bereit, 

den „plombierten Zug“ zur Verfügung zu stellen. So wurde die Forderung nach 

einem sofortigen Frieden auch von den anderen politischen Parteien in Russland 

interpretiert. Und die Bolschewiki wurden für ihre Forderung nach einem baldi-

gen Frieden – aus den genannten politischen Gründen und auch ganz ohne deut-

sches Geld zu unterstellen – verdächtigt, deutsche Interessen zu vertreten. Wer 

1917 in Russland einen sofortigen Frieden verlangte, konnte ihn nur mit dem 

deutschen Kaiserreich schließen. 

Genau so diskutierten auch die Linken Sozialrevolutionäre (LSR) die Frie-

densfrage im Frühjahr 1917. „Als einzige Perspektive zur Beendigung des Krie-

ges zeigte Kamkow (einer der führenden Köpfe der linken Sozialrevolutionäre; 

A.S.) die Weltrevolution auf. Diese Schlussfolgerung war zweifelsohne der 

Schwachpunkt der internationalistischen Anschauung. So überzeugend die 

linkssozialrevolutionäre Begründung der Kriegsursachen und ihre Forderung 

nach einer sofortigen Beendigung des Krieges auch waren, die Lösungsmög-

lichkeit, die die LSR (Linken Sozialrevolutionäre) parat hielten, war kaum mehr 

als eine Fiktion und entsprang eher dem Wunschdenken als der europäischen 

Realität. Einzig V.E. Trutowvskij bot eine realistische Lösung der Kriegsfrage 

an, nämlich den Separatfrieden. Mit seiner Sichtweise blieb er jedoch weitge-

hend isoliert. …  Trutowvskij zog sich damit gleichermaßen die Kritik der Va-

terlandsverteidiger und der Internationalisten zu. Die letzteren lehnten den Vor-

schlag mit dem Hinweis ab, dass es sich um eine einseitige Hilfe für eine der 

kriegführenden imperialistischen Gruppierungen handele.“68 Und in der Ausei-

nandersetzung mit dieser Position wurden deshalb auch die Linken Sozialrevo-

lutionäre von der rechten Mehrheitsfraktion als Bolschewiki, Anarcho-

Bolschewiki und als Agenten des deutschen Generalstabes denunziert.69 

Die bolschewistische Partei hatte mit der Forderung nach einem schnellen 

Frieden eine im Frühjahr/Sommer 1917 durchaus unpopuläre Forderung aufge-

stellt – die Massen teilten zu diesem Zeitpunkt die Position der „revolutionären 

Vaterlandsverteidigung“ – und musste sich fortwährend gegen obige Verdächti-

gung verteidigen. „Die Konferenz protestiert erneut mit allem Nachdruck gegen 

die niederträchtige Verleumdung, die die Kapitalisten über unsere Partei verbrei-

ten, gegen die Behauptung, wir sympathisieren mit einem Separatfrieden (Son-

derfrieden) mit Deutschland.“70 Da aber der Separatfrieden mit Deutschland zu 

                                                           

68 Häfner, Lutz: „Die Partei der Linken Sozialrevolutionäre in der russischen Revolution von 

1917/18“, Köln 1994, S. 34 

69 Ebenda, S. 36/37 

70 LW, Bd. 24, S. 264, Siebente Gesamtrussische Konferenz der SDAPR (B), 29. April 1917 
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diesem Zeitpunkt der einzig mögliche Frieden war, lag die von Lenin gegeißelte 

„niederträchtige Verleumdung“ politisch sehr nahe. 

Dazu war die Forderung nach einem baldigen Friedensschluss im Früh-

jahr/Sommer 1917, wie erwähnt, höchst unpopulär. Mit einem Blick in den ers-

ten Band des „herausragenden“ Pipes hätte auch Bollinger dieses Problem er-

kennen können. „Theoretisch befürworteten mit Ausnahme der Bolschewiki alle 

führenden Parteien, die in der Regierung und im Sowjet vertreten waren, die 

Fortsetzung des Krieges … In dieser Haltung spiegelte sich die Stimmung der 

Bevölkerung.“71 Und anschließend zitiert Pipes als Beleg für diese Haltung noch 

den linken Internationalisten Suchanow: „In den allerersten Wochen (der Febru-

arrevolution) war die bäuerliche Armee noch völlig unter dem Bann der alten 

'kriegerischen' Begriffe. Die Soldatenmassen in Petersburg waren nicht nur nicht 

bereit, darüber (gemeint ist ein baldiger Friedensschluss; A.S.) mit sich reden zu 

lassen, und hätten jeden unvorsichtigen 'Verräter ' und 'Frontausreißer' auf ihre 

Bajonette gespießt.“72 

Die Bolschewiki waren deshalb gezwungen, alle ihre politischen Aussagen 

gegen den Krieg und für einen baldigen Friedensschluss mit der strikten Ableh-

nung eines jeden Separatfrieden mit Deutschland zu koppeln. Theoretisch ließ 

sich dieser Spagat mit der Imperialismus-Theorie begründen (wie es die LSR 

auch taten), politisch war dieser Spagat aber wenig überzeugend. „Wie aus den 

Petitionen der Soldaten hervorgeht, sah es bei ihnen so aus, als betrachteten sie 

die Befürworter eines schnellen Friedens als Anhänger des (deutschen) Kaisers. 

Das Problem war so heikel, dass die Bolschewiki, die als einzige für einen so-

fortigen Frieden eintraten, sich sorgfältig vor entsprechenden öffentlichen Ver-

lautbarungen hüteten. Es ist bezeichnend für den Groll, den die Petrograder 

Garnison deshalb gegen sie hegte, dass bei den Wahlen innerhalb der Soldaten-

sektion des Sowjets … kein Bolschewik einen Sitz errang.“73 Welche Schwie-

rigkeiten selbst Lenin mit dieser Aporie hatte, kann der interessierte Leser in 

seinen Ausführungen auf der April-Konferenz der Bolschewiki nachlesen.74 Die 

„Geheimformel“ des baldigen Friedens war im Frühjahr/Sommer 1917 ein Blei-

gewicht an den Füßen der Partei, da diese Losung im Gegensatz zu der politi-

schen Stimmung der Massen stand. 

4.8.3 Die „Geheimformel“ – Land 

Die Entwicklung der Leninschen Position in der Agrarfrage 1917 detailliert 

herauszuarbeiten, wäre eine nützliche Arbeit gewesen. Bedauerlicherweise 

haben unsere linken Publizisten sich diese Aufgabe gar nicht gestellt, obwohl sie 

keineswegs daran zweifeln, dass die Agrarfrage zu den Kernproblemen des 

                                                           

71 R. Pipes, Bd. 1, S. 562 

72 Ebenda, S. 563 

73 Ebenda 

74 LW, Bd. 24, S. 213-306 
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Revolutionsjahres gehört. Was sie ebenso wenig ansprechen, ist der 

Zusammenhang zwischen der Lösung der Agrarfrage und der Frage des 

Friedens, obwohl dieser Zusammenhang eigentlich unübersehbar war und 

durchaus offen diskutiert wurde. 

Die russische Armee war in ihrer großen Mehrzahl eine Armee von Bauern. 

Und drei Viertel dieser Bauern lebten in einer Umteilungsgemeinde, der 

Obschina, wie wir es im ersten Teil dargestellt hatten. Die Umteilung des Landes 

erfolgte in der Regel entsprechend der Anzahl der Arbeitskräfte einer 

bäuerlichen Familie. Dies bedeutete, dass keine gerechte Umteilung des Landes 

erfolgen konnte, solange die entscheidenden Arbeitskräfte des Dorfes an der 

Front waren. Umgekehrt bedeutete dies aber auch, dass sich die russische Armee 

mit ihrer bäuerlichen Grundlage auflösen würde, sobald das Dorf mit der 

Landumteilung begann, erst recht mit der Umteilung der Ländereien der 

Gutsbesitzer auf die Bauernfamilien des Dorfes. Insofern besaß die 

bolschewistische „Geheimformel“ der Landaufteilung („Die Partei verficht 

entschieden den sofortigen Übergang aller Ländereien in die Hände der 

Bauernschaft“75 – April 1917) auch direkte Auswirkungen auf die 

Kriegsfähigkeit der russischen Armee. Zugespitzt ausgedrückt, wer zur 

sofortigen Aufteilung der Landgüter durch die Bauernschaft aufruft, löst den 

Zusammenhalt der Armee auf und wird gezwungen sein, einen Separatfrieden 

mit Deutschland zu schließen. Genau dies geschieht nach dem Oktoberumsturz. 

Den verschiedenen Flügeln der Sowjetparteien war diese Problematik wohl 

bekannt. „Folgende Gründe veranlassten die Partei der Sozialrevolutionäre ganz 

im Gegensatz zu ihrem im Parteiprogramm fixierten Forderungen, die Agrarfra-

ge im Jahr 1917 überaus dilatorisch zu behandeln. Sie befürchtete … – und dies 

war am gewichtigsten – massenhafte Desertionen der Frontsoldaten und damit 

eine Gefährdung der Verteidigungsfähigkeit Russlands. Alle verantwortlichen 

Politiker von den Menschewiki und Sozialrevolutionären … vertraten in dieser 

Zeit die Auffassung, dass die vordringlichste Aufgabe die Gewährleistung der 

Kampfkraft der russischen Armeen sowie die Versorgung der russischen Bevöl-

kerung sei. Daher sprachen sie sich gegen eine sofortige Landreform aus, weil 

diese den Bestand der Front ebenso gefährdet hätte.“76 

Aus menschewistischer Sicht stellt Theodor Dan den inneren Zusammenhang 

zwischen der Aufrechterhaltung einer "revolutionären Vaterlandsverteidigung" 

und der Unmöglichkeit einer baldigen und grundlegenden Agrarreform dar: "Die 

Verteidigung des Landes in Erwartung eines allgemeinen demokratischen Frie-

dens machte es notwendig, dass eine viel millionenköpfige Armee in kampffä-

higem Zustande erhalten und dass sorgfältig alles vermieden wurde, was diese 

Armee desorganisieren konnte. Hieraus ergab sich zunächst die Schlussfolge-

                                                           

75 LW. Bd. 24, S. 284 

76 Häfner, S. 42 
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rung, dass die Agrarreform bis zur Einberufung der Konstituierenden Versamm-

lung vertagt wurde, da eine revolutionäre Bodenenteignung und die Aufteilung 

der Gutsländereien unvermeidlich die Desertion von Millionen Bauernsoldaten 

von der Front nach sich gezogen hätte, die bei der Aufteilung des Grund und 

Bodens dabei sein wollten."77 

Hier wird das von Trotzki beschriebene „Paradoxon der Februarrevolution“ 

politisch auf den Punkt gebracht. Es bestand eine unauflösliche Verbindung 

zwischen der Kriegführung und der Agrarumwälzung, die Menschewiki und So-

zialrevolutionäre nicht aufheben konnten, ohne ihre Massenbasis im Sowjet zu 

verlieren. Deshalb befürworteten diese Parteien im Februar/März die Bildung 

einer bürgerliche Regierung und versuchten nach deren Scheitern im April im-

mer wieder Koalitionsregierungen mit den bürgerlichen Kräften zu bilden, um 

der Bourgeoisie die Verantwortung für ihr eigenes Dilemma zuzuschieben. 

Letztlich verloren sie mit dieser Politik sowohl ihre bourgeoisen Koalitions-

partner (Moskauer Staatskonferenz, Kornilow-Putsch) als auch die Mehrheit in 

den Sowjets. Die Billigung der bäuerlichen Agrarumwälzung im Oktober durch 

die neue Sowjetmehrheit leitete die damit unweigerlich einhergehende Auflö-

sung der Armee ein und schuf damit 1918 erstmalig die Möglichkeit, Sowjet-

mehrheiten für einen Separatfrieden mit Deutschland zu bekommen. 

Von diesen Klassenkräften, den politischen Konzeptionen der handelten Par-

teien, den Problemen, die die Bolschewiki mit ihrer allseits bekannten „Geheim-

formel“ im Revolutionsgeschehen unweigerlich haben mussten, davon erfahren 

wir in Bollingers Buch rein gar nichts. 

4.9 Von Miljukow zu Kornilow 

Auf die weiteren Ereignisse des Revolutionsjahres und ihre Interpretation 

durch Bollinger gehen wir im Folgenden nur kurz ein. Wer hier mehr wissen 

möchte, sei auf das gemeinsame Buch mit Heiner Karuscheit78 sowie auf die 

Ausgaben Nr. 85 (Die Oktoberrevolution) mit dem gekürzten und kommentier-

ten Nachdruck der Bucharin-Broschüre zum Revolutionsjahr und die Nr. 86 der 

AzD zur Geschichtsschreibung über die russischen Revolutionen verwiesen. 

4.9.1 April-Krise 

„Als die Miljukow-Note bekannt wurde, stürzte sie die Lwow-Regierung in 

die Krise. (…) Lenins Rückkehr aus dem Exil … sorgte dafür, dass Antikriegs-

propaganda und die Fragen nach den handfesten Resultaten der Revolution – die 

Heimkehr der Männer von der Front, wieder gefüllte Kochtöpfe, Boden, der 

denjenigen gehören sollte, die ihn bestellen – auf die Tagesordnung gesetzt wur-

                                                           

77 Martow, Julius/Dan, Theodor (1973): Geschichte der russischen Sozialdemokratie, Berlin 

1926 (unveränderter Nachdruck Erlangen), S. 298 

78 Das Revolutionsjahr 1917. Hier die Kapitel 5 (Die Juliereignisse) und Kapitel 6 (Von 

Kerenski zur Oktoberrevolution), S. 109-140. 
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den. Noch einmal gelang es allerdings der herrschenden bürgerlichen Gruppie-

rung, ihre Macht zu behaupten.“ (Oktoberrevolution, S. 33) 

Wie es im April/Mai mit der Antikriegspropaganda tatsächlich bestellt war, 

haben wir dargestellt. Bollinger besitzt keine Kenntnis über die tatsächliche 

Stimmung der Massen zu diesem Zeitpunkt („revolutionäre Vaterlandsverteidi-

gung“). Er unterstellt den Massen einfach jene Stimmung, die ihm genehm ist: 

der „volle Kochtopf“ und „die Heimkehr der Männer von der Front“. So kann 

man über die April-Krise fabulieren, ohne etwas Ernsthaftes zu sagen, ohne ihr 

Wesen zu verstehen. Dabei bildet die April-Krise einen wichtigen Wendepunkt 

im Revolutionsjahr und zeigt für alle sichtbar das Verhältnis der Klassenkräfte 

im revolutionären Russland auf. 

Miljukow und Gutschkow sowie weitere Rechte innerhalb der Partei der Ka-

detten und Oktobristen79 suchten zusammen mit dem regionalen Militärkom-

mandanten (damals bereits ihr späterer Putschpartner Kornilow) eine Machtpro-

be mit dem Sowjet in der Frage der Außen- und Militärpolitik.80 Diese Macht-

probe scheiterte und die Verantwortlichen aus bürgerlichen Kreisen mussten ge-

hen. Sie favorisierten ab diesem Zeitpunkt die Vorbereitung eines Militärput-

sches, den u.a. ihr Freund aus den April-Tagen dann im August versuchte.81 Im 

Gegensatz zu Suchanow hat Lenin die Bedeutung der April-Ereignisse nicht er-

kannt. Für ihn hatte der Austausch einiger Minister nichts an der Regierung ge-

ändert. „Die Kapitalistenregierung hat mit ihrer Note vom 18. April eigentlich 

nur ihre früheren Noten wiederholt, in denen der imperialistische Krieg durch 

diplomatische Floskeln verhüllt wurde. Die Soldatenmassen gerieten in Empö-

rung, denn sie hatten an die Aufrichtigkeit und Friedensliebe der Kapitalisten 

ehrlich geglaubt. Die Demonstrationen begannen als Soldatendemonstrationen 

mit der widerspruchsvollen, nicht durchdachten, zu nichts führenden Losung 

                                                           

79 Hier sind zwei Dinge interessant: Zum ersten, dass dieser rechte Flügel bereits in der 

Ersten Provisorischen Regierung, die rein bürgerlich war, über keine Mehrheit verfügte, 

worauf der englische Botschafter Buchanan durchaus richtig hinweist. Zweitens sehen wir 

hier die politische Gespaltenheit der russischen Bourgeoisie, die der Linken in ihrer 

Bedeutung gar nicht bewusst ist. Diese Gespaltenheit erklärt, warum Kerenski immer 

wieder Vertreter der Kadettenpartei für seine Koalitionsregierungen finden konnte, 

während Miljukow und seine Freunde bereits auf den Militärputsch setzten. 

80 siehe dazu Hildermeier, 1989, S. 162 ff. 

81 Suchanow, N.N.: „Kurze Zeit nach dem Märzumsturz hatte sich die russische Plutokratie 

in der Partei der Kadetten konsolidiert. Während der Periode, da Miljukow als Minister 

fungierte, waren die Kadetten durchaus eine Regierungspartei gewesen. Aber mit der 

Liquidierung Miljukows und der Bildung der Koalitionsregierung in den Apriltagen 

änderte sich die Situation. Die Koalition war gegen den Willen der führenden Kreise der 

Kadetten zustande gekommen, und die Kadetten konnten nun nicht mehr im bisherigen 

Sinne Regierungspartei bleiben. Sie wurden die Rechtsopposition.“ (Tagebuch, S. 356) 
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'Nieder mit Miljukow' (als ob ein Wechsel von Personen oder Gruppen etwas 

am Wesen der Politik ändern könnte!).“82 

Die April-Krise war eine vom rechten Flügel der Regierung herbeigeführte 

Machtprobe. Sie sollte die vermeintliche Doppelherrschaft (ein Begriff Milju-

kows) beenden, die Macht des Sowjets brechen und die bürgerliche Regierung 

als einzige Quelle der Staatsmacht etablieren. In der Praxis, bei der Machtprobe 

auf den Straßen Petrograds, führte sie zum Gegenteil. Sie bestätigte die Macht 

des Sowjets über die Revolution und die bürgerliche Regierung. „Ja, die Armee 

war der Plutokratie entrissen. Die Diktatur des Kapitals im revolutionären Russ-

land war an der Wurzel angeschlagen. Die politische Macht der besitzenden 

Klassen war gebrochen. Die reale Macht war mit der Eroberung der  Armee voll 

und ganz in die Hände der sowjetischen Demokratie, der Demokratie der Arbei-

ter und Bauern, übergegangen.“83 

Miljukow und Gutschkow mussten gehen und der entscheidende Flügel der 

russischen Bourgeoisie orientierte von nun an auf einen Staatsstreich oder Mili-

tärputsch gegen den Sowjet. Die April-Krise bestätigte die Schwäche der russi-

schen Bourgeoisie, die Abhängigkeit ihrer Regierungsbeteiligung von den Sow-

jetentscheidungen. Also das Gegenteil von Bollingers Schlussfolgerung: „Noch 

einmal gelang es allerdings der herrschenden bürgerlichen Gruppierung, ihre 

Macht zu behaupten.“ 

4.9.2 Die Juli-Ereignisse 

„Während die anderen linken Parteien noch diskutierten und Bedenken ob 

der Reife der russischen Verhältnisse hatten, konnten die Bolschewiki mit ihrer 

Kompromisslosigkeit bei den Massen punkten. Sie mussten diese Bewegung 

'nur' in Bahnen lenken, sie organisieren. Im Juli waren sie dazu noch nicht in der 

Lage, hinkten dem spontanen Aufbegehren hinterher. Noch saß die Provisori-

sche Regierung fest im Sattel.“ (Oktoberrevolution, S. 35) Wenige Zeilen später, 

aber noch auf derselben Seite, wird aus den Juli-Ereignissen ein „bolschewis-

tisch inspirierter Aufstand“. Da haben wir es wieder, das feuilletonistische „so-

wohl als auch“, das von Teilen der Linken als „solide historische Aufklärung“ 

(so der Rezensent in den Marxistischen Blättern) interpretiert wird. 

Fest im Sattel – wie Bollinger es formuliert – saß zu diesem Zeitpunkt nur die 

Sowjetführung und nicht die Regierung. Die Provisorische Regierung hatte mal 

wieder eine ihrer Krisen84 und Kerenski versuchte, eine neue Koalitionsregie-
                                                           

82 LW Bd. 24, S. 201-202 

83 Suchanow, Tagebuch, S. 313 

84 Das Zentralkomitee der Kadettenpartei lehnte ein von der Provisorischen Regierung 

ausgehandeltes Abkommen zur Frage der Souveränität der Ukraine ab und zwang die 

Kadettischen Minister zum Regierungsaustritt, um so eine Regierungskrise herbeizuführen. 

Unter anderem wollte man sich so aus der Verantwortung für die Niederlage der Kerenski-

Offensive herausstehlen und die Verantwortung allein dem Lager der „Demokratie“ 

zuweisen. 
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rung zu bilden. Die Arbeiter, die Matrosen und die revolutionären Regimenter in 

Petrograd verlangten von dem zu diesem Zeitpunkt tagenden Sowjetkongress 

die Übernahme der Macht und ein Ende der Koalitionsregierungen mit der 

Bourgeoisie. Die Front aber, die Mehrheit der Bauernarmee und das städtische 

Kleinbürgertum, stand noch hinter der Sowjetführung und beteiligte sich an der 

Niederschlagung der bewaffneten Demonstrationen. Nicht die Bolschewiki 

„hinkten dem spontanen Aufbegehren hinterher“ (Bollinger), sondern die Arbei-

ter und Matrosen Petrograds standen deutlich links von den Massen der bäuerli-

chen Armee, die noch „ihre“ Sowjetführung stützten. Das ist der Kern der Juli-

Ereignisse, der Bollinger gänzlich unbekannt ist. 

Zum „bolschewistisch inspirierten Aufstand“ – auch hier folgt Bollinger wie-

der Pipes, ohne ihn zu zitieren – hat Rabinowitsch gründlich geforscht und ist zu 

einem gänzlich anderen Ergebnis als Bollinger und Pipes gekommen: "Was die 

Juli-Ereignisse angeht, so war der Vorwurf, der Aufstand sei durch Lenin in Zu-

sammenarbeit mit den Deutschen angestiftet worden, offensichtlich unbegrün-

det. Von Mitte Juni an hatte Lenin ... sich energisch dafür eingesetzt, den Aus-

bruch eines Aufstandes zu verhindern."85 

4.9.3 Kornilow-Putsch 

„Ende August (sorgte) der von der Provisorischen Regierung bestellte Ober-

befehlshaber … dafür, dass auch seinen politischen Chefs der Atem stockte. Er 

versuchte einen konterrevolutionären Umsturz gegen die Regierung und gegen 

die linke Opposition. Dabei bleibt offen, ob sein beabsichtigter Schlag gegen die 

Sowjets und die Linke nicht doch nur die Absichten der Regierung auf den blu-

tigen Punkt bringen sollte. Nur durch Glück und Geschick Kerenskis, … gelang 

es diesen Putsch zu stoppen.“ (Oktoberrevolution, S. 35) Bei einer solchen Ge-

schichtsschreibung stockt einem wirklich der Atem. Kerenski sei es gewesen, 

dem es durch sein „Glück und Geschick“ („Hand in Hand mit dem Widerstand 

der Bevölkerung“) gelang, diesen Putsch zu stoppen. Dieser Faktensalat, den 

Bollinger hier anrichtet, hat nur einen Zweck, nämlich Kerenski (der zu diesem 

Zeitpunkt Regierungschef war und Kornilow erneut wie im April dazu nutzten 

wollte, „die Absichten der Regierung auf den blutigen Punkt zu bringen“) von 

seiner Beteiligung an dieser Verschwörung reinzuwaschen. 

Lesen wir, was der englische Botschafter, der ebenso wie Kerenski in diese 

Verschwörung verstrickt war, dazu geschrieben hat. "Obwohl alle meine Sym-

pathien auf Seite Kornilows waren, hatte ich immer von einem militärischen 

Handstreich nachdrücklich abgeraten, denn Russlands einzige Hoffnung auf 

Rettung lag in einer engen Arbeitsgemeinschaft zwischen ihm und Kerenski. … 

Erst auf Kerenskis Aufforderung zur Niederlegung des Kommandos hat sich 

Kornilow zum Handeln entschlossen, und zwar nur aus patriotischen Beweg-

                                                           

85 Rabinowitsch, Alexander: Die Sowjetmacht, Die Revolution der Bolschewiki 1917, Essen 

2012, S. 20-21 
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gründen. Er persönlich wäre wohl bereit gewesen, mit Kerenski zu arbeiten, 

doch hinter ihm standen Männer, die die Regierung seit Wochen stürzen woll-

ten. Das Geheimnis dieser Gegenrevolution kannten so viele Menschen, dass es 

schon lange kein Geheimnis mehr war. Auch Kerenski wusste davon …"86 

Kerenski stockte also weder der Atem, als Kornilow putschte, noch war er 

überrascht von der Verschwörung, an der er selbst beteiligt gewesen war. Wa-

rum er mit einer theatralischen Inszenierung von dieser Verschwörung Abstand 

nahm, wird von Bollinger naturgemäß nicht behandelt. Bei ihm „bleibt (es) of-

fen“, ob Kornilow nur die Absichten Kerenskis auf den „blutigen Punkt“ brin-

gen wollte. Auch hier wieder das uns bereits bekannte feuilletonistische „sowohl 

als auch“. 

4.10 Der Oktoberumsturz und seine Bedeutung 

Der Leser wird nach dem bisher Dargestellten nicht verwundert sein, dass 

Bollinger zum russischen Oktober ebenso wenig die Auseinandersetzung mit 

den von ihm selbst gelobten bürgerlichen Quellen sucht wie bei den anderen an-

gesprochen Themen. So hat Manfred Hildermeier das ganze Jahr 2017 über in 

einer Vielzahl von Publikationen die Grundthese von Pipes variiert, dass es 1917 

nur eine Revolution in Russland gegeben hätte. „Dagegen entsprach der 'Rote 

Oktober' eher dem Drehbuch eines Militärputsches.“87 Dieser Anschauung kann 

die Linke nicht ernsthaft entgegentreten und meidet dieses Thema wie der 

sprichwörtliche „Teufel das Weihwasser“. 

Wo liegt das Problem? Es liegt im Unverständnis der tatsächlichen Resultate 

der Februarrevolution. Wir hatten (im Abschnitt 4.2) entwickelt, dass im Febru-

ar das Volk über den Zarismus siegte, seinen Staatsapparat zerschlug und damit 

die politische Macht beim Sowjet und nicht bei den Provisorischen Regierungen 

lag. Dies ist der erste Schlüssel zum Verständnis des russischen Oktober. Denn 

im Oktober wird diese Interpretation der Februarrevolution nun relevant. Wenn 

die Bourgeoisie 1917 in Russland im Besitz der politischen Macht gewesen wä-

re, so hätte sie in einem bewaffneten Aufstand von den Massen gestürzt werden 

müssen, wie es der „kodifizierte Leninismus“ im „Kurzen Lehrgang“ lehrt und 

wie es auch tatsächlich Lenins Auffassung war, der entschieden zum bewaffne-

ten Aufstand drängte. Nur war die Bourgeoisie nicht im Besitz der politischen 

Macht, besaß keinen Staatsapparat, den es zu stürzen und zu zerschlagen galt. 

Diese Macht lag beim Sowjet. Sobald der Sowjet nicht mehr bereit war, 

Kerenskis Regierungsversuche mit der „Zensus-Bourgeoisie“88 zu stützen, reich-

te es völlig aus, diese nun machtlos dastehende Regierung zu verhaften und die 

                                                           

86 Buchanan, S. 229-230 

87 Manfred Hildermeier in der FAZ vom 07.11.2017. Zur Kritik daran siehe AzD Nr. 86 (S. 

28 ff.) 

88 Die Duma war nach einem Zensus Wahlrecht gewählt worden. Gemeint sind also die 

bürgerlichen Duma-Vertreter. 
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Herrschaft des Sowjet offiziell zu erklären. Dies geschah im Oktober 1917 in 

Petrograd, anschließend in Moskau und allen anderen bedeutenden Industrie-

städten Russlands.89 Dieser „Machtwechsel“ benötigte keine Volksrevolution 

wie im Februar 1917. Im Oktober konnte er die Form eines „bewaffneten Staats-

streiches“ in Petrograd annehmen, weil die tatsächliche Macht seit Februar beim 

Sowjet lag und – um dies in aller Deutlichkeit herauszustellen – weil alle Provi-

sorischen Regierungen des Jahres 1917 keine andere Legitimität besaßen als 

ihre Unterstützung bzw. Duldung durch den Sowjet. Der nun bolschewistisch 

geprägte Sowjet hat nur genommen, was ihm seit Februar von den Menschewiki 

und Sozialrevolutionären vorenthalten worden war, die Leitung der Staatsge-

schäfte. Hier wird deutlich: Ohne mit der Geschichtsschreibung des „kanonisier-

ten Leninismus“ zum Revolutionsjahr 1917 zu brechen, kann man der bürgerli-

chen Kritik am 'Roten Oktober' nicht entgegentreten. 

Revolutionär war diese Tat trotz alledem, weil das Proletariat, eine Minorität 

der russischen Gesellschaft, diese Machteroberung bewusst anstrebte und im 

Oktober unter der Führung der Bolschewistischen Partei politisch und militä-

risch erkämpfte. Diese „siegreiche proletarische Minoritätenrevolution“ konnte 

die Form eines bewaffneten Staatsstreiches annehmen, weil der Sowjet der letz-

ten Kerenski-Regierung keine Unterstützung mehr gewährte und stattdessen eine 

Sowjetregierung befürwortete. Darum zeigte der siegreiche Oktoberumsturz 

auch ein völlig anderes Gesicht als die Volksrevolution vom Februar, die noch 

den zaristischen Staatsapparat zu zerschlagen hatte. Aber bereits im Februar war 

das russische Proletariat die auslösende Kraft der Volksrevolution. Der Okto-

berumsturz, und darin liegt seine weltgeschichtliche Bedeutung, zeigte dem eu-

ropäischen Proletariat die Möglichkeit einer Machteroberung auf, ohne darauf 

zu warten, bis es auch zahlenmäßig die Mehrheit der Bevölkerung bildete, eine 

Perspektive, die vom gesamten Marxismus der II. Internationale, von Kautsky 

bis Plechanow, grundsätzlich bestritten wurde. 

4.11 Der Oktoberumsturz bei Bollinger 

Bollingers Darstellung des Oktobers ist völlig anderer Art: "Der Kampf ge-

gen den Krieg und für eine sozial gerechte und demokratische Gesellschaft er-

forderte nicht Moralisieren oder Beten, sondern Handeln mit allen Konsequen-

zen. Gerade die Russischen Revolutionen bestätigen: Geschichte vollzieht sich 

nicht als Realisierung irgendwelcher Verschwörungstheorien, sondern aus dem 

Handeln politischer Subjekte. Politiker und Intellektuelle sind wichtig, aber ent-

scheidend sind handelnde Massen. Die wiederum werden nur längerfristig Er-

folg haben, wenn sie in der Gesellschaft, zumindest in deren aktiven Teil veran-

kert sind und von diesem getragen werden. Die Oktoberrevolution ist die Kon-

                                                           

89 Wir sprechen hier nur von dem proletarischen Umsturz in den Städten. Zeitgleich und 

befeuert von den Beschüssen des Sowjetkongresses entfaltet sich auf dem Land eine 

eigenständige gesellschaftliche Umwälzung völlig anderen Inhalts (siehe Zitat von Beyrau 

in Abschnitt 2.2). Dies wird später detaillierter darzustellen sein. 
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sequenz aus den sozialen Widersprüchen und dem Unvermögen der herrschen-

den Klasse, trotz ihrer vielfältigen Machtinstrumente und ihrer diversen politi-

schen Erscheinungsformen und Spielarten ihre Macht zu bewahren." (Oktober-

revolution, S. 60/61) 

Das hier Zitierte stellt ein Musterbeispiel feuilletonistischer Geschwätzigkeit 

dar. Dass Beten und Moralisieren nicht weiterhilft, ist ein Hinweis, der in mar-

xistischen Publikationen eher selten zu finden ist. Dass der Oktoberumsturz eine 

„Konsequenz aus den sozialen Widersprüchen“ war, ist so allgemein wie nichts-

sagend, das direkte Gegenteil von „solider“ und „fundierter“ Aufklärung. Inte-

ressanter wird es da schon bei „der herrschenden Klasse“ mit „ihren vielfältigen 

Machtinstrumenten und ihrer diversen politischen Erscheinungsformen“, welche 

immer das im russischen Oktober waren. Bollinger verrät sie uns nicht, erzählt 

wiederum – wie bei der Februarrevolution – mit unbestimmten Begriffen. 

Unterstellen wir, Bollinger sieht die Bourgeoisie als „herrschende Klasse“, 

wie es die „Vereinfacher“ vom „Kurzen Lehrgang“ auch tun - wo waren ihre 

„vielfältigen Machtinstrumente“ im Oktober 1917? „Es ist bemerkenswert, dass 

nur wenige Offiziere bereit waren, der Regierung zur Hilfe zu kommen“, zitier-

ten wir Stephen Smith im ersten Teil dieses Artikels, und dies trifft den Kern der 

Sache: Die Kerenski-Regierung hatte im Oktober weder „vielfältige“ noch über-

haupt „Machtinstrumente“, es gab keine ernstzunehmenden gesellschaftlichen 

Kräfte, die bereit gewesen wären, sie zu verteidigen. 

Nach ausschweifend vielen Worten, ohne sich festzulegen, bezieht Bollinger 

letztendlich eine für ihn ungewohnt klare Position. In seinem nächsten Versuch 

– sieben Seiten weiter hinten im Buch – stellt Bollinger uns endlich seine spezi-

fische Interpretation des russischen Oktobers vor: "Der Streit um den Charakter 

der Oktoberrevolution – als Reihe einer Folge, einer Einheit von Russischen Re-

volutionen zwischen Februar 1917 und dem Frühjahr 1921 oder dem Dezember 

192290 – liegt auf der Hand: Es war eine Revolution für den Frieden, für die Be-

endigung des völkermordenden Krieges in den Schützengräben Russlands, Itali-

ens, Flanderns und Frankreichs. Allein die russischen Bolschewiki hatten vom 

ersten Tag des Krieges an begriffen, dass dieser Krieg nicht durch schöne Worte 

und Gebete zu beenden war, nicht durch das staatstragende Eintreten linker Poli-

tiker in die bürgerliche Regierung, sondern nur durch Widerstand und Aufstand 

gegen die eigene Regierung. Ihre Konsequenz und die Schwäche des russischen 

Zarismus machten sie dafür zum Wegbereiter, dem andere Völker folgen sollten, 

von dem aber alle kämpfenden Völker profitieren würden." (Oktoberrevolution, 

S. 68) 

                                                           

90 Hier erfindet Bollinger gleich zwei zusätzliche „Revolutionen“ in den Jahren 1921 und 

1922. Tatsächlich änderte sich im Frühjahr 1921 die Politik der Bolschewistischen Partei 

vom „Kriegskommunismus“ zur „Neuen ökonomischen Politik“, und im Dezember 1922 

wurde die Sowjetunion offiziell gegründet. 
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Hier kommt Bollinger endlich auf den Punkt. Der Schlüssel zum Verständnis 

des Oktoberumsturzes „liegt auf der Hand: Es war eine Revolution für den Frie-

den“. Dabei beendete der Oktoberumsturz weder den Weltkrieg noch den Krieg 

in Russland. Wie jeder weiß, ging der Weltkrieg zwischen den Mittelmächten 

und der restlichen Entente mit ungebrochener Intensität noch ein ganzes Jahr 

weiter. Und auch in Russland selbst führte die Revolution nicht zum Frieden. 

„Formal war am 03. März 1918 ein Frieden unterzeichnet worden. Dies bedeute-

te jedoch nicht, dass die Kriegshandlungen eingestellt wurden. Tatsächlich rück-

ten die deutschen und österreichisch-ungarischen Verbände weiter vor, über-

schritten die Grenzen der Ukraine, besetzten die Krim und drangen auf russi-

schem Territorium bis nach Rostov am Don vor. Der Frieden stand also zu ei-

nem guten Teil nur auf dem Papier.“91 Im Frühsommer 1918 ging dieser „Frie-

den“ dann direkt in den beginnenden russischen Bürgerkrieg über. Wenn der 

russische Oktober eine „Revolution für den Frieden (war)“, wie Bollinger es 

konstatiert, war er in Anbetracht der angeführten Fakten eine der erfolglosesten 

Revolutionen der Weltgeschichte. 

Der Oktoberumsturz schuf die Voraussetzung für einen russischen Separat-

frieden mit dem deutschen Kaiserreich und Österreich-Ungarn, der zusammen 

mit dem Agrardekret des Sowjetkongresses die Macht der bäuerlichen Armee 

über die russische Revolution brach. Die faktische Auflösung der Armee durch 

das Agrardekret ermöglichte es im Frühjahr 1918 – nach noch immer heftigen 

Auseinandersetzungen innerhalb der Bolschewiki –, eine Mehrheit für den Sepa-

ratfrieden im Sowjet zu gewinnen. Die Brechung der Macht des Kleinbürger-

tums und der Bauernschaft über die russische Revolution, der Sieg der proleta-

rischen „Minorität“ in Petrograd, das ist der zweite Schlüssel zum Verständnis 

der russischen Revolutionen, hier konkret des Oktobers. 

Und die Bolschewiki? Nach Bollinger hatten „allein die russischen Bolsche-

wiki …  vom ersten Tag des Krieges an begriffen … (dass er) nur durch Wider-

stand und Aufstand gegen die eigene Regierung“ zu beenden war. Das ist eine 

Märchengeschichte, die noch nicht einmal der „Kurze Lehrgang“ erzählt. In der 

wirklichen Geschichte stand die Mehrheit der Bolschewiki im Februar/März 

1917, also im vierten Kriegsjahr, auf der Position der „revolutionären Vater-

landsverteidigung“, was der „Vereinfacher“ und „Verfälscher“ Stalin unum-

wunden zugibt.92 

Zurück zum russischen Oktober, der nach Bollinger seinem Wesen nach kei-

ne bürgerliche, keine proletarische, keine sozialistische, sondern eine Friedens-

revolution war. Das ist die eigentliche Quintessenz und das Anliegen seiner 

Veröffentlichung, dokumentiert auch durch den Untertitel „Aufstand gegen den 

Krieg“. Aus der siegreichen proletarischen Erhebung in Petrograd, die auf den 
                                                           

91 Häfner, S. 338 

92 „Diese irrige Auffassung teilte ich damals mit anderen Parteigenossen und habe mich von 

ihr erst Mitte April vollständig losgelöst“. (Stalin Werke Bd. 6, S. 298) 
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„Aufstand des Weltproletariats“ (Bucharin) zielte, die sich als Ouvertüre der 

proletarischen Revolution im Westen Europas verstand und in Russland die Tü-

ren zum sozialistischen Aufbau öffnen sollte, wird – nicht durch „schöne Wor-

te“, sondern durch verwirrend viele Worte – ein Ereignis, das auch ein evangeli-

scher Pastor beim Friedensgottesdienst preisen kann. 

In Bollingers Buch findet sich nicht ein einziger „Schlüssel zum Verständnis 

der Oktoberrevolution“. Die durchweg positive Aufnahme dieser feuilletonis-

tisch fabulierenden Veröffentlichung durch die Linke zeichnet ein trauriges Bild 

von ihrer wissenschaftlichen Ernsthaftigkeit und politischen Zielsetzung. 

(Wird fortgesetzt) 
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Der folgende Beitrag wurde zuerst veröffentlicht in: Berliner Debatte Initial 30 

(2019 – 1) 

Heiner Karuscheit 

Novemberfragen 

Die Publizistik zum 100. Jahrestag der Novemberrevolution: 

Inhalt und Grenzen 

In der Feierstunde des Bundestags am 9.November 2018 zum 100.Jahrestag 

der Novemberrevolution bemerkte Bundespräsident Steinmeier als Festredner, 

dass diese Revolution „bis heute kaum Spuren im Gedächtnis unserer Nation 

hinterlassen“ hat („Das Parlament“ Nr.46-47 vom 12.November 2018). Dem ist 

nicht zu widersprechen, denn während andere Nationen mit Stolz ihre Revoluti-

onen feiern, führt der Novemberumsturz in Deutschland ein Schattendasein. 

Der Grund dafür erschließt sich beim Blick auf den historischen Kontext. 

Siebzig Jahre vor dem November 1918 war die bürgerliche Revolution von 

1848/49 fehlgeschlagen, aber in ihrem Gefolge hatte Bismarck zwei Jahrzehnte 

später durch die Gründung des Nationalstaats die nationale Aufgabenstellung 

dieser Revolution verwirklicht – und die demokratische zurückgeworfen. Dage-

gen folgte nach der scheinbar geglückten Revolution von 1918/19 vierzehn Jah-

re später der tiefe Fall in den Nationalsozialismus. Außerdem stellte sich die 

Mehrheit des Bürgertums, als dessen Vertreter Steinmeier sprach, vor hundert 

Jahren gegen die Republik, lediglich die linksliberale, im Kleinbürgertum ver-

ankerte Deutsche Demokratische Partei begrüßte sie als Vollendung der 48er 

Revolution. Und schließlich gilt die SPD zwar als Schöpferin der Republik, aber 

ihre Führung hatte die Monarchie beibehalten wollen und verhinderte, dass der 

neue Staat ein hinreichendes gesellschaftliches Fundament erhielt. 

Angesichts dieses historischen Minenfelds wies ein Kommentator gleich zu 

Beginn des Jahrhundertjahres auf die Schwierigkeiten hin, die ein Festtagsredner 

haben würde, den Gedenktag angemessen zu würdigen (Alexander Gallus, FAZ 

vom 2.2.2018, http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/buecher/buecher-zur-

novemberrevolution-haette-besser-laufen-koennen-15413456.html). Die Rede 

Steinmeiers stellte dies schlagend unter Beweis. Der Redner umschiffte alle 

heiklen Fragen und wiederholte, was seit geraumer Zeit ein Mantra der Ge-

schichtsschreibung ist: die Weimarer Demokratie habe zwar eine schwierige 

Geburt gehabt, sei aber durchaus lebensfähig gewesen. Dazu gehörte, dass er 

ihren Untergang dem deutschen Volk anlastete, das „in demokratischen Wahlen 

den Demokratiefeinden zur Mehrheit verhalf“, anstatt die Frage aufzuwerfen, ob 

dies nicht vielleicht daran lag, dass der neue Staat nicht aus der Novemberrevo-

lution, sondern aus deren Niederschlagung, d.h. einer Konterrevolution hervor-

gegangen war. 

http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/buecher/buecher-zur-novemberrevolution-haette-besser-laufen-koennen-15413456.html
http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/buecher/buecher-zur-novemberrevolution-haette-besser-laufen-koennen-15413456.html
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Der eben erwähnte Kommentator bedauerte nicht nur die Festredner des Jah-

restags, sondern erhoffte sich gleichzeitig eine „wachgerüttelte Revolutionsfor-

schung, die nicht gleich im ersten Jahr nach dem runden Geburtstag wieder ent-

schlummern möge. Schließlich hat sie noch viele neue Wege zu erkunden.“ 

(ebd.) Diese Aussage kann nur unterstrichen werden. Sobald man sich intensiver 

mit den Novemberereignissen beschäftigt und den richtigen Zugang findet, öff-

net sich hinter einer scheinbar stabilen Mauer aus gesicherten Erkenntnissen ein 

weites Feld offener Fragen, das von der Rolle der Sozialdemokratie und der re-

volutionären Linken bis zur bürgerlichen Revolution in Deutschland und dem 

Zusammenhang mit der Herrschaft des Nationalsozialismus reicht. 

Um die Tragweite dieser Fragen nachvollziehen zu können, ist es unumgäng-

lich, die eigenen, beim Betreten dieses Feldes bislang gewonnenen Erkenntnisse 

umfänglicher darzustellen als bei einer einfachen Publikationsübersicht ange-

bracht. Zu diesem Zweck werfen wir vorab einen Rückblick auf die Geschichts-

schreibung zur Novemberrevolution nach dem 2. Weltkrieg, um von dort aus die 

weitergehenden Fragen zu entwickeln. 

Die bisherige Geschichtsschreibung 

Im Westen herrschte zunächst eine strikte Entweder-Oder-These vor, die von 

einer drohenden Umsturzgefahr durch die Spartakusgruppe/KPD ausging und 

die Führung der (Mehrheits-) SPD deshalb vor einer einfachen Alternative sah: 

entweder überließ sie den bolschewistischen Kräften das Feld und ließ eine pro-

letarische Diktatur zu – oder sie musste mit der alten Militärführung zusammen-

arbeiten, um die Demokratie vor dem Bolschewismus zu retten. Letzteres war 

die Rechtfertigung, die die SPD selber für ihr Vorgehen angeführt hatte und die 

im Zeichen des Antikommunismus und des Kalten Kriegs als Erkenntnis der 

Historiographie fortgesetzt wurde. Ihr Gegenstück fand diese Position in der Ge-

schichtsschreibung der DDR, die Stärke und Einfluss der Spartakusgruppe/KPD 

maßlos überzeichnete und daraus schlussfolgerte, dass der Sieg des Sozialismus 

nur durch den Verrat der SPD-Führung verhindert worden sei. 

Beginnend mit den 60er Jahren setzte dann in der BRD eine vertiefte Revolu-

tionsforschung zum November ein, die unter Einbeziehung von Regional- und 

Lokalstudien vor allem die Rätebewegung, ihre Zusammensetzung, Aktivitäten 

und Ziele untersuchte (zusammenfassender Überblick in: Kolb; Schumann: 

170ff). Quellenmäßig breit abgesichert, revidierten die in ihrem Verlauf erschie-

nenen Studien das bis dahin vorherrschende Geschichtsbild gründlich, indem sie 

zweierlei belegten: erstens, dass die Revolutionsräte weder von Spartakus un-

terwandert waren noch mehrheitlich sozialistische Ziele verfochten, sondern we-

sentlich die Beseitigung des preußisch-deutschen Militär- und Obrigkeitsstaats 

zum Ziel hatten, also Träger nicht eines revolutionär-sozialistischen, sondern 

eines revolutionär-demokratischen Umsturzes waren. Zweitens wiesen sie nach, 

dass die Spartakusgruppe/KPD sowohl aufgrund der geringen Zahl ihrer Anhä-
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nger als auch wegen ihrer inneren Gegensätze zu keinem Zeitpunkt eine ernst-

hafte Herausforderung für den Staat darstellte. 

Als Konsequenz daraus war die bis dahin behauptete Alternativlosigkeit der 

SPD-Politik nicht mehr zu halten. Man musste akzeptieren, dass die Parteifüh-

rung genügend Spielraum für eine andere Politik gehabt und ihre Zusammenar-

beit mit den alten Machteliten die Demokratie geschwächt hatte. Der Nestor der 

deutschen Historiographie, Heinrich August Winkler, brachte dies auf den Nen-

ner, dass die SPD-Führung zu wenig Veränderungen bewirkt hätte, so dass „ein 

Übermaß an gesellschaftlicher Kontinuität zwischen kaiserlichem Obrigkeits-

staat und demokratischer Republik“ die Folge war (Winkler: 952). Aus Anlass 

des jetzigen 100.Jahrestags der Novemberrevolution wiederholte Winkler seine 

damalige Schlussfolgerung in der Frankfurter Allgemeinen: „Die Handlungs-

spielräume der Volksbeauftragten waren ... nicht so eng, wie Friedrich Ebert und 

seine politischen Freunde meinten: Sie hätten bei stärkerem Gestaltungswillen 

mehr verändern können und weniger bewahren müssen.“ (FAZ vom 5.11.2018: 

8) In seiner Gedenkrede griff Steinmeier diese Formulierung fast wörtlich auf: 

„Und doch hätten die Verantwortlichen wohl mehr Veränderung wagen müssen, 

als sie aus ihrer damaligen Sicht für verantwortbar hielten“. Das dokumentiert, 

in welchem Maße die skizzierten Einsichten der Revolutionsforschung inzwi-

schen anerkannt sind, wenn auch nicht von allen Historikern. 

Die bürgerliche Publizistik 

Dieser Erkenntnisstand spiegelt sich auch in dem Echo wider, das der 

100.Jahrestag in der Öffentlichkeit gefunden hat, in Radio- und TV-Sendungen, 

regionalen und überregionalen Zeitungen, in Sonderheften und Veranstaltungen. 

Soweit zu übersehen, überwog eine kritische Haltung zur damaligen Politik der 

SPD, während die Bolschewismusgefahr nur noch ausnahmsweise zu deren 

Rechtfertigung herhalten musste. 

Stellvertretend für die Bandbreite dieser Reaktionen wollen wir uns mit vier 

Büchern beschäftigen, die auf bürgerlicher Seite aus Anlass des Jahrhunderttags 

erschienen sind:  

Joachim Käppner: 1918 – Aufstand für die Freiheit. Die Revolution der Beson-

nenen: Piper 2017, 528 Seiten, 28 €  

Wolfgang Niess: Die Revolution von 1918/19. Der wahre Beginn unserer De-

mokratie: Europa-Verlag, Berlin-München-Zürich-Wien 2017; 464 Seiten, 

24,90 €  

Mark Jones: Am Anfang war Gewalt. Die deutsche Revolution 1918/19 und der 

Beginn der Weimarer Republik: Propyläen, Berlin 2017, 432 Seiten, 26,00 € 

(auch erschienen als Lizenzausgabe für die Bundeszentrale für politische Bil-

dung, Bonn 2017)  

Robert Gerwarth: Die größte aller Revolutionen. November 1918 und der Auf-

bruch in eine neue Zeit: Siedler Verlag, München 2018, 383 Seiten, 28,00 € 

https://www.perlentaucher.de/autor/robert-gerwarth.html
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Revolution der Besonnenen (Käppner) und Beginn unserer Demokratie 

(Niess) 

Die zuerst genannten Autoren – Käppner und Niess – knüpfen erklärterma-

ßen an die vorgestellte Revolutionsforschung an. Beide sind promovierte Histo-

riker und Journalisten – Käppner bei der Süddeutschen Zeitung, Niess als Lei-

tender Redakteur beim SWR. Ihre faktengesättigten Bücher verstehen sich nicht 

als neue Forschungsbeiträge, sie wollen den heutigen Forschungsstand einem 

breiteren Lesepublikum nahebringen. Niess, der erst vor wenigen Jahren eine 

Dissertation über: „Die Revolution von 1918/19 in der deutschen Geschichts-

schreibung: Deutungen von der Weimarer Republik bis ins 21. Jahrhundert“ ge-

schrieben hat und tief im Thema steckt, verzichtet sogar ganz auf Anmerkungen 

bzw. Zitatnachweise und legt nur eine Literaturliste vor. Inhaltlich weisen die 

Werke wenig Unterschiede auf, sie setzen nur unterschiedliche Schwerpunkte; 

außerdem endet Käppners Buch mit der Zerschlagung der Münchener Rätere-

publik, während Niess noch den Kapp-Putsch 1920 behandelt. 

Beide Autoren würdigen die zentrale Rolle der Arbeiter- und Soldatenräte, 

die als Träger der Revolutionsbewegung innerhalb weniger Tage die Macht in 

Deutschland übernahmen. Sie wurden von Arbeitern dominiert, umfassten aber 

auch zahlreiche Angehörige des Kleinbürgertums. Über ihre politische Stellung 

schreibt Niess: „In den Räten herrscht ... eine massive Abneigung gegen den Mi-

litarismus, gegen die überkommene autoritär-bürokratische Verwaltung, gegen 

die Vorrechte der Unternehmer und gegen jede Unterdrückung oder Entrechtung 

der Arbeiter. Spontan, ungeordnet, nicht völlig zu Ende gedacht, wird in den 

Räten der Wunsch großer Teile des Volkes sichtbar, nicht mehr länger kom-

mandiert zu werden, sondern die Dinge irgendwie selber in die Hand zu neh-

men. Es geht der Revolutionsbewegung neben der schnellen Beendigung des 

Krieges auch um eine umfassende ‚Demokratisierung‘ der Gesellschaft. Der alte 

Obrigkeitsstaat soll von Grund auf verändert werden. Demokratischer Geist soll 

in die Armee, die Verwaltung, die Justiz, die Schulen und Fabriken, schlicht in 

die ganze Gesellschaft einziehen. Der Untertan und der Untertanengeist haben 

ausgedient.“ (Niess: 166)  

Im Dezember 1918 beschloss der zentrale Reichsrätekongress gegen den Wi-

derstand Eberts, der um das Bündnis mit der alten Militärführung fürchtete, u.a. 

die „Zertrümmerung des Militarismus“ und die Auflösung des stehenden Hee-

res. „Die Macht des preußischen Militarismus soll durch die Revolution dauer-

haft gebrochen werden.“ (Niess: 239)  

Außerdem verlangte der Kongress die Sozialisierung der Schwerindustrie, 

was auch „von großen Teilen des Bürgertums mindestens in den Wirtschaftsbe-

reichen erwartet (wird), in denen seit Langem monopolähnliche Strukturen herr-

schen, im Bergbau und in der Schwerindustrie.“ (Niess: 183) Dasselbe gilt für 

den Großgrundbesitz, der zerschlagen und an Kleinbauern und Landarbeiter ver-

teilt werden sollte, wodurch die ökonomische Basis des ostelbischen Junkertums 
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beseitigt worden wäre. Die zahlenmäßig stärkste Partei des (Klein-)Bürgertums, 

die frisch gegründete DDP, forderte dies sogar in ihrem Gründungsprogramm. 

Mit der Umsetzung dieser Forderungen wären die sozialökonomischen Grundla-

gen der alten Ordnung beseitigt worden, um an ihre Stelle das Fundament für 

eine neue Ordnung zu legen. 

Für eine revolutionäre Demokratie 

Eine Räteherrschaft nach russischem Vorbild wurde von der großen Mehrheit 

der Räte abgelehnt. „Betrachtet man die realen politischen Kräfteverhältnisse, 

hat die Forderung >Alle Macht den Räten< keinerlei Chancen, realisiert zu wer-

den. Für eine deutsche Räterepublik kämpft nur eine Minderheit innerhalb der 

USPD, die Anhängerschaft einer parlamentarischen Demokratie reicht dagegen 

von der Mehrheit der USPD über die SPD bis hin zum Wählerpotenzial der bür-

gerlichen Parteien“. (Niess: 169) Auf dem Rätekongress entschieden sich die 

Vertreter der Arbeiter- und Soldatenräte für Wahlen zu einer verfassunggeben-

den Versammlung, also für eine parlamentarische Demokratie. 

Bei allen Unterschieden, die eine so gewaltige spontane Massenbewegung 

aufweisen musste, ist ihre übergreifende Stoßrichtung bemerkenswert. Sie rich-

tete sich gegen den preußisch-deutschen Militär-und Obrigkeitsstaat des Kaiser-

reichs und zielte darauf, die vorbürgerlichen Staatsstrukturen zu zerschlagen, 

durch die Demokratisierung von Justiz, Verwaltung, Schule und Universität die 

Wurzeln des wilhelminischen Ungeistes auszureißen und einen neuen revolutio-

när-demokratischen Staat auf Basis des Parlamentarismus zu errichten. 

Die nicht sozialistische, sondern demokratische Zielsetzung der Revolutions-

bewegung entsprach dem Stand der gesellschaftlichen Entwicklung, denn damit 

wäre endlich die bürgerlich-demokratische Revolution verwirklicht worden, die 

seit 1848/49 überfällig war. Das heißt, die spontane Bewegung stellte sich die 

Aufgabe, die historisch auf der Tagesordnung stand – allerdings jetzt unter Füh-

rung der Arbeiterbewegung, nachdem die Bourgeoisie sich davon zugunsten des 

Bündnisses mit Bismarck und dem Junkertum verabschiedet hatte. Und nur, 

wenn diese Aufgabe bewältigt war, die der Entwicklung der deutschen Nation 

als Ganzes im Weg stand, war der Weg nach vorne, zum Sozialismus, frei. 

Wenn nicht, wenn die demokratische Revolution erneut scheiterte, bestand die 

Gefahr, dass der weitere Weg der Nation stattdessen nach hinten führte, in die 

Barbarei. 

Die Linke 

Übereinstimmend arbeiten die Autoren heraus, dass die Spartakusgruppe so-

wie später die KPD in den Arbeiter- und Soldatenräten wenig Resonanz fand. 

Die große Mehrheit, „vor allem bei den Soldaten, will Frieden und Freiheit, hat 

aber mit der lautstarken extremen Linken wenig zu tun oder misstraut ihr offen 

heraus.“ (Käppner: 454) Ein ähnliches Bild zeigt sich bei den spontan entste-

henden bewaffneten Einheiten, etwa der Volksmarinedivision oder den diversen 
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Soldatenwehren, die sich den Schutz der Revolution und die Aufrechterhaltung 

von Sicherheit und Ordnung zur Aufgabe machten. Bei ihnen war „kaum sparta-

kistischer oder bolschewistischer Geist zu finden. Diese Männer haben sich als 

Soldaten der Revolution betrachtet, einer Revolution, die von der Einigkeit der 

Arbeiterbewegung, von MSPD und USPD im Rat der Volksbeauftragten, getra-

gen wird.“ (Käppner: 457) 

Als die Spartakusgruppe die USPD verließ und sich an Neujahr 1918/19 mit 

den Bremer Linksradikalen und anderen Kräften zur Kommunistischen Partei 

Deutschlands zusammenschloss, waren sich die Gründungsdelegierten in der 

Überzeugung einig, dass der Sozialismus unmittelbar bevorstand und der nächs-

te Schritt die Errichtung der Diktatur des Proletariats in Gestalt einer Räteherr-

schaft sein musste. Über das sozialistische Wunschziel hinaus reichte die Einig-

keit jedoch nicht; sie endete bei der ersten praktisch-politischen Frage, ob man 

sich an der Wahl zur Nationalversammlung am 19.Januar beteiligen sollte oder 

nicht. Während Rosa Luxemburg sich für eine Wahlbeteiligung aussprach, war 

die Mehrheit, darunter auch Liebknecht, dagegen, weil man bei dieser Irrefüh-

rung der Massen nicht mitmachen wollte. 

Die revolutionären Obleute, welche die Antikriegsstreiks der letzten Jahre im 

Wesentlichen organisiert hatten und vor allem in Berlin in der Arbeiterschaft 

verwurzelt waren, sympathisierten zwar mit der KPD, hielten den Boykott der 

Nationalversammlungswahl aber für sektiererisch und sahen deshalb von einem 

Anschluss ab. Mit der von Lenin geführten bolschewistischen Partei Russlands 

wies die neue Partei wenig Gemeinsamkeiten auf. Weder war sie im Proletariat 

verankert noch verfügte sie über ein revolutionstaugliches Programm, sie war 

eine „vollkommen nicht-leninistische Partei, die überhaupt nicht in der Lage wä-

re, einen Staatsstreich zu organisieren.“ (Niess: 288) 

Sozialdemokratische „Fehlentscheidungen“ 

Niess und Käppner weisen darauf hin, dass die sozialdemokratische Führung 

sich vom ersten Tag an gegen die Revolutionsbewegung stellte, obwohl die ei-

genen Parteimitglieder in den Räten engagiert waren, dort meist die Mehrheit 

bildeten und den zentralen Rätekongress im Dezember 1918 dominierten. Aber 

der Parteiführung „fehlt von vornherein der Wille, das gewaltige demokratische 

Potenzial der Revolution zum Aufbau der Demokratie zu nutzen.“ (Käppner: 

258) Formal erkannten die sozialdemokratischen Volksbeauftragten die Be-

schlüsse des Rätekongresses an, real machten sie sich vom ersten Tag an daran, 

die Räte zurückzudrängen und zu entmachten. 

Am Abend des 10.November traf Friedrich Ebert als Vertreter des Rats der 

Volksbeauftragten mit OHL-General Groener ein Abkommen zur Herstellung 

von Ruhe und Ordnung im Reich. Auf Basis dieses Bündnisses ging das preu-

ßisch-deutsche Offizierskorps ungebrochen in den neuen Staat über, und wäh-

rend die SPD-Führung die Rätebewegung nach und nach mit politischen Mitteln 
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aus dem Weg räumte, schlugen Freikorps und neu aufgestellte Reichswehrein-

heiten den aufflackernden bewaffneten Widerstand gegen die Wiederherstellung 

der alten Ordnung in den nächsten Monaten nieder. Ohne eine Partei, die theore-

tisch und politisch auf der Höhe der gestellten Aufgaben war, hatte die spontane, 

unkoordinierte Revolutionsbewegung gegen diese Gegner keine Chance. 

Um die „epochale Fehlentscheidung“ (Käppner: 454) des Bündnisses mit 

dem Militäradel zu begründen, griff der Journalist Sebastian Haffner eine Parole 

aus der Revolutionszeit auf und erklärte das Geschehen in seinem 1969 erschie-

nenen Buch „Die verratene Revolution“ (das bis heute meistverkaufte Werk zur 

Novemberrevolution) als „Verrat“ der sozialdemokratischen Parteiführung. In-

dessen war bzw. ist der Verrats-Vorwurf zwar moralisch vernichtend, wissen-

schaftlich jedoch wenig tragfähig. Mit dem Voranschreiten der Revolutionsfor-

schung seit den 60er Jahren suchte die westdeutsche Geschichtsschreibung des-

halb nach einer überzeugenderen Erklärung. 

Das 1978 erschienene Werk der sozialdemokratischen Historikerin Susanne 

Miller deutete die gefundene Lösung schon im Titel an: „Die Bürde der Macht - 

Die deutsche Sozialdemokratie 1918-1920“. Den Gedanken einer (zu) schweren 

Machtbürde übernahm H.A.Winkler wenig später in seinem 1984-1987 erschie-

nenen dreibändigen Werk über Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Weimarer 

Republik, indem er im Fazit seines Werks die gemachten Fehler zurückführte 

auf die „Machtscheu“ der Parteiführung (Winkler: 952). Jahrzehntelang von der 

Regierungsbeteiligung ferngehalten, sollten Ebert und Co. vor der Alleinverant-

wortung zurückgeschreckt sein und sich zu weitgehend auf das Zusammengehen 

mit den machtgewohnten Kräften der alten Ordnung eingelassen haben. Diesem 

Erklärungsmuster folgen auch Käppner und Niess. Die sozialdemokratischen 

Spitzenpolitiker haben „kein realistisches Verhältnis zum Umgang mit staatli-

cher Macht gelernt“ (Niess: 190), mit der Folge: Sie „haben die Macht, aber 

fürchten sie zugleich so sehr, dass sie Hilfe bei den alten Gewalten suchen“ 

(Käppner: 455). 

Aber ist die Machtscheu-Begründung plausibler als der Verrats-Vorwurf? 

Zum einen ließ Ebert sich nicht zur Macht drängen, sondern forderte am 

9.November die Regierungsübernahme vom noch amtierenden Kanzler Max von 

Baden. Außerdem hatte die SPD-Spitze keinerlei Scheu, die ihr zugefallene 

Macht ohne Schwankungen und mit aller Brutalität gegen die Revolutionsbewe-

gung zu gebrauchen. Nicht nur der „Verrats“-Begriff, sondern auch der Begriff 

der „Machtscheu“ verschiebt die notwendige Begründung für das Vorgehen der 

Sozialdemokratie auf eine subjektive Ebene, anstatt sie in der Politik zu suchen. 

Spartakistenphobie (Jones) und Ereignisgeschichte (Gerwarth) 

Auch der irische Historiker Mark Jones sieht den Grund für die sozialdemo-

kratische Politik nicht in „Machtscheu“. Sein aus einer Dissertation hervorge-

gangenes Buch „Am Anfang war Gewalt“ gibt die Entstehungsphase der Repub-



54 

Heiner Karuscheit 

 

lik als Gewalterzählung wieder. Die gesellschaftlichen Verhältnisse, die Räte-

bewegung und das Ringen zwischen alter und neuer Ordnung spielen darin kei-

ne Rolle.  

Die ausufernde Gewaltpolitik der SPD-Führung führt er zurück auf unüber-

prüfbare Gerüchte und politisch geschürte Ängste vor drohenden Exzessen der 

Revolutionäre. Von der bisherigen Geschichtsschreibung vernachlässigt, seien 

diese subjektiven Eindrücke entscheidend gewesen für die „Angst Eberts, 

Deutschland stehe an der Schwelle zu Chaos und einem Bürgerkrieg“ (Jo-

nes: 86), weshalb dieser sich zu dem kritisierten Vorgehen genötigt sah. Als 

„Mentalitätsgeschichte“ verfasst (Wernecke: Gewalt von oben und Gewalt von 

unten; in: Karuscheit u.a. 2018: 70), verpflanzt das Werk die von der Ge-

schichtsschreibung widerlegte Bolschewismusgefahr aus der objektiven Realität 

in die Köpfe der SPD-Führer, mit dem Ergebnis, dass nicht die wirkliche, son-

dern die eingebildete Gefahr ursächlich für ihr Handeln gewesen sein soll.  

Doch warum sollten nüchtern denkende Politiker, die über Massenanhang in 

der Arbeiterschaft verfügten, die wussten, dass die USPD und die Spartakus-

gruppe/KPD zerrissen waren und die durch ein ausgebautes Spitzelwesen jeder-

zeit über die Handlungen der Gegenseite informiert waren – warum sollten sie 

an eine Umsturzgefahr glauben, die von ihnen selber wider besseren Wissens im 

Parteiorgan Vorwärts hochgespielt wurde? Jones‘ These einer Spartakistenpho-

bie erscheint nach der Verrats-These und der Machtscheu-These als weiterer 

Versuch, das Geschehen durch subjektive Beweggründe zu erklären, anstatt die 

dahinter stehenden politischen Triebkräfte und Konzepte zu entschlüsseln. 

Das nächste Buch über die angeblich „größte aller Revolutionen“ von Robert 

Gerwarth gibt für unsere Fragestellung ebenfalls wenig her. Es stammt aus der 

Feder eines deutschen Historikers, der an der Universität Dublin lehrt, wo auch 

Mark Jones studiert hat, der Gerwarth seinen „Mentor“ nennt. Gerwarth folgt 

wie Jones einer positivistischen Methode der Geschichtsschreibung und erzählt 

die Novemberrevolution als reinen Ereignisablauf unter konsequenter Außer-

achtlassung der wilhelminischen Ordnung und der vorhandenen gesellschaftspo-

litischen Konfliktlinien. Eine Antwort auf die Frage nach den Gründen des Ge-

schehens ist von ihm nicht zu bekommen – die Frage als solche liegt außerhalb 

seines Horizonts. 

 

Die Frage nach den Gründen 

Damit sind wir wieder bei der Fragestellung nach den Gründen für die antire-

volutionäre Politik der SPD-Führung angelangt. Anders als Jones und Gerwarth 

versuchen sowohl Käppner (48-121) als auch Niess (51-89), dieses Problem 

durch einen Rückblick auf die Vorkriegsgeschichte die SPD zu lösen, kommen 

aber über bekannte Formeln von der schleichenden Durchsetzung des Refor-

mismus und vom Hineinstolpern in eine ungewollte Machtstellung nicht hinaus. 
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Legt das stringente Vorgehen der SPD-Führung nicht den Gedanken nahe, 

dass diese einem Machtprogramm folgte, das sich bereits vor der Revolution 

herausgebildet hatte und von ihr im November umgesetzt wurde? Eine mögliche 

Erklärung dafür findet sich an prominenter Stelle in den Ausführungen des Par-

teivorsitzenden August Bebels auf dem SPD-Parteitag 1910. Darin bemerkte er, 

dass der preußisch-deutsche Staat, der „Junkerstaat“, wie er ihn nannte, in seiner 

Art einzig in der Welt sei: "Es gibt keinen zweiten, dem preußischen ähnlichen 

Staat, aber wenn wir einmal diesen Staat in der Gewalt haben, haben wir alles.“ 

(Protokoll des Magdeburger Parteitags der SPD 1910: 250) Obwohl er selber 

bemerkte, dass er ähnliche Aussagen schon öfter getätigt hätte, könnte seine 

Äußerung als einmaliger Ausrutscher betrachtet werden. Aber verfolgte die 

SPD-Führung in der Novemberrevolution nicht exakt das von Bebel genannte 

Ziel, den junkerlich-preußischen Staat des Kaiserreichs in die Hand zu bekom-

men? (hierzu Karuscheit: Für Preußen-Deutschland und die Macht; in: Berliner 

Debatte Initial 3/2018: 105ff; ders: Die SPD und der Junkerstaat, in: Karuscheit 

u.a. 2018) 

Seit der Aufhebung des Sozialistengesetzes 1890 war die Arbeiterpartei auf 

dem Boden einer „Integrationstaktik“ (Käppner: 57) Schritt für Schritt in den 

Staat hineingewachsen – sie war zu einer staatstragenden Partei geworden. Die-

se Tatsache als solche ist seit langem anerkannt. Dabei wird jedoch regelmäßig 

übersehen, dass der deutsche Staat kein bürgerlicher Staat wie Frankreich oder 

Großbritannien war, sondern ein von dem junkerlichen Preußen beherrschter, 

halbfeudaler Militär- und Obrigkeitsstaat. Während die sozialistischen Parteien 

in Frankeich und England orientiert waren „an den Traditionen der erfolgreichen 

demokratischen Revolutionen in ihren Ländern“ (Grebing: 140f), bedeutete das 

Hineinwachsen der deutschen Arbeiterbewegung in die bestehende Staats- und 

Gesellschaftsordnung die Identifikation mit einem vorbürgerlichen Staatswesen. 

Nicht von der Bourgeoisie beherrscht, war dieser Staat gegenüber den bür-

gerlichen Staaten in Europa in der Tat „einzigartig“, wie Bebel gesagt hatte. Er 

konnte zu einem Zeitpunkt, als in anderen Staaten noch nicht daran zu denken 

war, gesetzliche Arbeiterversicherungen einführen, die nach dem Willen Bis-

marcks die Arbeiter an den monarchischen Staat heranführen sollten. Sie trugen 

dazu bei, dass die Arbeiterbewegung bei ihrer Integration in das Kaiserreich 

keiner Verbürgerlichung unterlag, sondern nach den Worten Arno Klönnes einer 

„Verpreußung“. 

Gegensätze des Reformismus 

Im Zusammenhang damit bemerkt Niess, dass Friedrich Ebert, der Nachfol-

ger Bebels, „eindeutig dem reformorientierten Parteiflügel zuzurechnen“ war 

(Niess: 65). Das trifft zweifelsohne zu, aber das Lager des Reformismus umfass-

te unterschiedliche, um nicht zu sagen gegensätzliche Richtungen. So verfocht 

Eduard Bernstein, der als Oberhaupt und Synonym des Reformismus gilt, eine 

bürgerliche Spielart des Reformismus, indem er eine friedliche Reformpolitik 
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zur Demokratisierung des Kaiserreichs ins Zentrum des politischen Kampfs rü-

cken wollte. Diese Richtung erlitt im sog. Revisionismusstreit gegen das Partei-

zentrum und die von Luxemburg vertretene Parteilinke 1903 eine vernichtende 

Niederlage und gewann auch später keine Mehrheiten; Bernstein spielte weder 

im Krieg noch in der Novemberrevolution eine besondere Rolle. Eine ganz an-

dere Richtung des Reformismus verfochten dagegen die Gewerkschaften, aus 

deren Reihen Ebert kam. Sie traten in erster Linie nicht für politische Reformen 

ein, sondern für Sozialreformen. Derselbe junkerlich-preußische Staat, den 

Bernstein durch politische Reformen demokratisieren wollte, war für die Ge-

werkschaften ein möglicher Bündnispartner gegen das Kapital. 

In der durch die russische Februarrevolution von Anfang 1905 beförderten 

Massenstreikdebatte prallten die Gegensätze zwischen den Richtungen aufei-

nander. Während die Gewerkschaften politische Massenstreiks rigoros ablehn-

ten, befürwortete sie Bernstein genauso wie Luxemburg, um das preußische 

Dreiklassenwahlrecht als Eckpfeiler der Machtstellung des junkerlichen Preu-

ßens zu Fall zu bringen. Der SPD-Parteitag 1905 sprach sich ebenfalls für politi-

sche Streiks aus, doch handelte Bebel anschließend eine Vereinbarung mit der 

Gewerkschaftsführung aus, worin die Ausrufung eines solchen Streiks an deren 

Zustimmung gekoppelt wurde, und damit war dieses Kampfmittel gestorben. 

Sozialdemokratische Militärpolitik 

Wenn man dem hier dargelegten Gedankengang folgt, stellt sich auch die 

Kriegspolitik der SPD in neuem Licht dar. 

Bebel trat bis zu seinem Tod 1913 für die Vaterlandsverteidigung in einem 

Krieg mit Russland ein. Ein solcher Krieg wurde von ihm und vielen anderen 

Sozialdemokraten nicht als „imperialistischer“ Krieg begriffen (wie etwa gegen 

Großbritannien), sondern als ein gerechtfertigter Krieg zur Verteidigung der Er-

rungenschaften der deutschen Arbeiterbewegung gegen den barbarischen Zaris-

mus (hierzu Karuscheit: „Bebel als Vaterlandsverteidiger“; in: AzD 88: 23ff; 

https://kommunistische-debatte.de/ Rubrik: Beiträge zum Ersten Weltkrieg). Als 

die SPD-Reichstagsabgeordneten daher im August 1914 den Kriegskrediten zu-

stimmten, nachdem Russland die Generalmobilmachung erklärt hatte, war dies 

weder ein Umfallen noch ein Verrat, sondern folgten sie der von Bebel vorgege-

benen Linie. 

Klassenpolitisch trat die Arbeiterpartei damit an die Seite des preußischen 

Militäradels, des Hauptträgers dieses Kriegs, und im Laufe des Kriegs näherten 

sich beide Seiten über verschiedene Stationen immer weiter an. So gab es vom 

ersten Tag an eine Zusammenarbeit zwischen SPD/Gewerkschaften und Behör-

den gegen die Antikriegsopposition. So berichtet Volker Ullrich, dass etwa das 

Hamburger Gewerkschaftshaus als Informationszentrale für Polizei und Gene-

ralkommando diente und die Polizei jederzeit Auskunft über bevorstehende 

Streiks der Werft- und Metallarbeiter erhielt. Im Gegenzug wurden Parteiange-

https://kommunistische-debatte.de/
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stellte und Gewerkschaftsbeamte vom Heeresdienst freigestellt. (Ullrich 1982; 

Wernecke: Gewalt von oben und Gewalt von unten; in: Karuscheit u.a. 

2018: 50f) 

1916 verabschiedete der Reichstag das mit den Gewerkschaften ausgehandel-

te Vaterländische Hilfsdienstgesetz, das die Verfügbarkeit aller männlichen Ar-

beitskräfte für die Kriegsproduktion sicherstellte. Gegen den erbitterten Wider-

stand der Schwerindustrie war es verbunden mit der Einführung von Arbeiter-

ausschüssen in allen Großbetrieben und diente den Sozialdemokraten als Be-

weis, dass der „Junkerstaat“ zur Zähmung des Kapitals tauglich war – erst recht, 

wenn man ihn selber in die Hand bekam. Für die Zentralisierung der Kriegswirt-

schaft wurde ein Kriegsamt gegründet, in dem Militär und Gewerkschaften zu-

sammenarbeiteten, um die Arbeitskräfteverteilung zu organisieren. Dessen erster 

Leiter war General Groener, der später zum Stellvertreter Hindenburgs in der 

OHL aufstieg und im November 1918 das Bündnis mit der SPD-Führung 

schloss. 

In der Julikrise 1917 beteiligte sich die SPD-Spitze zusammen mit der Zent-

rumspartei im geheimen Zusammenwirken mit der OHL am Sturz des zu einem 

Remisfrieden entschlossenen Kanzlers Bethmann Hollweg, um den Krieg mit 

einem neuen Kanzler (Michaelis) fortzusetzen. Die Kanzlerstürzer gingen davon 

aus, dass Deutschland nach der russischen Februarrevolution und dem erwarte-

ten Ausscheiden Russlands aus dem Krieg den Sieg über die westlichen Alliier-

ten davontragen würde (Karuscheit 1917: 61ff).1 

Eine fortgesetzte Bundesgenossenschaft 

Ein Jahr später stellte sich zwar heraus, dass der Krieg verloren gehen würde, 

aber gleichzeitig öffnete die nahende Niederlage des preußisch-deutschen Hee-

res der (M)SPD die Tür zur Macht, denn als das Reich im Oktober 1918 auf An-

forderung der OHL parlamentarisiert wurde, um den US-Präsidenten Wilson als 

Friedensvermittler zu gewinnen, konnte sie als stärkste parlamentarische Partei 

sicher sein, in nächster Zeit die Regierung des Kaiserreichs zu stellen. Die anrol-

lende Revolution war aus dieser Sicht ein Übel, denn sie drohte die Staatsma-

schinerie zu zerstören, vor deren Übernahme man gerade stand. „Die Führer der 

Mehrheitssozialdemokratie hatten sich mit der Oktoberreform am Ziel ihrer 

                                                           

1 Um die Fortsetzung des Kriegs im Innern abzusichern, verabschiedete eine Reichstags-

mehrheit parallel dazu eine Friedensresolution, die alle kriegführenden Länder nach dem 

Vorbild des Petersburger Sowjets zu einem Frieden „ohne Annexionen und Kontribu-

tionen“ aufrief. Bethmann-Hollweg war davon ausgegangen, dass die Alliierten angesichts der 

russischen Unwägbarkeiten und zunehmender Antikriegsproteste in ihren Ländern einem 

Remisfrieden nicht abgeneigt waren. Doch da der neue deutsche Kriegskanzler die zuvor von 

Bethmann mit Vermittlung des Vatikans geführten Friedensgespräche abbrach und den Krieg 

unvermindert fortführte, reagierten sie nicht auf die Resolution. So konnte man die kriegs-

müden Massen für ein weiteres Jahr zum Durchhalten bewegen, weil der Gegner ja die zum 

Friedensschluss ausgestreckte Hand zurückgewiesen hatte. 
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Wünsche gesehen. In ihren Augen war der Novemberumsturz ebenso überflüs-

sig wie schädlich“ (Kolb; Schumann: 11). 

Dass Ebert in dieser Situation, nachdem die Revolution gesiegt und Schei-

demann gegen den Willen der Parteiführung die Republik ausgerufen hatte, oh-

ne Zögern auf das Angebot General Groeners zur Zusammenarbeit einging, be-

trachten Käppner und Niess mit Unverständnis; sie sehen darin „atemberauben-

de Naivität und politische Blindheit“ am Werk (Käppner: 250) bzw. eine „fast 

naive(r) Vertrauensseligkeit gegenüber der überkommenen Bürokratie und Mili-

tärführung.“ (Niess: 188) Aber was ist daran so überraschend? Muss die Frage 

nicht anders herum gestellt werden? Warum sollte die SPD-Führung nicht auf 

die Offerte Groeners eingehen? Im gemeinsamen Interesse, den Krieg zu gewin-

nen, hatte sie die Zusammenarbeit mit dem Militär seit dem August 1914 Schritt 

für Schritt vertieft, hatte seit Ende 1916 für die Umsetzung des Vaterländischen 

Hilfsdienstgesetzes gesorgt und sich 1917 am Sturz Bethmanns durch die OHL 

beteiligt. Jetzt war der Sieg zwar ausgeblieben, aber dafür standen beide Seiten 

angesichts der Rätebewegung vor einer neuen gemeinsamen Herausforderung, 

nämlich die bestehenden Staatsstrukturen vor der Revolution zu retten. 

In seinen Erinnerungen gibt der letzte vom Kaiser ernannte Reichskanzler, 

Max von Baden, den Bericht über ein Treffen am 6.November 1918 zwischen 

den Spitzen von SPD (David, Ebert, Scheidemann) und Gewerkschaften (Bauer, 

Legien, R.Schmidt, Südekum) mit General Groener in der Reichskanzlei wieder. 

In dem Bericht heißt es: „Vom ersten Augenblick ... war das alte Vertrauen da. 

Es war, als wollten die Herren sagen: Wir, die Arbeiterführer und der General, 

haben schon einmal im Interesse des Landes unsere Bundesgenossenschaft be-

währt. Wir sind gekommen, um sie in dieser Stunde zu erneuern.“ (Baden: 591) 

Bis dahin hatte die Bundesgenossenschaft dem Krieg gegen den äußeren Feind 

gedient, jetzt fand sie ihre Fortsetzung im Kampf gegen den gemeinsamen inne-

ren Feind – die Novemberrevolution. 

Das Bündnis kam also nicht aus der Novembersituation 1918 heraus zustan-

de, sondern führte den Kriegspakt von 1914 unter veränderten Bedingungen fort. 

Das Vorgehen der politisch mit allen Wassern gewaschenen SPD-Führung hatte 

nichts mit Fehlentscheidungen aus Verratsgründen, Naivität oder Machtscheu zu 

tun, sondern diente der Realisierung ihres Machtkonzepts, der Inbesitznahme 

eines intakten Staatswesens, indem sie sich dazu des Militäradels bediente.2 Da 

sich das frühere Kräfteverhältnis zwischen beiden Seiten infolge der Kriegsnie-

derlage und der Revolutionsereignisse umgekehrt hatte, war sie überzeugt, dass 

die bewaffnete Macht auf dem Boden des Parlamentarismus dauerhaft zu be-

herrschen war. Dass es dem Militäradel in Zusammenarbeit mit der Schwerin-

                                                           

2 Nach Überzeugung des Autors verfolgte die SPD-Führung mit dem Bündnis neben innen- 

auch militärpolitische Ziele, nämlich mit Hilfe des kriegserfahrenen Offizierskorps die 

deutsche Militärmacht wieder aufzubauen, damit Deutschland sobald wie möglich wieder 

Großmachtpolitik betreiben konnte. 



59 

Novemberfragen 

 

dustrie gelingen könnte, die parlamentarische Demokratie auf legal-politischem 

Wege wieder zu beseitigen, konnte sie sich nicht vorstellen. 

 

Die Publikationen der Linken 

Wie sahen die Reaktionen auf den 100.Jahrestag der Novemberrevolution 

nun auf Seiten der Linken aus? Hier sind als erstes drei Bücher zu nennen: 

Stefan Bollinger: „November ‘18. Als die Revolution nach Deutschland kam“: 

edition ost, Berlin 2018, 252 Seiten, Preis 14,99 €;  

Klaus Gietinger: „November 1918. Der verpasste Frühling des 

20.Jahrhunderts“; mit einem Vorwort von Karl-Heinz Roth, edition nautilus: 

Hamburg 2018, 272 Seiten, 18 €;  

Gerrit Brüning und Kurt Baumann (Hrsg): Novemberrevolution 1918/19. Er-

eignis – Deutung – Bedeutung“, hrsg. in der Edition Marxistische Blätter von 

der Marx-Engels-Stiftung, Neue Impulse Verlag: Essen 2018, 295 Seiten, 

19,80 €. 

Als die Revolution nach Deutschland kam (Bollinger) 

Stefan Bollinger legte als promovierter Historiker und Mitglied der Histori-

kerkommission der Linkspartei sein Buch als erster vor. Bedauerlicherweise 

sind ihm bei dem Versuch, „neue Impulse“ zu geben, „wie die Lehren aus der 

Novemberrevolution uns heute voranbringen können“ (Vorblatt), eine Reihe von 

Ungenauigkeiten, Halbheiten oder schlichten Fehlern unterlaufen (hierzu eine 

ausführliche Kritik des Autors in: Marxistische Blätter 1/2019). Als deren 

Quintessenz vertritt er, die SPD „steht für eine bürgerlich-demokratische Revo-

lution“. (Bollinger: 148) Was soll man dazu sagen? Eine bürgerliche Revolution 

hätte den junkerlichen Großgrundbesitz zerschlagen, den Militarismus ausgerot-

tet, die Trennung von Staat und Kirche durchgesetzt, den Obrigkeitsstaat besei-

tigt und Verwaltung, Justiz und Universität demokratisiert. Das waren die Ziele, 

die bereits 1848/49 verfolgt wurden, und das waren auch die Ziele der Revoluti-

onsbewegung von 1918/19, diesmal ergänzt durch die Sozialisierung der 

Schwerindustrie. Doch was davon ist Wirklichkeit geworden? Wenn wir diese 

Frage beantworten, haben wir nicht nur einen Maßstab für die Beurteilung von 

Bollingers Werk, sondern auch die Antwort auf die Frage nach der Politik der 

SPD: sie „steht“ für das Gegenteil einer demokratisch-bürgerlichen Revolution – 

sie steht für eine Konterrevolution. 

Der verpasste Frühling des 20.Jahrhunderts 

Klaus Gietinger hat vor seiner jetzigen Veröffentlichung über die November-

revolution das Buch „Der Konterrevolutionär. Waldemar Pabst – eine deutsche 

Karriere“ geschrieben. In diesem Buch über den Befehlsgeber des Mordes an 

Liebknecht und Luxemburg belegt er anhand von zahlreichen, teils bisher un-

veröffentlichten Dokumenten dessen umfangreiche Zusammenarbeit mit der 
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Führungsriege der SPD und deren Verstrickung in die Ermordung der beiden 

Revolutionsführer. 

Diese Erkenntnisse fließen in seine Darstellung der Novemberrevolution ein, 

der ein ausführliches Vorwort von Karl Heinz Roth vorangestellt ist. Das Buch 

schildert detailreich die Zusammenarbeit von SPD- und Gewerkschaftsführung 

mit dem Militär zur Niederwerfung der Revolutionsbewegung und weist nach, 

dass Gustav Noske beim Einsatz der Freikorps und deren schrankenloser Ge-

waltanwendung mit Rückendeckung seiner Parteiführung handelte. Dem Vorge-

hen der Freikorps bescheinigt Giesinger „frühfaschistische Qualitäten“ und zeigt 

auf, in welchem Umfang ihre Mitglieder später zur NSDAP stießen und dort 

führende Positionen einnahmen. Alles in allem ist das Werk eine kompromisslo-

se Abrechnung mit der Führung von SPD und Gewerkschaften. 

Der Autor übersieht allerdings, dass die Sozialdemokratie sich nicht erst im 

November 1918 „auf Gedeih und Verderb mit den Kriegsverbrechern des Ersten 

Weltkrieges“ verbündete (Gietinger: 73), sondern die Ursprünge dieses Bünd-

nisses in den gemeinsam geführten Krieg zurück reichen. Außerdem schreibt er 

zu den Beweggründen der sozialdemokratischen Politik, dass es eine „dogmati-

sche SPD-Führung“ war, welche „die Zerschlagung der OHL und eine Demo-

kratisierung des Militärs“ verhinderte (ebd.: 203). Diese Begründung macht ei-

nigermaßen ratlos, denn welchen „Dogmatismus“ meint der Autor? 

Ereignis – Deutung – Bedeutung der Novemberrevolution 

Die letzte Buchveröffentlichung, ein von Brüning und Baumann herausgege-

bener Sammelband über den Novemberumsturz, enthält die Beiträge von neun 

Autoren zu unterschiedlichen Themen, von denen nur einige für unsere Frage-

stellung von Interesse sind. 

Der erste, von dem Historiker Gerhard Engel verfasste Beitrag über den 

„Platz der Revolution 1918/19 in der deutschen Geschichte und im Geschichts-

bild der Deutschen“ beginnt mit einer Überraschung. Der Autor, ehemaliges 

SED-Mitglied, ist einer der Wenigen, der die Revolution von 1918/19 in Bezie-

hung setzt mit 1848/49 und als ihre Aufgabenstellung die Errichtung einer bür-

gerlich-demokratischen Republik bezeichnet, „mit einer antiimperialistischen 

und antimilitaristischen Option, die auf die Veränderung der Gesellschafts- und 

Staatsverhältnisse abzielte“. Im Umkehrschluss ist für ihn klar: „Von einer rea-

len sozialistischen Möglichkeit kann für 1918 nicht gesprochen werden.“ 

(Brüning u. Baumann: 36) 

Mit seinem Befund bezieht er sich auf die Revolutionsforschung der 60er und 

70er Jahre sowie die Darstellungen von Käppner und Niess (ebd.: 19, 41f), de-

ren Position, dass die Revolutionsbewegung wesentlich demokratischen und 

keinen sozialistischen Charakter trug, er teilt. Obwohl das inhaltlich nahegele-

gen hätte, stellt er keinen Bezug zu dem SED-Beschluss von 1958 her, der eben-
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falls besagte, dass die Novemberrevolution keine sozialistische, sondern eine 

(unvollendete) bürgerliche Revolution war. 

Was die Sozialdemokratie anbelangt, spricht er von „folgenschweren Fehl-

entscheidungen“ (ebd.: 27) und folgt damit dem historiographischen 

Mainstream, der nur Fehler aufgrund von Naivität oder Machtscheu sieht, anstatt 

die Frage zu stellen, ob nicht dahinter ein politisches Konzept stand, dessen 

Wurzeln vor und im Krieg zu suchen sind. 

Zur Gründung und Strategieentwicklung der KPD 

In einem weiteren Beitrag referiert Heinz Karl über Die Gründung der KPD 

und ihre Wirkung (ebd.: 65ff), die er bis zur SED-Gründung 1946 verfolgt. Das-

selbe Thema behandelt Raimund Ernst unter der Überschrift Revolutionäres Er-

be und Strategieentwicklung in der Politik der KPD (ebd.: 183ff). Da beide Ar-

tikel das Wirken der KPD im selben Zeitraum behandeln und inhaltlich keine 

besonderen Unterschiede aufweisen, ist der Sinn der Verdoppelung nicht er-

sichtlich. 

Nachdem Engel den Charakter der Revolution ohne Wenn und Aber als bür-

gerlich-demokratisch herausgearbeitet hatte, hätte man erwarten können, dass 

Karl und Ernst daraus Schlussfolgerungen für die Beurteilung der KPD-

Gründung ziehen, denn wenn 1918/19 eine bürgerliche Revolution anstand, 

dann musste man mit einem revolutionär-demokratischen Programm in den 

Kampf gehen. Tatsächlich propagierte das Gründungsprogramm der KPD je-

doch den Sozialismus mit der Errichtung einer Diktatur des Proletariats als Ziel. 

Ein solches Programm musste sich nicht nur die Masse des Kleinbürgertums 

zum Feind machen, sondern fand auch im Proletariat keine Mehrheit, weshalb 

Spartakus/KPD zu keinem Zeitpunkt in der Lage waren, die Revolutionsbewe-

gung zu führen. 

Um die Gründe für das Scheitern zu verstehen, hätte es nahegelegen, sich nä-

her mit den Positionen Luxemburgs zu beschäftigen. Schließlich fällt auf, dass 

sie vor dem Krieg zwar eine ausführliche Auseinandersetzung mit Bernstein ge-

führt hatte, aber nicht mit Bebel und dem Parteizentrum – obwohl das die Partei-

strömung war, welche die sozialdemokratische Politik in Krieg und November-

revolution bestimmte, geführt von Friedrich Ebert in der Nachfolge Bebels:  

Sie wandte sich nicht gegen die von Bebel durchgängig propagierte Vaterlands-

verteidigung gegen Russland, obwohl spätestens nach der russischen Revolution 

von 1905 klar sein musste, dass Russland nicht mehr der „Gendarm Europas“ 

war und eine Politik der Vaterlandsverteidigung keine Rechtfertigung hatte. 

 Sie sagte nichts zum Vorgehen des Parteivorsitzenden in der Massenstreik-

debatte 1905/06, obwohl der von Bebel ausgehandelte Kuhhandel mit den Ge-

werkschaften einen Parteitagsbeschluss aushebelte und einen politischen Streik 

zur Beseitigung des preußischen Dreiklassenwahlrechts in unerreichbare Ferne 

rückte. 
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Ebenso schwieg sie, als Bebel 1910 in aller Öffentlichkeit seine Überzeugung 

bekundete, dass das Ziel der Sozialdemokratie die Übernahme des einzigartigen 

„Junkerstaats“ sei, obwohl das eine klare Zurückweisung der Positionen von 

Marx und Engels zur Staatsfrage bedeutete.  

Gleichzeitig verstieg sie sich in ihrer Kritik an Bernstein dazu, den Kampf um 

Demokratie als Hindernis für den sozialistischen Kampf zu bezeichnen. 

Es gibt also mehr als genug Gründe, sich damit auseinanderzusetzen, um eine 

Antwort auf die Frage zu finden, warum die revolutionäre Linke im entschei-

denden Moment nicht nur ohne taugliches Programm, sondern auch ohne taugli-

che Organisation dastand. Doch die angesprochenen Beiträge schweigen dazu. 

Die Fehlerhaftigkeit dieses Herangehens wird augenfällig, wenn es um die 

Politik nach dem 2.Weltkrieg geht, die beide Autoren kurz beschreiben 

(ebd.: 85, 209ff). Nach Kriegsende sprach sich die KPD/SED explizit gegen die 

Errichtung des Sozialismus aus („keine Einführung des Sowjetsystems“) und 

propagierte den Aufbau einer antifaschistisch-demokratischen Ordnung „mit 

allen demokratischen Rechten und Freiheiten für das Volk“, wie es in einem 

KPD-Aufruf hieß. Inkl. der Verteilung des junkerlichen Großgrundbesitzes an 

Landarbeiter und Kleinbauern war dies das Programm einer bürgerlichen Revo-

lution und somit das Gegenteil der von Spartakus/KPD dreißig Jahre zuvor be-

triebenen Sozialismuspolitik. 

Gegen Ende erwähnt Heinz Karl beiläufig, dass die KPD 1945 zu der Er-

kenntnis gelangt war, dass der Sozialismus „nicht in einem Sprung, sondern nur 

etappenweise“ zu erreichen war (ebd.: 85); ähnlich drückt sich Raimund Ernst 

aus (ebd.: 210). Angesichts dieser Einsicht fragt man sich perplex, warum die 

beiden dann vorher eine vollkommen kritiklose Darstellung der KPD-Gründung 

abgegeben haben? 

DDR-Historiographie 

Ein weiterer Beitrag „Die Novemberrevolution im Spiegel der marxistischen 

Historiographie der DDR“, stammt von Ralf Riedl, der im Gegensatz zu den 

beiden vorherigen Autoren weder ehemaliges SED-Mitglied noch emeritierter 

Professor ist, sondern Student. Ein Großteil seines Beitrags befasst sich mit der 

lebhaften Diskussion, die im Vorfeld des 40.Jahrestags der Novemberrevolution 

über deren Charakter geführt wurde und grob gesehen zwei Lager gegeneinan-

derstellte. Während die Anhänger Rosa Luxemburgs in der SED an der Lesart 

als sozialistisch-proletarischer Revolution festhielten, konnte das andere Lager 

sich auf die sowjetischen Kommunisten berufen, die 1938 den Umsturz als eine 

bürgerliche Revolution eingestuft hatten. 

Die Auseinandersetzung wurde 1958 durch einen Formelkompromiss der 

SED-Führung beendet, der die Novemberrevolution als unvollendete bürgerliche 

Revolution definierte, die in gewissem Umfang mit proletarischen Mitteln 

durchgeführt worden sei. Aufgrund der „Deutungshoheit der Partei“ war nach 
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dieser Festlegung, so Riedl, „das abrupte Ende der Debatten“ erreicht. 

(ebd.: 256, 258). Welche Themen er selber sich für die Fortführung der Debatte 

gewünscht hätte, offenbart er nicht. 

 

Marxistische Zeitschriften und Zeitungen 

Nach den genannten Büchern sei noch eine Auswahl von linken Zeitschriften 

bzw. Zeitungen erwähnt:  

Die Marxistischen Blätter brachten den soeben vorgestellten Sammelband über 

„Ereignis-Deutung-Bedeutung“ der Novemberrevolution heraus, außerdem in 

der Ausgabe 5/2018 den Aufsatz von Engel über den „Platz der Revolution in 

der deutschen Geschichte“ aus diesem Sammelband. 

Die Zeitschrift Marxistische Erneuerung „Z“ druckte in ihrer Nr.115 vom 

September 2018 einen Beitrag ihres Mitherausgebers Stefan Bollinger ab: „Vom 

Schicksal der >wunderlichsten aller Revolutionen<“ (Z 115: 8ff), worin der Au-

tor auf sein Buch Bezug nahm. Als entscheidenden Fehler der damaligen Zeit 

hob er hervor, dass die diversen Gruppierungen der Linken von der MSPD über 

die USPD bis zu Spartakus und den Anarchisten es nicht verstanden, „als geein-

te Linke zu agieren.“ (ebd.: 12) Die auf Befehl der MSPD-Führung ermordeten 

Arbeiterrevolutionäre im Nachhinein mit dieser MSPD zum Wunschbild einer 

„geeinten Linken“ zu vereinen, ist, gelinde gesagt, ein seltsamer Gedanke. Für 

welche gemeinsame Zielsetzung sollte eine geeinte Linke denn agieren? Für die 

Erhaltung der alten Staatsstruktur? Für eine revolutionäre Demokratie? Für die 

Diktatur des Proletariats? Das erfahren wir nicht. 

In derselben Ausgabe der Zeitschrift fasste Klaus Gietinger (der nicht zum 

Herausgeberkreis der „Z“ gehört) sein oben besprochenes Buch zusammen: 

„Bekanntes und Unbekanntes aus der Novemberrevolution 1918/19“ 

(ebd.: 22ff). Dabei hob er als entscheidende Ursache für die Politik der MSPD 

deren „Verbürgerlichung“ hervor (ebd.: 23). Das sei ihm nicht zum Vorwurf 

gemacht, denn ihm sind keinerlei Sympathien für die Sozialdemokratie zu unter-

stellen. Es belegt nur, wie eingefressen die traditionelle Sichtweise ist, dass die 

Politik der SPD-Führung auf ihre „Verbürgerlichung“ im Sinne Bernsteins zu-

rück zu führen ist. Zu dieser Sichtweise passt, dass er Bernstein als „Feind von 

Massenstreikaktionen“ bezeichnet (ebd.: 22), während dieser in Wirklichkeit für 

politische Massenstreiks eintrat und deshalb von den Gewerkschaften bekämpft 

wurde. 

Von einer Zeitschrift, die sich die Erneuerung des Marxismus auf die Fahnen 

geschrieben hat, hätte man erwarten können, dass sie die Herausforderung des 

100.Jahrestags der Novemberrevolution annimmt, um sich mit dem aktuellen 

Forschungsstand auseinander zu setzen und zu prüfen, ob sich daraus neue Ein-

sichten zum Charakter der Revolutionsbewegung und zur Niederlage der revolu-

tionären Linken gewinnen lassen. Aber während ein Bürgerlicher wie Gallus 
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voller Optimismus auf neue Forschungsergebnisse hofft, scheint die „Z“ zu hof-

fen, dass die versprochene „marxistische Erneuerung“ an ihr vorbei geht, ohne 

sie zu belästigen. 

junge welt 

Mehr als die „Z“ beschäftigte sich die Tageszeitung junge welt mit dem 

Thema Novemberrevolution und druckte vom 7.-17.11.2018 in ihrem Feuilleton 

eine zehnteilige Serie von Leo Schwarz dazu ab. Darin konstatierte Schwarz 

u.a., dass die Weimarer Republik „nicht das Ergebnis der >Revolution<, son-

dern ihrer Niederschlagung“ war. (jw 14.11.2018) Damit benannte er als einzi-

ger (!) unter allen genannten Autoren – Bürgerliche wie Linke – das Geheimnis 

des Novembers, dass der daraus hervorgehende neue Staat nicht das Produkt der 

Revolution, sondern einer Konterrevolution war. 

Ansonsten wies er die Forschungsergebnisse zum revolutionär-

demokratischen Charakter der Rätebewegung kurzerhand zurück und behaupte-

te, dass der Umsturz keine demokratische, sondern eine sozialistische Revoluti-

on war, wofür er als Begründung eine „sozialistische Massenbewegung“ im Jahr 

1919 anführte (jw vom 8. und 14.11.2018). In der Tat kam es in der ersten Jah-

reshälfte aus Protest gegen die Politik der Regierung im Ruhrgebiet, in Mittel-

deutschland und Berlin zu Massenstreiks Hunderttausender von Arbeitern, in 

denen über die Umsetzung der Sozialisierung hinaus die Forderung nach einer 

Räteherrschaft erhoben wurde, ohne dass dies jedoch Allgemeingut wurde, ge-

schweige denn die Forderung nach dem Sturz der gerade gewählten National-

versammlung. 

Arbeiterpolitik und Arbeiterstimme, Rotfuchs und MLPD 

Die Zeitschrift „Arbeiterpolitik“ der gleichnamigen Gruppe publizierte in ih-

rer Nr.4-2018 den Artikel „100 Jahre unvollendete Revolution“, der in einem 

mehrseitigen Überblick über die Geschichte der vergangenen 100 Jahre der No-

vemberrevolution eine halbe Seite einräumte und sie als „eine unvollendete Re-

volution“ definierte, ohne zu sagen, ob dies eine unvollendete demokratische 

oder eine unvollendete sozialistische Revolution war. Dieser Artikel wurde von 

der Gruppe „Arbeiterstimme“ in ihrem Organ Nr. 202 ohne Kommentar nach-

gedruckt. 

In der folgenden „Arbeiterpolitik“ Nr. 5/6-2018 erschien dann ein Artikel: 

„Proletarische Revolution – bürgerliche Konterrevolution“, der den Novem-

berumsturz unter Bezug auf die „Illustrierte Geschichte der deutschen Revoluti-

on“ von 1929 als proletarische Revolution definierte, die durch eine bürgerliche 

Konterrevolution ausgehebelt wurde, mit dem Ergebnis der „Schaffung und Fes-

tigung der bürgerlichen Republik.“ (ebd.: 10) 

Die revolutionstheoretisch bestimmende Frage, ob das Proletariat dabei war, 

eine bürgerlich-demokratische oder eine sozialistische Revolution durchzufüh-
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ren, wurde in dem Artikel so wenig beantwortet wie eine Nummer davor. Vor 

allem aber fragt sich, woher die Einschätzung kommt, dass die zu Recht konsta-

tierte Konterrevolution bürgerlichen Charakter trug. Weder wurden die großen 

Adelsgüter und der preußische Militarismus zerschlagen noch andere Maßnah-

men realisiert, die seit der 48er Revolution auf der Tagesordnung der Geschichte 

standen. Wäre die SPD zu einer bürgerlich-reformistischen Arbeiterpartei ge-

worden, was Bernstein vergeblich intendiert hatte, hätte sie wenigstens einen 

Teil dieser Forderungen umgesetzt. Doch „bürgerlich“ war 1918/19 lediglich die 

Einführung des Parlamentarismus, und die war bereits im Oktober vor der Revo-

lution erfolgt. Deshalb negiert der Artikel das Entscheidende, nämlich dass die 

von der SPD organisierte Konterrevolution keine bürgerlichen Zustände zum 

Ergebnis hatte, sondern die Restauration der alten, vorbürgerlichen Ordnung in 

republikanischer Verkleidung. 

Die Monatsschrift Rotfuchs gab eine Beilage zur Novemberrevolution heraus 

(zur Ausgabe 250 vom November 2018), die u.a. Auszüge aus Gietingers Buch 

enthielt. Im einleitenden Beitrag gab Rainer Zilkenat einen Überblick über die 

Ereignisse, worin er in einem Nebensatz behauptete, dass es 1918/19 um „die 

Errichtung einer sozialistischen Gesellschaft“ ging (ebd.: 3). Warum das so war, 

begründete er nicht. 

Die Position der Marxistisch-Leninistischen Partei Deutschlands findet sich 

in der Roten Fahne Nr. 22/2018 in dem Artikel: „100 Jahre Novemberrevolution 

– 50 Jahre Parteiaufbau der MLPD“ (www.rf-news.de/rote-

fahne/2018/nr22/100-jahre-novemberrevolution-50-jahre-parteiaufbau-der-

mlpd). Dort heißt es zum Novemberumsturz, dass „die revolutionären Arbeiter 

... die proletarische Räterepublik nach Vorbild des sozialistischen Russlands“ 

wollten – was auch Schwarz und Zilkenat meinen. Der Zentralkongress der Ar-

beiter- und Soldatenräte hatte sich gegen die Errichtung einer Räterepublik aus-

gesprochen, die Forschung hat herausgearbeitet, dass eine Räteherrschaft zu 

keinem Zeitpunkt von einer Mehrheit der Arbeiter getragen wurde, Sparta-

kus/KPD blieben mit ihrer Sozialismusstrategie isoliert – aber gemäß dem Pippi-

Langstrumpf-Motto „Ich mach mir die Welt so wie sie mir gefällt“ zieht man 

das eigene Wunschbild der Realität vor. 

Schluss: Novemberfragen 

Der 100.Jahrestag der Novemberrevolution gab allen interessierten Kräften 

die Gelegenheit, sich zu diesem elementaren Ereignis in der Geschichte 

Deutschlands und der deutschen Arbeiterbewegung zu stellen. Auf Seiten der 

Bürgerlichen wurden im Großen und Ganzen die Erkenntnisse der in der Ver-

gangenheit erfolgten Revolutionsforschung aufgearbeitet und weitergegeben, 

wofür in erster Linie die Veröffentlichungen von Käppner und Niess stehen. 

Bemerkenswert ist, dass mittlerweile bis hin zur Rede des Bundespräsidenten 

weitgehend anerkannt ist, dass die SPD-Führung bei der Republikgründung Feh-

ler begangen hat, die der Demokratie geschadet haben. Allerdings sind die Er-

http://www.rf-news.de/rote-fahne/2018/nr22/100-jahre-novemberrevolution-50-jahre-parteiaufbau-der-mlpd
http://www.rf-news.de/rote-fahne/2018/nr22/100-jahre-novemberrevolution-50-jahre-parteiaufbau-der-mlpd
http://www.rf-news.de/rote-fahne/2018/nr22/100-jahre-novemberrevolution-50-jahre-parteiaufbau-der-mlpd
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klärungen für den Ursprung dieser Fehler – vom Verrat über Machtscheu bis zur 

Spartakistenphobie – wenig überzeugend. Darüber hinaus erbrachten die Publi-

kationen nichts wesentlich Neues. 

Auf Seiten der Linken war der Umgang mit der Novemberrevolution ernüch-

ternd. Zum guten Teil nahm man nicht einmal den gegebenen Forschungsstand 

zur Kenntnis, sei es, weil man dafür zu bequem oder zu sehr in überkommenen 

Denkschemata gefangen war. Erst recht nutzte man nicht die Gelegenheit, die 

damit verknüpften weitergehenden Themen aufs Tapet zu bringen, die hier noch 

einmal skizziert werden sollen: 

1. Der Charakter der Novemberrevolution: War sie nun eine bürgerliche (ge-

scheiterte, unvollendete?) oder eine (gescheiterte) sozialistische Revolution? 

Und was folgt daraus für die Republik von Weimar? War sie ein Kind der No-

vemberrevolution oder wesentlich das Produkt ihrer Niederwerfung, also einer 

Konterrevolution? 

2. Die Politik der SPD-Führung: will man sie nicht nur verurteilen, sondern 

erklären können, ist es unumgänglich, die Vorkriegsgeschichte der Arbeiterpar-

tei einer neuen Prüfung zu unterziehen: Welche Rolle spielten Bebel und das 

sog. Parteizentrum bei der Entwicklung zu einer staatstragenden Partei? Und 

wie ist damit im Zusammenhang die Rolle Bernsteins und Luxemburgs zu beur-

teilen? 

3. Die Rolle der Bourgeoisie: alle Darstellungen der Revolutionsereignisse 

kommen ohne die Bourgeoisie aus (vom Stinnes-Legien-Abkommen abgese-

hen), was den meisten Autoren der Linken offenbar nicht einmal bewusst ist. 

Wenn man die preußisch-deutsche Militärkaste nicht als bürgerliche Institution 

unter dem Kommando der Bourgeoisie verstehen will (was einigermaßen 

schwer fällt) – was bedeutet das für die Herrschaftsverhältnisse? 

4. Als letztes schließlich: Wenn man davon ausgeht, dass anstelle der überfäl-

ligen demokratisch-bürgerlichen Revolution erneut eine Konterrevolution siegte 

– was folgt daraus für das Aufkommen des Nationalsozialismus sowie den Cha-

rakter seiner zwölfjährigen Herrschaft? 

Wie auch immer man zu den hier aufgeworfenen Fragen steht – es stünde den 

Marxisten gut zu Gesicht, wenn sie nicht den Bürgerlichen das Feld überlassen, 

sondern sich selber auf neue Wege begeben würden, um Klarheit über ein Er-

eignis zu gewinnen, das für die Arbeiterbewegung und die ganze Nation von 

größter Tragweite war. 
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Der folgende Artikel erschien in der Zeitschrift „Theorie & Praxis“ Ausgabe 48, 

Februar 2019 

Andreas Wehr 

Die Bewegung der Gelbwesten: Was lehrt sie uns? 
(30. Januar 2019) 

Die Bewegung der Gelbwesten scheint aus dem Nichts gekommen zu sein. 

Und niemand kann heute sagen, ob sie eine Zukunft hat. Zerfällt sie wieder, 

nachdem sie ihre wichtigsten Ziele erreicht hat? Oder sehen wir hier den Beginn 

einer Bewegung, die sich organisieren und womöglich zu einer Partei werden 

wird? Schon jetzt steht fest: Die Gelbwesten haben es im Unterschied zu den 

Gewerkschaften und den linken Parteien geschafft, der französischen Regierung 

Zugeständnisse abzuringen. Der Nimbus Macrons, des angeblichen Erneuerers 

Frankreichs, hat erheblichen Schaden genommen, auch im Ausland. 

Die Gelbwesten – rechts oder links? 

Wer aber sind die Protestierenden, die sich die gelben Warnwesten überzie-

hen? "Es handelt sich eher um die ῾untere Mittelklasse῾, die hier auf die Straße 

geht. Diese Bevölkerungsschicht lebt nicht von staatlichen Einkommentransfers, 

aber ihr Einkommen hat sich seit der Finanz- und Wirtschaftskrise am meisten 

verschlechtert."1 Unklarheit besteht über die politische Ausrichtung der Bewe-

gung. Politik und Medien hatten sie gleich zu Beginn als von Rechtskräften ge-

steuert dargestellt. Auch DGB-Chef Reiner Hoffmann und der Vorsitzende der 

Linkspartei, Bernd Riexinger, sahen es so. Diese Bewertung erwies sich jedoch 

als nicht haltbar: "Von ihrer politischen Orientierung fällt auf, dass sich rund ein 

Drittel nicht einem Rechts-Links-Schema zuordnen möchte. Die verbleibenden 

zwei Drittel ordnen sich eher dem linken als dem rechten Spektrum zu."2 

Eine verfehlte Umwelt- und Verkehrspolitik der Kulturlinken 

Um die Proteste verstehen zu können, sollte man auf deren Anlass blicken. 

Den Zorn löste die geplante Erhöhung der Diesel- und Mineralölsteuern aus. Die 

Verteuerung von Kraftstoff ist eine Forderung der ökologischen Linken. Der aus 

dem Umfeld der Sozialistischen Partei kommende Macron griff sie auf. Auto-

fahren soll dadurch weniger attraktiv werden und zugleich will man zusätzliche 

Finanzquellen erschließen. Dass mit dieser Steuererhöhung ausgerechnet die 

Streichung der Vermögenssteuer kompensiert werden sollte, brachte das Fass 

zum Überlaufen. 

                                                           

1 Armin Dudin: 'Gelbwesten' in Frankreich – Fortschritt oder Rückschritt? In: Blickpunkt 

WiSo vom 10.01.2019, https://www.blickpunkt-wiso.de/post/gelbwesten-in-frankreich-

fortschritt-oder-rueckschritt--2278.html 

2 Ebenda 
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Auch in Deutschland sorgen ökologisch begründete Forderungen nach höhe-

ren Kraftstoffpreisen für Streit. Bereits im Mai 1998 hatten Bündnis90/Die Grü-

nen beschlossen, den Benzinpreis schrittweise auf 5 DM anzuheben. Zwar ver-

schwand diese Forderung damals wieder in der Ablage als die Grünen Regie-

rungspartei wurden, doch die Richtung war damit vorgegeben: Die Umwelt- und 

Klimarettung soll durch ein verändertes Konsumverhalten erreicht werden. Und 

das Mittel dafür ist der Preis. Für den Verkehr bedeutet das: Erhöhung der Mine-

ralölsteuern sowie die Einführung von Maut- und Parkgebühren. So soll der An-

reiz erhöht werden, mehr das Fahrrad zu benutzen, häufiger zu Fuß zu gehen 

bzw. auf den Öffentlichen Nahverkehr umzusteigen. Doch die verlangte Verhal-

tensänderung ist nur in den großen Städten und hier auch nur in deren City 

machbar. Für die Masse der Bevölkerung die in den Außenbezirken der großen 

Städte oder auf dem Lande lebt, wo die Mieten für sie noch bezahlbar sind, sind 

das keine Alternativen. Sie bleiben auf das Auto angewiesen. 

Und wie im Verkehr so ist es auch auf anderen Gebieten des Klima- und 

Umweltschutzes – statt mit Hilfe von Gesetzen, die die Industrie als Verursacher 

der Schäden mit Verboten und Auflagen belegen, werden die Kosten der Allge-

meinheit auferlegt, sie werden sozialisiert. Statt die Automobilindustrie zu 

zwingen, Diesel-PKWs nachzurüsten, sollen die Betroffenen neue, „saubere“ 

Autos kaufen, sonst drohen ihnen Fahrverbote. Der Verschwendung von Hei-

zungsenergie soll durch Dämmung der Häuser begegnet werden, die selbstver-

ständlich von den Mietern zu bezahlen ist. Und die Kosten für die Energiewende 

wurden von Beginn an allen Nutzern über einen höheren Strompreis auferlegt. 

Für die bereits von niedrigen Löhnen, unzureichenden Beschäftigungsmöglich-

keiten und steigenden Mieten Gebeutelten kommen die ihnen abverlangten Zah-

lungen für den Klima- und Umweltschutz noch oben drauf. 

Die sozial besser Gestellten stören sich an diesen Zusatzkosten kaum. Verbit-

tern muss aber, dass ausgerechnet sie den Armen gern Wasser predigen, selber 

aber Wein trinken, sind doch ihre Wohnungen deutlich größer als der Durch-

schnitt und kommt oft noch eine Ferienwohnung hinzu. Sie fahren zwar gern 

Fahrrad, haben aber weiterhin ein Auto, nicht selten einen benzinschluckenden 

SUV. Den spritsparenden Kleinwagen nutzt die Ehefrau. Und selbstverständlich 

verzichtet man dort auch nicht auf Fernreisen. Und so ist kein „ökologischer 

Fußabdruck“ größer als ihrer. Diejenigen, die den Schutz des Klimas und der 

Umwelt am lautesten fordern, tragen daher am meisten zu deren Zerstörung bei. 

In Frankreich haben die Gelbwesten diesen Widerspruch ans Licht gebracht: 

„Denken die einen an das Ende der Welt, so wissen wir nicht, wie wir bis zum 

Ende des Monats kommen sollen.“ Die Proteste sind daher auch Ausdruck einer 

gesellschaftlichen Spaltung: Hier die sozial Ausgepowerten, die meist am Rande 
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der großen Städte oder auf dem Lande leben, dort eine großstädtische Kulturlin-

ke,3 die einem kosmopolitischen Lebensstil frönt. 

In Deutschland ist die Partei DIE LINKE, zumindest in ihrer Mehrheit, längst 

Teil dieser Kulturlinken. In ihrer Verkehrspolitik fordert sie, wie auch die Grü-

nen, wohl vehement die Verkehrswende - verlangt wird die Verlagerung der In-

vestitionsmittel weg vom Auto hin zu ökologisch verträglicheren Verkehrsträ-

gern. Dort aber, wo - wie in Berlin - SPD, Linke und Grüne gemeinsam regie-

ren, ist davon wenig zu spüren. Man setzt auf den Ausbau des Radwegenetzes, 

das ist jedoch nur etwas für Innenstadtbewohner, denn die Entfernungen von der 

City in die großen Wohnquartiere in den Außenbezirken sind für Radfahrer viel 

zu groß. In der Innenstadt konzentrieren sich aber die Wähler von Grünen und 

Linkspartei, und das sind genau jene urbanen Mittelschichten, bei denen Radfah-

ren heute schick ist. Zwar verfolgt man im Berliner Senat zugleich den Ausbau 

des Straßenbahnnetzes, doch geplant sind nur wenige neue Kilometer, und dies 

allein in der Innenstadt. Vom dringend notwendigen Bau von U-Bahn-Strecken 

ist in der Rot-Rot-Grünen Koalitionsvereinbarung von 2016 hingegen nicht die 

Rede. Selbst seit Jahrzehnten bestehende Lücken im Netz sollen nicht geschlos-

sen werden, und für die Wohnquartiere in den Vororten ist schon gar kein U-

Bahn-Anschluss vorgesehen. Für deren Bewohner bleibt das Auto alternativlos. 

In anderen Städten Deutschlands dürfte es ähnlich sein. Die Verkehrspolitik von 

Grünen und LINKEN bedient vor allem die eigene Klientel. In Deutschland wie 

in Frankreich wäre aber stattdessen ein Vorgehen dringend notwendig, das auf 

breite Zustimmung baut, statt mit hohen Kosten für Energie und Transport vor 

allem die armen Haushalte zu belasten. 

Eine neue, soziale Linke macht sich bemerkbar 

In Reportagen über die Gelbwesten ist das Erstaunen groß, dass mit ihnen 

Menschen sichtbar werden, die man vorher nie meinte gesehen zu haben, schon 

gar nicht in Paris. Der Aufruhr kommt vor allem aus den abgehängten Landregi-

onen, aus den vergessenen Dörfern und Städten, die unter Deindustrialisierung 

und Abwanderung leiden. Wer denkt da nicht an Brechts Moritat von Mackie 

Messer: „Und man siehet die im Lichte. Die im Dunkeln sieht man nicht“? Für 

einen historischen Moment sind nun die „im Dunkeln“, die Plebejer, ins Licht 

und dabei den Herrschenden auf die Füße getreten. Es ist eine neue, soziale Lin-

ke, die sich hier lautstark zu Wort meldet. Gemeinsam mit den Gewerkschaften 

könnte sie in Frankreich in der Lage sein, die Hegemonie der Kulturlinken in-

frage zu stellen. 

Erkennbar wurde zugleich, wie dünn die Legitimationsbasis der Regierung 

Macron in Wirklichkeit ist. Zwar wurde er im zweiten Wahlgang mit 66,1 Pro-

zent zum Staatspräsidenten gewählt, doch das "beruhte auf einer optischen Täu-

                                                           

3 Zur Politik der Kulturlinken vgl. Hans-Jürgen Bandelt: Die Kultur-Linke und ihr Problem 

mit Grenzen, pad-Verlag, 2018 
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schung: Der Nichtwähleranteil betrug (...) 57 Prozent, und die 314 Mandate für 

Macrons Bewegung La République en Marche (LRM) in der Nationalversamm-

lung sind einzig dem Mehrheitswahlrecht zu verdanken, der die stärkste Partei 

über alle Maßen bevorzugt. Bezieht man die Zahl der Macron-Wähler bei der 

Abstimmung über die Präsidentschaft allein auf die Gesamtheit der Wahlberech-

tigten, lag Macrons Anteil unter 15 Prozent - also auf einem dürftigen Legitima-

tionsniveau."4 

Die Gelbwesten kritisieren die Mängel dieses Repräsentationssystems vehe-

ment: "Gefordert wird nach Schweizer Vorbild die Ausweitung von Möglichkei-

ten für Volksinitiativen ῾Référendum d’initiative citoyenne῾ (RIC) und Volksab-

stimmungen ab 700.000 Unterstützer, darüber hinaus sollen die Gehälter der po-

litischen Repräsentanten auf den Medianverdienst begrenzt werden, was eine 

deutliche Kürzung der Bezüge auf rund 1.800 Euro netto bedeuten würde."5 Die 

Gelbwesten liegen damit auf einer Linie mit dem Linkspolitiker Jean-Luc 

Mélenchon. Er hatte bereits im Präsidentschaftswahlkampf die grundlegende 

Demokratisierung des politischen Systems des Landes gefordert. Ziel ist die Ab-

lösung der gegenwärtigen 5. durch eine 6. Republik. 

In Deutschland existiert zwar weder ein Präsidialsystem noch kommt das 

Mehrheitswahlrecht zur Anwendung. Aber auch hier bröckelt die Legitimati-

onsbasis für die herrschende Politik. CDU, CSU und SPD werden immer 

schwächer - vor allem die Sozialdemokratie erlebt einen beispiellosen Nieder-

gang. Und so wächst die Unzufriedenheit mit dem System der politischen Re-

präsentation. Die Entstehung der Sammlungsbewegung Aufstehen ist dafür ein 

Symptom. Um aber erfolgreich zu sein, muss sich die Sammlungsbewegung von 

der Kulturlinken absetzen und stattdessen die Bedürfnisse der bei uns noch 

weitgehend unsichtbaren sozialen Linken in den Mittelpunkt stellen. 

                                                           

4 Rudolf Walther: Effizient nachgeben, in: Der Freitag, Nr. 50 vom 13.12.2018, S.6 

5 Armin Dudin: ῾Gelbwesten῾ in Frankreich – Fortschritt oder Rückschritt? a.a.O. 
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Dokumentation 

Der Forderungskatalog der Gelbwesten 

Aus „Russia Today“ vom 4.12.2018 • 13:54 Uhr https://de.rt.com/1q1g 

Es geht nicht nur um eine Spritsteuer. Seit Wochen trägt die Bewegung der 

"Gelben Westen" den Unmut der Franzosen mit der Regierung auf die Straße. 

Diese Bewegung könnte ganz Frankreich nachhaltig verändern. Ein Kommentar 

zur Lage im Nachbarland.  

von Pierre Lévy, Paris 

Gewiss, es sind Bilder von Zerstörung und Chaos um die Welt gegangen. Sie 

dürfen aber nicht vom entscheidenden Punkt ablenken: Die Mobilisierung der 

"gelben Westen", bei der am 17. November in Frankreich landesweit Hundert-

tausende Bürger auf die Straße gegangen sind und die immer noch fortgesetzt 

wird, hat ein in der französischen Geschichte einmaliges Ausmaß für eine Be-

wegung erreicht, die keinen etablierten Organisatoren hat. 

Man kann bereits aufzeigen, wie sich dieser gelbe Zorn zusammensetzt, der 

von Akteuren getragen wird, die in großer Zahl zum ersten Mal an einer De-

monstration teilgenommen haben, und der eine überwältigende Unterstützung in 

der Bevölkerung genießt. 

Der Auslöser des Zorns verdient Beachtung: Die Regierung war entschlos-

sen, die auf Kraftstoff, insbesondere auf Diesel erhobenen Steuern zu erhöhen. 

Sie wollte den Menschen damit ausdrücklich eine Änderung des Verhaltens und 

der Lebensweise verordnen – "Energiewende" nennt sich das. Dass zwei von 

drei Befragten der Meinung sind, dass die Kaufkraft Vorrang vor Umweltbelan-

gen haben muss, ist ein beispiellos heftiger Schlag gegen das Trommelfeuer, mit 

dem viele Tageszeitungen die Verpflichtung "den Planeten zu retten" beschwö-

ren. Das sogenannte, freiwillig gewählte und glücklich machende "einfache Le-

ben" stellt sich langsam als das heraus, was es ist: ein Fake-Account der aufge-

zwungenen Sparmaßnahmen. 

Natürlich, jenseits vom Benzin hat die Kaufkraft die Menschen auf die Straße 

getrieben. Lebensmittel, Kraftstoff, Strom, Gas, Versicherungen, Miete: Millio-

nen von Haushalten steht das Wasser bis zum Hals. Die Protestierenden stam-

men zum größten Teil aus Arbeiterkreisen, während die städtische Bourgeoisie 

der Bewegung bestenfalls mit Vorbehalt begegnet. 

Noch ein Faktor kommt hinzu: Die Wut darüber, sich von "denen da oben" 

ignoriert zu fühlen. Das gilt sowohl in sozialer Hinsicht – denn man kann so hart 

arbeiten, wie man will, es reicht einfach nicht mehr – aber auch in politischer, 

man kann die alte Regierung zwar abwählen, aber die Orientierung bleibt doch 

die gleiche. Die Erinnerung an die Volksabstimmung vom Mai 2005 über die 

https://de.rt.com/1q1g
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Annahme des Vertragsentwurfs für eine europäische Verfassung, letztendlich 

mit Füßen getreten, ist noch sehr lebendig. Emmanuel Macrons Mantra von der 

sogenannten "europäischen Souveränität" hat die Dinge objektiv noch ver-

schlimmert: Sie ist mit der Souveränität des Volkes nicht vereinbar. 

Sicher, man hat am 17. November keine europäischen Fahnen ver-

brannt. Aber die sich an den Kohlebecken wärmenden Frauen und Män-

ner rekrutieren sich nicht gerade aus den Reihen glühender Anhänger der Euro-

päischen Union. Bei ihnen steht die Tricolore und die mit Inbrunst gesungene 

Marseillaise im Mittelpunkt.  

Und wenn die mobilisierten Bürger ihr Misstrauen in Bezug auf die Politiker 

zum Ausdruck bringen, die auf nationaler Ebene verantwortlich und dabei sind, 

ihre Legitimität zu verlieren, dann trifft das auf die übernationalen Institutionen, 

die einer solchen Legitimität von Natur aus entbehren, noch viel mehr zu. 

Das Versagen der Gewerkschaften 

Auch die Gewerkschaften gehen aus dieser Prüfung nicht unbeschadet her-

vor. Die Vorsitzenden der Gewerkschaftsbünde CFDT und CGC haben sich be-

schwert, dass solch eine Bewegung den „sozialen Dialog“ ausschließt, weil sie 

sich über die "Mittlerorganisationen" hinwegsetzt. Die Führung des CGT hat 

ihrerseits zunächst bemängelt, dass es sich um eine unterschwellig von der „ext-

remen Rechten“ gesteuerte Bewegung handle (doch eine Reihe seiner Mitglieder 

haben sich der Bewegung angeschlossen). Eines Tages wird man sich der Rolle 

des sogenannten "Antifaschismus" widmen müssen, als Vorwand, die "Klas-

sen"-Grundsätze aufzugeben: Ob beim Thema Europa, den Migrationsfragen 

oder sogar dem Aufruf, im zweiten Durchgang bei den Präsidentschaftswahlen 

für Macron zu stimmen. Verleugnung und Lossagung werden systematisch mit 

der Angst begründet, sich „neben Marine Le Pen“ wiederzufinden. Damit macht 

man in einem Ausmaß Werbung für sie, wie sie es wohl kaum verdient hat und 

räumt ihr den Platz ein, von dem sie träumt. 

Während die offiziellen Stimmen vorgaben, die Gefahr einer "Rückkehr zu 

den 1930er Jahren" dämmern zu sehen und die "Gilets jaunes" sich darauf vor-

bereiteten, auf die Straße zu gehen, plädierte der französische Wirtschaftsminis-

ter im Handelsblatt dafür, dass Europa ein "Empire" werden müsse. Ein "friedli-

ches" Empire, so präzisierte er (aber immerhin mit einer "richtigen europäischen 

Armee" ausgerüstet, von der der französische Staatschef träumt), das aber dann 

endlich seine Macht gegenüber den anderen großen Akteuren auf der Welt 

durchsetzen könnte. 

Zumindest muss man Bruno Le Maire zugutehalten, dass er den wahren Sinn 

der Globalisierung unverblümt beim Namen nennt – der Globalisierung, die 

letztendlich am 17. November die eigentliche Angeklagte war: Eine Dynamik 

von Vormachtstellungen und Rivalitäten, die den "Pöbel" niedertrampelt und die 

Völker unterwirft. Und die sie eines Tages wohl gegeneinander aufbringen 

https://www.handelsblatt.com/politik/international/europapolitik-frankreichs-finanzminister-macht-druck-auf-berlin-europa-muss-ein-empire-werden/23600498.html?ticket=ST-1220510-EnOD0LiUiOMjmy1ltDzh-ap2
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könnte. Denn ist das nicht die eigentliche Natur von Imperien, von Einheiten, 

die per Definition für sich keine Grenzen kennen? 

Zugegeben, die Verbindung zwischen dem Dieselpreis und den gefährlichen 

geopolitischen Ambitionen liegt nicht unbedingt auf der Hand. Doch der franzö-

sische Präsident sollte vorsichtig sein. Denn Gelbwesten... reflektieren. 

Das ist ja genau ihre Besonderheit. 

Die umfassenden Forderungen der Gelbwesten 

Forderungen der "Gelbwesten" gehen nun offiziell über die bloße Frage der 

Treibstoffpreise hinaus. In einem langen, der Presse und den Abgeordneten 

übermittelten Kommuniqué, das in den französischen Medien breite Beachtung 

fand, listen sie eine Reihe von Forderungen auf, die sie erfüllt haben möchten: 

"Abgeordnete Frankreichs, wir übermitteln Ihnen die Direktiven des Volkes, 

damit Sie diese in Gesetze umsetzen. 

Abgeordnete, verschaffen Sie unserer Stimme Gehör in der Nationalver-

sammlung! Folgen Sie dem Willen des Volkes! Setzen Sie diese Direktiven 

durch: 

• Null Obdachlosigkeit: DRINGEND. 

• Mehr Progression bei der Einkommenssteuer, das heißt mehr Stufen. 

• Mindestlohn von 1.300 Euro netto. 

• Förderung der kleinen Geschäfte in den Dörfern und Stadtzentren. Einstel-

lung des Baus großer Einkaufszentren um die Großstädte herum, die den 

Einzelhandel abwürgen, und mehr kostenlose Parkplätze in den Stadtzen-

tren. 

• Isolierung von Wohnungen im großen Maßstab, um die Ökologie mit Ein-

sparungen in den Haushalten voranzubringen. 

• Steuern: die GROSSEN (MacDonalds, Google, Amazon, Carrefour, ...) sol-

len GROSSES GELD zahlen, und die Kleinen (Handwerker, Klein- und 

Mittelbetriebe) zahlen KLEINES GELD. 

• Ein einheitliches System der Sozialversicherung für alle (Handwerker und 

kleine Selbständige eingeschlossen). Abschaffung der Selbständigen-

Sozialversicherung (RSI). 

• Das Rentensystem muss solidarisch bleiben und demzufolge vergesellschaf-

tet werden. Keine Rente nach Punkten. 

• Schluss mit der Erhöhung der Treibstoffsteuer. 

• Keine Rente unter 1.200 Euro. 

• Jeder gewählte Abgeordnete hat das Recht auf den Durchschnittslohn. Seine 

Reisekosten werden überprüft und, soweit begründet, erstattet. Recht auf 

Restaurant- und Urlaubsgutscheine. 

• Die Löhne aller Franzosen sowie die Renten und Leistungen sind entspre-

chend der Inflation zu indexieren. 

https://de.scribd.com/document/394450377/Les-revendications-des-gilets-jaunes
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• Schutz der französischen Industrie: Verbot von Verlagerungen. Schutz unse-

rer Industrie bedeutet Schutz unseres Know-how und unserer Arbeitsplätze. 

• Schluss mit der Arbeitnehmerentsendung. Es ist nicht normal, dass jemand, 

der auf französischem Territorium arbeitet, nicht den gleichen Lohn und die 

gleichen Rechte erhält. Jede Person, die autorisiert ist, auf französischem 

Territorium zu arbeiten, ist einem französischen Staatsbürger gleichzustel-

len, und ihr Arbeitgeber muss für sie die gleichen Abgaben entrichten wie 

ein französischer Arbeitgeber. 

• Zur Sicherung der Beschäftigung: Befristete Arbeitsverträge in großen Un-

ternehmen stärker begrenzen. Wir wollen mehr unbefristete Verträge. 

• Abschaffung der "Steuergutschrift für die Förderung des Wettbewerbs und 

der Beschäftigung" (CICE)*. Nutzung dieser Gelder zur Förderung einer 

französischen Wasserstoffauto-Industrie (wirklich ökologisch, anders als 

Elektroautos). 

• Ende der Austeritätspolitik. Einstellung von Zinszahlungen auf illegitim ein-

geschätzte Schulden und Beginn der Schuldentilgung, ohne auf das Geld der 

Armen und weniger Armen zurückzugreifen, sondern durch Aufspüren der 

80 Milliarden hinterzogenen Steuern. 

• Beseitigung der Ursachen erzwungener Migration. 

• Korrekte Behandlung von Asylbewerbern. Wir schulden ihnen Wohnraum, 

Sicherheit, Ernährung sowie Bildung für die Minderjährigen. Zusammenar-

beit mit der UNO zur Einrichtung von Empfangslagern in zahlreichen Län-

dern der Welt in Erwartung des Ergebnisses des Asylverfahrens. 

• Rückführung abgelehnter Asylbewerber in ihr Ursprungsland. 

• Umsetzung einer tatsächlichen Integrationspolitik. In Frankreich zu leben 

heißt, Franzose/Französin zu werden (Französisch-Kurse, Kurse in französi-

scher Geschichte und in staatsbürgerlicher Bildung mit Abschlusszeugnis 

am Ende der Kurse). 

• Festlegung eines Maximallohns von 15.000 Euro. 

• Schaffung von Arbeitsplätzen für Arbeitslose. 

• Erhöhung der Leistungen für Personen mit Behinderungen. 

• Begrenzung der Mietpreise. Mehr Wohnungen mit geringen Mietpreisen 

(insbesondere für Studenten und prekär Beschäftigte). 

• Verbot des Verkaufs von Grundstücken und Einrichtungen, die sich im Ei-

gentum Frankreichs befinden (Talsperren, Flughäfen, …). 

• Konsequente Zurverfügungstellung von Mitteln für Justiz, Polizei, Gendar-

merie und Armee. Bezahlung oder Freizeitausgleich von Überstunden der 

Ordnungskräfte. 

• Einsatz aller Mauteinnahmen für den Unterhalt der Autobahnen und Land-

straßen Frankreichs sowie für die Straßenverkehrssicherheit. 

• Da die Gas- und Strompreise seit der Privatisierung gestiegen sind, wün-

schen wir, dass beides wieder in die öffentliche Hand kommt und die Preise 

entsprechend gesenkt werden. 
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• Sofortiger Stopp der Einstellung kleiner Bahnstrecken, der Abschaffung von 

Postämtern und der Schließung von Schulen und Entbindungsstationen. 

• Wohlergehen für ältere Menschen. Verbot der Gewinnerzielung auf Kosten 

älterer Menschen. "Graues Wohlergehen" statt "Graues Gold". 

• Maximal 25 Schüler pro Klasse von der Vorschule bis zur Abschlussklasse. 

• Bereitstellung notwendiger Mittel für die Psychiatrie. 

• Volksentscheide sind in die Verfassung aufzunehmen. Schaffung einer les-

baren und effizienten Website, überwacht durch ein unabhängiges Kontroll-

organ, auf der Menschen Gesetzesvorschläge einbringen können. Wenn ein 

solcher Vorschlag 700.000 Unterschriften erhält, ist er von der Nationalver-

sammlung zu diskutieren, zu ergänzen und ggf. mit Änderungsvorschlägen 

zu versehen. Die Nationalversammlung ist zu verpflichten, ihn (ein Jahr 

nach dem Stichtag der Erlangung der 700.000 Unterschriften) der Gesamt-

heit der Franzosen zur Abstimmung vorzulegen. 

• Rückkehr zu einem Sieben-Jahres-Mandat für den Präsidenten der Republik. 

Die Wahl der Abgeordneten zwei Jahre nach der Wahl des Präsidenten wird 

dem Präsidenten der Republik ein positives oder negatives Signal hinsicht-

lich seiner Politik übermitteln. Dies wird dazu beitragen, der Stimme des 

Volkes Gehör zu verschaffen. 

• Rente mit 60 Jahren. Recht auf Rente mit 55 Jahren für alle Personen, die 

körperlich schwer arbeiten (beispielsweise Maurer oder Schlachthausarbei-

ter). 

• Verlängerung des Systems der Zuschüsse für Kinderbetreuung (Pajemploi) 

über das sechste Lebensjahr hinaus bis zum zehnten Lebensjahr des Kindes. 

• Förderung des Schienengütertransports. 

• Kein Quellensteuerabzug. 

• Schluss mit den lebenslangen Bezügen für Altpräsidenten. 

• Verbot der Erhebung einer Gebühr von Händlern für die Zahlung per Kre-

ditkarte durch deren Kunden. 

• Besteuerung von Schiffsdiesel und Kerosin". 


